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216

Zehnte Verordnung
zur Änderung der Durchführungsverordnung 

KiBiz
Vom 30. Juni 2019

Auf Grund des § 26 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 des Kin-
derbildungsgesetzes vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. 
S.  462), der zuletzt durch Gesetz vom 8. Juli 2016 (GV. 
NRW. S. 622) neu gefasst worden ist, verordnet das Mi-
nisterium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integra-
tion mit Zustimmung des Ministeriums der Finanzen: 

Artikel 1

Die Durchführungsverordnung KiBiz vom 18. Dezember 
2007 (GV. NRW. S.  739), die zuletzt durch Verordnung 
vom 30. April 2018 (GV. NRW. S.  282) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz  1 Nummer  1 werden die Wörter „Gesetz 
vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 622)“ durch die Wör-
ter „12. März 2019 (GV. NRW. S. 131) ersetzt.

 b)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „Mit dem Antrag nach Satz 1 Nummer 1 gelten die 
pauschalierten Zuschüsse gemäß § 21 f des Kinder-
bildungsgesetzes als mitbeantragt.“

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

     „Aus der auch für das Land verbindlichen 
Entscheidung der örtlichen Jugendhilfepla-
nung nach § 19 Absatz 3 des Kinderbildungs-
gesetzes ergeben sich bis zum 15. März für das 
in dem gleichen Kalenderjahr beginnende 
Kindergartenjahr Höhe und Anzahl der zu 
zahlenden Kindpauschalen und im Kindergar-
tenjahr 2019/2020 Höhe und Anzahl der pau-
schalierten Zuschüsse nach § 21 f des Kinder-
bildungsgesetzes.“

  bb)   Die Sätze 4 und 5 werden durch folgenden 
Satz ersetzt: 

     „Die pauschalierten Zuschüsse nach § 21 f des 
Kinderbildungsgesetzes bewilligt das Landes-
jugendamt durch Leistungsbescheid.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

  aa)   In Satz 2 werden das Wort „erstmalig“ und die 
Wörter „und dann alle fünf Jahre auf der 
Basis aktueller Daten“ gestrichen.

  bb)   In Satz 3 werden nach dem Wort „Kinderbil-
dungsgesetz“ die Wörter „und für das Verlän-
gerungsjahr 2019/2020“ eingefügt.

3.   Nach § 3 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgender Satz ein-
gefügt:

  „Bei den zusätzlichen Pauschalen nach § 21 f des Kin-
derbildungsgesetzes werden Abweichungen gegen-
über der Meldung zum 15. März nicht berücksichtigt.“

4.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Landesmittel im Sinne der §  21 Absatz  1 
(Kindpauschalen) in Verbindung mit §  21 e (Pla-
nungsgarantie), § 21 Absatz 3, 4, 8 und 10 des Kin-
derbildungsgesetzes (Verfügungspauschale, zusätz-
liche U3-Pauschale, Mietzuschuss, Ausgleich El-
ternbeitragsfreiheit), nach den §§ 21 a und 21 b des 
Kinderbildungsgesetzes (Landeszuschuss für plus-
KITA-Einrichtungen und Landeszuschuss für zu-
sätzlichen Sprachförderbedarf) und § 21 f des Kin-
derbildungsgesetzes (pauschalierte Zuschüsse) 
werden jeweils im Voraus zu Beginn eines Monats 
in der Höhe ausgezahlt, die sich aus den Beschei-
den nach § 2 Absatz 1, 2, 3 und 5 ergibt.“

 b)  In Absatz 3 wird Satz 2 aufgehoben.

5.  § 4 a Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

  „(3) § 4 a Absatz 1 und 2 gilt auf Grund des § 20 a Ab-
satz 5 des Kinderbildungsgesetzes nicht für die Kin-
dergartenjahre 2017/2018, 2018/2019 und 2019/2020.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2019 in Kraft.

Düsseldorf, den 30. Juni 2019

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration

des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen
des Landes Nordrhein-Westfalen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

– GV. NRW. 2019 S. 346

2251

Bekanntmachung
des Inkrafttretens

des Zweiundzwanzigsten Staatsvertrages
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Zweiundzwanzigster Rundfunkänderungs-
staatsvertrag)
Vom 9. Juli 2019

Nachdem am 30. April 2019 alle Ratifi kationsurkunden 
bei der Senatskanzlei der Freien und Hansestadt Ham-
burg, Vorsitzland der Ministerpräsidentenkonferenz, hin-
terlegt waren, ist der Staatsvertrag gemäß seines Arti-
kels 2 Absatz 2 Satz 1 zum 1. Mai 2019 in Kraft getreten. 

Düsseldorf, 9. Juli 2019

Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

(L. S.) Armin  L a s c h e t

– GV. NRW. 2019 S. 346

230

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über den 

Landesentwicklungsplan
Vom 12. Juli 2019

Auf Grund des § 17 Absatz 2 des Landesplanungsgeset-
zes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. 
S. 430), der durch Gesetz vom 16. März 2010 (GV. NRW. 
S.  212) neu gefasst worden ist, verordnet die Landesre-
gierung mit Zustimmung des Landtags:

Artikel 1

Die Anlage zur Verordnung über den Landesentwick-
lungsplan Nordrhein-Westfalen vom 15. Dezember 2016 
(GV. NRW. S. 122) wird wie folgt geändert:
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1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsverzeichnis

Begründung der Änderung des LEP NRW

Begründung der Aufstellung des LEP NRW

1. Einleitung

1.1 Neue Herausforderungen

1.2 Demographischen Wandel gestalten

1.3 Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung ermöglichen

1.4  Natur, erneuerbare Ressourcen und Klima 
 schützen

2. Räumliche Struktur des Landes

3. Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung

4. Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel

5.  Regionale und grenzübergreifende Zusammen-
arbeit

6. Siedlungsraum

6.1 Festlegungen für den gesamten Siedlungsraum

6.2  Ergänzende Festlegungen für Allgemeine 
 Siedlungsbereiche

6.  Ergänzende Festlegungen für Bereiche für 
 gewerbliche und industrielle Nutzungen

6.4  Standorte für landesbedeutsame fl ächenintensive 
Großvorhaben

6.5 Großfl ächiger Einzelhandel

6.6  Einrichtungen für Erholung, Sport, Freizeit und 
Tourismus

7. Freiraum

7.1 Freiraumsicherung und Bodenschutz

7.2 Natur und Landschaft

7.3 Wald und Forstwirtschaft

7.4 Wasser

7.5 Landwirtschaft

8. Verkehr und technische Infrastruktur

8.1 Verkehr und Transport

8.2 Transport in Leitungen

8.3 Entsorgung

9. Rohstoffversorgung

9.1 Lagerstättensicherung

9.2 Nichtenergetische Rohstoffe

9.3 Energetische Rohstoffe

10. Energieversorgung

10.1 Energiestruktur

10.2   Standorte für die Nutzung erneuerbarer 
 Energien

10.3 Kraftwerksstandorte und Fracking

11. Rechtsgrundlagen und Rechtswirkungen

Anhang 1: Zentrale Orte in Nordrhein-Westfalen

Anhang 2:  Landesbedeutsame Kulturlandschafts-
bereiche

Anlage: Zeichnerische Festlegungen“.

2.   Das Verzeichnis der Ziele, Grundsätze und Erläute-
rungen wird wie folgt gefasst:

„Verzeichnis der Ziele, Grundsätze und Erläuterun-
gen 

2-1 Ziel Zentralörtliche Gliederung

2-2 Grundsatz Daseinsvorsorge

2-3 Ziel Siedlungsraum und Freiraum

2-4 Ziel Entwicklung der Ortsteile im Freiraum

Zu 2-1 Zentralörtliche Gliederung

Zu 2-2 Daseinsvorsorge

Zu 2-3 Siedlungsraum und Freiraum

Zu 2-4 Entwicklung der Ortsteile im Freiraum

3-1 Ziel 32 Kulturlandschaften

3-2 Grundsatz Bedeutsame Kulturlandschafts-
bereiche

3-3 Grundsatz Historische Stadtkerne, Denkmäler 
und andere kulturlandschaftlich wertvolle Gegeben-
heiten

3-4 Grundsatz Neu zu gestaltende Landschafts-
bereiche

Zu 3-1 32 Kulturlandschaften

Zu 3-2 Bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche

Zu 3-3 Historische Stadtkerne, Denkmäler und an-
dere kulturlandschaftlich wertvolle Gegebenheiten

Zu 3-4 Neu zu gestaltende Landschaftsbereiche

4-1 Grundsatz Klimaschutz

4-2 Grundsatz Anpassung an den Klimawandel 
(Klimaanpassung) 

4-3 Grundsatz Klimaschutzkonzepte

Zu 4-1 Klimaschutz

Zu 4-2  Anpassung an den Klimawandel (Klima-
anpassung) 

Zu 4-3 Klimaschutzkonzepte

5-1 Grundsatz Regionale Konzepte in der Regional-
planung

5-2 Grundsatz  Europäischer Metropolraum Nord-
rhein-Westfalen

5-3 Grundsatz Grenzüberschreitende und transna-
tionale Zusammenarbeit

5-4 Grundsatz Strukturwandel in Kohleregionen

Zu 5-1 Regionale Konzepte in der Regionalplanung

Zu 5-2 Europäischer Metropolraum Nordrhein- 
Westfalen

Zu 5-3 Grenzüberschreitende und transnationale 
Zusammenarbeit

Zu 5-4 Strukturwandel in Kohleregionen

6.1-1 Ziel Flächensparende und bedarfsgerechte 
Siedlungsentwicklung

6.1-2 (Gestrichen) 

6.1-3 Grundsatz Leitbild „dezentrale Konzen-
tration“

6.1-4 Ziel  Keine bandartigen Entwicklungen und 
Splittersiedlungen

6.1-5 Grundsatz Leitbild „nachhaltige europäische 
Stadt“

6.1-6 Grundsatz Vorrang der Innenentwicklung

6.1-7 Grundsatz Energieeffiziente und klimage-
rechte Siedlungsentwicklung

6.1-8 Grundsatz Wiedernutzung von Brachfl ächen

6.1-9 Grundsatz Vorausschauende Berücksichti-
gung von Infrastrukturkosten und Infrastrukturfol-
gekosten

Zu 6.1-1 Flächensparende und bedarfsgerechte 
Siedlungsentwicklung

Zu 6.1-3 Leitbild „dezentrale Konzentration“

Zu 6.1-4 Keine bandartigen Entwicklungen und 
Splittersiedlungen

Zu 6.1-5 Leitbild „nachhaltige europäische Stadt“

Zu 6.1-6 Vorrang der Innenentwicklung

Zu 6.1-7 Energieeffiziente und klimagerechte Sied-
lungsentwicklung

Zu 6.1-8 Wiedernutzung von Brachfl ächen

Zu 6.1-9 Vorausschauende Berücksichtigung von 
Infrastrukturkosten und Infrastrukturfolgekosten
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6.2-1 Grundsatz Ausrichtung auf zentralörtlich 
 bedeutsame Allgemeine Siedlungsbereiche

6.2-2 Grundsatz Nutzung des schienengebundenen 
öffentlichen Nahverkehrs

6.2-3 Grundsatz Steuernde Rücknahme nicht mehr 
erforderlicher Siedlungsfl ächenreserven

Zu 6.2-1 Zentralörtlich bedeutsame Allgemeine 
Siedlungsbereiche

Zu 6.2-2 Nutzung des schienengebundenen öffent-
lichen Nahverkehrs

Zu 6.2-3 Steuernde Rücknahme nicht mehr erfor-
derlicher Siedlungsfl ächenreserven

6.3-1 Ziel Flächenangebot

6.3-2 Grundsatz Umgebungsschutz

6.3-3 Ziel Neue Bereiche für gewerbliche und in-
dustrielle Nutzungen

6.3-4 Grundsatz Interkommunale Zusammenarbeit

6.3-5 Grundsatz Anbindung neuer Bereiche für ge-
werbliche und industrielle Nutzungen

Zu 6.3-1 Flächenangebot

Zu 6.3-2 Umgebungsschutz

Zu 6.3-3 Neue Bereiche für gewerbliche und 
 industrielle Nutzungen

Zu 6.3-4 Interkommunale Zusammenarbeit

Zu 6.3-5 Anbindung neuer Bereiche für gewerb-
liche und industrielle Nutzungen

6.4-1 Ziel Standorte für landesbedeutsame fl ächen-
intensive Großvorhaben

6.4-2 Ziel Inanspruchnahme von Standorten für 
landesbedeutsame fl ächenintensive Großvorhaben

6.4-3 Grundsatz Entwicklung der Standorte für 
landesbedeutsame fl ächenintensive Großvorhaben

Zu 6.4-1 Standorte für landesbedeutsame fl ächen-
intensive Großvorhaben

Zu 6.4-2 Inanspruchnahme von Standorten für lan-
desbedeutsame fl ächenintensive Großvorhaben

Zu 6.4-3 Entwicklung der Standorte für landes-
bedeutsame fl ächenintensive Großvorhaben

6.5-1. Ziel Standorte des großfl ächigen Einzelhan-
dels nur in Allgemeinen Siedlungsbereichen

6.5-2 Ziel Standorte des großfl ächigen Einzelhan-
dels mit zentrenrelevanten Kernsortimenten nur in 
zentralen Versorgungsbereichen

6.5-3 Ziel Beeinträchtigungsverbot

6.5-4 Grundsatz Nicht zentrenrelevante Kernsorti-
mente: Verkaufsfl äche

6.5-5 Ziel Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: 
Standort, relativer Anteil zentrenrelevanter Randsor-
timente

6.5-6 Grundsatz Nicht zentrenrelevante Kernsorti-
mente: Verkaufsfl äche zentrenrelevanter Randsorti-
mente

6.5-7 Ziel Überplanung von vorhandenen Standor-
ten mit großfl ächigem Einzelhandel

6.5-8 Ziel Einzelhandelsagglomerationen

6.5-9 Grundsatz Regionale Einzelhandelskonzepte

6.5-10 Ziel Vorhabenbezogene Bebauungspläne für 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungs-
verordnung

Zu 6.5-1 Standorte des großfl ächigen Einzelhandels 
nur in Allgemeinen Siedlungsbereichen

Zu 6.5-2 Standorte des großfl ächigen Einzelhandels 
mit zentrenrelevanten Kernsortimenten nur in zent-
ralen Versorgungsbereichen

Zu 6.5-3 Beeinträchtigungsverbot

Zu 6.5-4 Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: 
Verkaufsfl äche

Zu 6.5-5 Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: 
Standort, relativer Anteil zentrenrelevanter Rand-
sortimente

Zu 6.5-6 Nicht zentrenrelevante Kernsortimente: 
Verkaufsfl äche zentrenrelevanter Randsortimente

Zu 6.5-7 Überplanung von vorhandenen Standor-
ten mit großfl ächigem Einzelhandel

Zu 6.5-8 Einzelhandelsagglomerationen

Zu 6.5-9 Regionale Einzelhandelskonzepte

Zu 6.5-10 Vorhabenbezogene Bebauungspläne für 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungs-
verordnung

6.6-1 Grundsatz Ausstattung der Siedlungsbereiche 
mit Bewegungsräumen und Erholungs-, Sport-, Frei-
zeit- und Tourismuseinrichtungen

6.6-2 Ziel Anforderungen für neue Standorte

Zu 6.6-1 Ausstattung der Siedlungsbereiche mit 
Bewegungsräumen und Erholungs-, Sport-, Freizeit- 
und Tourismuseinrichtungen

Zu 6.6-2 Anforderungen für neue Standorte

7.1-1 Grundsatz Freiraumschutz

7.1-2 Ziel Freiraumsicherung in der Regionalpla-
nung

7.1-3 Grundsatz Unzerschnittene verkehrsarme 
Räume

7.1-4 Grundsatz Bodenschutz

7.1-5 Ziel Grünzüge

7.1-6 Grundsatz Ökologische Aufwertung des Frei-
raums

7.1-7 Grundsatz Nutzung von militärischen Kon-
versionsfl ächen

7.1-8 Grundsatz Landschaftsorientierte und natur-
verträgliche Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzun-
gen

Zu 7.1-1 Freiraumschutz

Zu 7.1-2 Freiraumsicherung in der Regionalplanung

Zu 7.1-3 Unzerschnittene verkehrsarme Räume

Zu 7.1-4 Bodenschutz

Zu 7.1-5 Grünzüge

Zu 7.1-6 Ökologische Aufwertung des Freiraums

Zu 7.1-7 Nutzung von militärischen Konversions-
fl ächen

Zu 7.1-8 Landschaftsorientierte und naturverträgli-
che Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen

7.2-1 Ziel Landesweiter Biotopverbund

7.2-2 Ziel Gebiete für den Schutz der Natur

7.2-3 Ziel Vermeidung von Beeinträchtigungen

7.2-4 Grundsatz Erholungs-, Sport- und Freizeit-
nutzungen in Gebieten für den Schutz der Natur

7.2-5 Grundsatz Landschaftsschutz und Land-
schaftspfl ege

Zu 7.2-1 Landesweiter Biotopverbund

Zu 7.2-2 Gebiete für den Schutz der Natur

Zu 7.2-3 Vermeidung von Beeinträchtigungen

Zu 7.2-4 Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen 
in Gebieten für den Schutz der Natur

Zu 7.2-5 Landschaftsschutz und Landschaftspfl ege

7.3-1 Ziel Walderhaltung und Waldinanspruch-
nahme

7.3-2 Grundsatz Nachhaltig und ordnungsgemäß 
bewirtschaftete Wälder

7.3-3 Grundsatz Waldarme und waldreiche Gebiete

Zu 7.3-1 Walderhaltung und Waldinanspruchnahme
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Zu 7.3-2 Nachhaltig und ordnungsgemäß bewirt-
schaftete Wälder

Zu 7.3-3 Waldarme und waldreiche Gebiete

7.4-1 Grundsatz Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
der Gewässer

7.4-2 Grundsatz Oberfl ächengewässer

7.4-3 Ziel Sicherung von Trinkwasservorkommen

7.4-4 Ziel Talsperrenstandorte

7.4-5 Grundsatz Talsperrenstandorte zur Energie-
erzeugung und -speicherung

7.4-6 Ziel Überschwemmungsbereiche

7.4-7 Ziel Rückgewinnung von Retentionsraum

7.4-8 Grundsatz Berücksichtigung potenzieller 
Überfl utungsgefahren

Zu 7.4-1 Leistungs- und Funktionsfähigkeit der 
Gewässer

Zu 7.4-2 Oberfl ächengewässer

Zu 7.4-3 Sicherung von Trinkwasservorkommen

Zu 7.4-4 Talsperrenstandorte

Zu 7.4-5 Talsperrenstandorte zur Energieerzeugung 
und -speicherung

Zu 7.4-6 Überschwemmungsbereiche

Zu 7.4-7 Rückgewinnung von Retentionsraum

Zu 7.4-8 Berücksichtigung potenzieller Überfl u-
tungsgefahren

7.5-1 Grundsatz Räumliche Voraussetzung der 
Landwirtschaft

7.5-2 Grundsatz Erhalt landwirtschaftlicher Nutz-
fl ächen und Betriebsstandorte

Zu 7.5-1 Räumliche Voraussetzung der Landwirt-
schaft

Zu 7.5-2 Erhalt landwirtschaftlicher Nutzfl ächen 
und Betriebsstandorte

8.1-1 Grundsatz Integration von Siedlungs- und 
Verkehrsplanung

8.1-2 Ziel Neue Verkehrsinfrastruktur im Freiraum

8.1-3 Grundsatz Verkehrstrassen

8.1-4 Grundsatz Transeuropäisches Verkehrsnetz

8.1-5 Grundsatz Grenzüberschreitender Verkehr

8.1-6 Ziel Landesbedeutsame Flughäfen in Nord-
rhein-Westfalen

8.1-7 Ziel Schutz vor Fluglärm

8.1-8 Grundsatz Schutz vor Fluglärm und Sied-
lungsentwicklung

8.1-9 Ziel Landesbedeutsame Häfen und Wasser-
straßen

8.1-10 Grundsatz Güterverkehr auf Schiene und 
Wasser

8.1-11 Ziel Öffentlicher Verkehr

8.1-12 Ziel Erreichbarkeit

Zu 8.1-1 Integration von Siedlungs- und Verkehrs-
planung

Zu 8.1-2 Neue Verkehrsinfrastruktur im Freiraum

Zu 8.1-3 Verkehrstrassen

Zu 8.1-4 Transeuropäisches Verkehrsnetz

Zu 8.1-5 Grenzüberschreitender Verkehr

Zu 8.1-6 Landes- bzw. regionalbedeutsame Flughä-
fen in Nordrhein-Westfalen

Zu 8.1-7 Schutz vor Fluglärm

Zu 8.1-8 Schutz vor Fluglärm und Siedlungsent-
wicklung

Zu 8.1-9 Landesbedeutsame Häfen und Wasserstra-
ßen

Zu 8.1-10 Güterverkehr auf Schiene und Wasser

Zu 8.1-11 Öffentlicher Verkehr

Zu 8.1-12 Erreichbarkeit

8.2-1 Grundsatz Transportleitungen

8.2-2 Grundsatz Hochspannungsleitungen

8.2-3 Grundsatz Bestehende Höchstspannungs-
freileitungen

8.2-4 Ziel Neue Höchstspannungsfreileitungen

8.2-5 Grundsatz Unterirdische Führung von 
Höchstspannungsleitungen

8.2-6 Grundsatz Regionale Fernwärmeschienen

8.2-7 Grundsatz Energiewende und Netzausbau

Zu 8.2-1 Transportleitungen

Zu 8.2-2 Hochspannungsleitungen

Zu 8.2-3 Bestehende Höchstspannungsfreileitungen

Zu 8.2-4 Neue Höchstspannungsfreileitungen

Zu 8.2-5 Unterirdische Führung von Höchstspan-
nungsleitungen

Zu 8.2-6 Regionale Fernwärmeschienen

Zu 8.2-7 Energiewende und Netzausbau

8.3-1 Ziel Standorte für Deponien

8.3-2 Ziel Standorte von Abfallbehandlungsanla-
gen

8.3-3 Ziel Verkehrliche Anbindung von Standorten

8.3-4 Grundsatz Entstehungsortnahe Abfallbeseiti-
gung

Zu 8.3-1 Standorte von Deponien

Zu 8.3-2 Standorte von Abfallbehandlungsanlagen

Zu 8.3-3 Verkehrliche Anbindung von Standorten

Zu 8.3-4 Entstehungsortnahe Abfallbeseitigung

9.1-1 Grundsatz Standortgebundenheit von Roh-
stoffvorkommen

9.1-2 Grundsatz Substitution

9.1-3 Grundsatz Flächensparende Gewinnung

Zu 9.1-1 Standortgebundenheit von Rohstoff-
vorkommen

Zu 9.1-2 Substitution

Zu 9.1-3 Flächensparende Gewinnung

9.2-1 Ziel Räumliche Festlegungen für oberfl ächen-
nahe nichtenergetische Rohstoffe

9.2-2 Ziel Versorgungszeiträume

9.2-3 Ziel Fortschreibung

9.2-4 Grundsatz Reservegebiete

9.2-5 Ziel Nachfolgenutzung

9.2-6 Grundsatz Standorte obertägiger Einrich-
tungen

Zu 9.2-1 Räumliche Festlegungen für oberfl ächen-
nahe nichtenergetische Rohstoffe

Zu 9.2-2 Versorgungszeiträume

Zu 9.2-3 Fortschreibung

Zu 9.2-4 Reservegebiete

Zu 9.2-5 Nachfolgenutzung

Zu 9.2-6 Standorte obertägiger Einrichtungen

9.3-1 Ziel Braunkohlenpläne

9.3-2 Ziel Nachfolgenutzung für Standorte des 
Steinkohlenbergbaus

Zu 9.3-1 Braunkohlenpläne

Zu 9.3-2 Nachfolgenutzung für die Standorte des 
Steinkohlenbergbaus

10.1-1 Grundsatz Nachhaltige Energieversorgung
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10.1-2 Grundsatz Räumliche Voraussetzungen für 
die Energieversorgung

10.1-3 Grundsatz Neue Standorte für Erzeugung 
und Speicherung von Energie

10.1-4 Grundsatz Kraft-Wärme-Kopplung

Zu 10.1-1 Nachhaltige Energieversorgung

Zu 10.1-2 Räumliche Voraussetzungen für die 
 Energieversorgung

Zu 10.1-3 Neue Standorte für Erzeugung und 
 Speicherung von Energie

Zu 10.1-4 Kraft-Wärme-Kopplung

10.2-1 Grundsatz Halden und Deponien als Stand-
orte für die Nutzung erneuerbarer Energien

10.2-2 Grundsatz Vorranggebiete für die Wind-
energienutzung

10.2-3 Grundsatz Abstand von Bereichen/Flächen 
für Windenergieanlagen

10.2-4 Grundsatz Windenergienutzung durch 
 Repowering

10.2-5 Ziel Solarenergienutzung

Zu 10.2-1 Halden und Deponien als Standorte für 
die Nutzung erneuerbarer Energien

Zu 10.2-2 Vorranggebiete für die Windenergienut-
zung

Zu 10.2-3 Abstand von Bereichen/Flächen für 
Windenergieanlagen

Zu 10.2-4 Windenergienutzung durch Repowering

Zu 10.2-5 Solarenergienutzung

10.3-1 Ziel Neue Kraftwerksstandorte im Regional-
plan

10.3-2 Grundsatz Anforderungen an neue, im Regi-
onalplan festzulegende Standorte

10.3-3 Grundsatz Umgebungsschutz für Kraft-
werksstandorte

10.3-4 Ziel Ausschluss von Fracking in unkonven-
tionellen Lagerstätten

Zu 10.3-1 Neue Kraftwerksstandorte im Regional-
plan

Zu 10.3-2 Anforderungen an neue, im Regionalplan 
festzulegende Standorte

Zu 10.3-3 Umgebungsschutz für Kraftwerksstand-
orte

Zu 10.3-4 Ausschluss von Fracking in unkonven-
tionellen Lagerstätten“.

3.   Nach dem Verzeichnis der Ziele, Grundsätze und Er-
läuterungen wird folgende Begründung der Ände-
rung des LEP NRW eingefügt:

 „Begründung der Änderung des LEP NRW

Mit der Änderung des Landesentwicklungsplans 
wird die Raumordnung in NRW fl exibler und zu-
kunftsfähiger. Die entsprechende raumgerechte Kon-
zeption verschafft der Regional- und Bauleitplanung 
ausreichende Spielräume, erhöht die Planungssi-
cherheit und belässt gleichzeitig der Wirtschaft ih-
rem Bedarf entsprechend ausreichende Entwick-
lungsspielräume. Für die Landesregierung ist es ent-
scheidend, die erforderlichen Änderungen schnell 
umzusetzen, um rasch die räumlichen Entwicklungs-
potenziale zu entfesseln. Das Planverfahren ist daher 
auf wesentliche und zentrale Inhalte beschränkt. 

Die Begründung für die wichtigsten Änderungen im 
Überblick:

Ländliche Regionen und Ballungsräume erhalten 
gleichwertige Entwicklungschancen. Dazu erhalten 
die Kommunen Flexibilität und Entscheidungskom-
petenzen bei der Flächenausweisung zurück. Sie 
können bedarfsgerechter auch in Ortschaften mit 
weniger als 2 000 Einwohnern neue Wohnbau-, Ge-
werbe- und Industriefl ächen darstellen. Unnötige 

Hemmnisse zur Ausweisung von Bauland werden ge-
strichen.

Nordrhein-Westfalen ist ein attraktiver Standort mit 
hoher Lebens- und Umweltqualität. Eine Vorausset-
zung für den Wohlstand in NRW ist eine erfolgreiche 
Wirtschaftsentwicklung in allen Teilen des Landes. 
Als Industriestandort ist NRW von herausragender 
Bedeutung. Um diese Position des Landes zu festigen 
und auszubauen sorgt die LEP-Änderung für ein be-
darfsgerechteres Angebot an Flächen für Gewerbe 
und Industrie. Dabei war zu berücksichtigen, dass 
die nordrhein-westfälische Wirtschaft zum weitaus 
größten Teil aus kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) besteht. Diese vielfach inhabergeführten Fa-
milienbetriebe sind in besonderem Maße an ihren je-
weiligen Standort gebunden, so dass es durch die 
Änderung erleichtert wird, ihr Unternehmen durch 
angrenzende Flächen zu erweitern. 

Aber auch generell gilt, dass ein am Bedarf der Wirt-
schaft orientiertes Flächenangebot unter Berück-
sichtigung der teilräumlichen Gegebenheiten in 
NRW ein Ziel der Landesregierung ist, zu dem diese 
LEP-Änderung maßgeblich beiträgt. Den Unterneh-
men sollte ein differenziertes Flächenangebot zur 
Verfügung stehen, das den unternehmensspezifi schen 
Anforderungen entspricht.  Wirtschafts- und Indust-
riestandorte sollen erhalten und weiterentwickelt 
werden. Dazu gehört auch die optimale Anbindung 
von Wirtschaftsfl ächen an Infrastrukturen und die 
Vermeidung von Nutzungskonfl ikten. Mit dem geän-
derten LEP wird dies maßgeblich unterstützt. Dabei 
können auch große Flächen als Gewerbe- und Indus-
triestandorte gesichert werden.

Für die planerische Aufgabe der Energiewende ist 
Akzeptanz erforderlich. Der Ausbau der Windenergie 
stößt jedoch in weiten Teilen des Landes inzwischen 
auf Vorbehalte in der Bevölkerung. Mit den Änderun-
gen zur Standortfestlegung für die Nutzung erneuer-
barer Energien sollen die Akzeptanz für die Nutzung 
der Windenergie erhalten und kommunale Entschei-
dungsspielräume gestärkt werden. 

Ergänzende Begründungen für die einzelnen geän-
derten Festlegungen sind auch in den jeweiligen Er-
läuterungen zu den Zielen und Grundsätzen, im Um-
weltbericht und in den weiteren Unterlagen zur 
LEP-Änderung dargelegt (Abwägung der Stellung-
nahmen, synoptische Darstellungen zu den Änderun-
gen vor und nach der Beteiligung).“

4.   Der Überschrift von Begründung werden die folgen-
den Wörter angefügt:

 „ der Aufstellung des LEP NRW“

5.  Ziel 2-3 wird wie folgt gefasst:

„2-3 Ziel Siedlungsraum und Freiraum

Als Grundlage für eine nachhaltige, umweltgerechte 
und den siedlungsstrukturellen Erfordernissen Rech-
nung tragende Entwicklung der Raumnutzung ist 
das Land in Gebiete zu unterteilen, die vorrangig 
Siedlungsfunktionen (Siedlungsraum) oder vorran-
gig Freiraumfunktionen (Freiraum) erfüllen oder er-
füllen werden.

Die Siedlungsentwicklung der Gemeinden vollzieht 
sich innerhalb der regionalplanerisch festgelegten 
Siedlungsbereiche. 

In den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum 
gelegenen Ortsteilen ist unberührt von Satz  2 eine 
Siedlungsentwicklung gemäß Ziel 2-4 möglich.

Ausnahmsweise können im regionalplanerisch fest-
gelegten Freiraum Baufl ächen und -gebiete darge-
stellt und festgesetzt werden, wenn

–  diese unmittelbar an den Siedlungsraum anschlie-
ßen und die Festlegung des Siedlungsraums nicht 
auf einer deutlich erkennbaren Grenze beruht, 

–  es sich um angemessene Erweiterungen oder Nach-
folgenutzungen vorhandener Betriebsstandorte 
oder um eine Betriebsverlagerung zwischen be-
nachbarten Ortsteilen handelt,
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–  es sich um die angemessene Weiterentwicklung 
vorhandener Standorte von überwiegend durch 
bauliche Anlagen geprägten Erholungs-, Sport-, 
Freizeit- und Tourismuseinrichtungen einschließ-
lich der Ferien- und Wochenendhausgebiete für 
diese Zwecke handelt, 

–  es sich um die angemessene Folgenutzung zulässig 
errichteter, erhaltenswerter, das Bild der Kultur-
landschaft prägender Gebäude oder Anlagen han-
delt, 

–  es sich um Tierhaltungsanlagen handelt, die nicht 
der Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
unterliegen,

–  die besondere öffentliche Zweckbestimmung für 
bauliche Anlagen des Bundes oder des Landes so-
wie der Kommunen bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben im Brand- und Katastrophenschutz dies erfor-
dert oder 

–  die jeweiligen baulichen Nutzungen einer zugehö-
rigen Freiraumnutzung deutlich untergeordnet 
sind.“

6.  Nach Ziel 2-3 wird folgendes Ziel 2-4 eingefügt: 

„2-4 Ziel Entwicklung der Ortsteile im Freiraum

In den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum 
gelegenen Ortsteilen ist unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse der Landschaftsentwicklung und des 
Erhalts der landwirtschaftlichen Nutzfl äche eine be-
darfsgerechte, an die vorhandene Infrastruktur an-
gepasste Siedlungsentwicklung möglich.

Darüber hinaus ist die bedarfsgerechte Entwicklung 
eines solchen Ortsteils zu einem Allgemeinen Sied-
lungsbereich möglich, wenn ein hinreichend vielfäl-
tiges Infrastrukturangebot zur Grundversorgung si-
chergestellt wird.“

7.   Die Erläuterungen zu Ziel 2-3 werden wie folgt ge-
fasst:

„Zu 2-3 Siedlungsraum und Freiraum

Eine homogene Verteilung und Durchmischung von 
Siedlungs- und Freiraumnutzungen ist mit einer 
nachhaltigen Raumentwicklung unvereinbar. Bei der 
hohen Bevölkerungsdichte in Nordrhein-Westfalen 
würde dies zu einer starken Zersiedelung der Land-
schaft führen, die weder den sozialen und wirtschaft-
lichen Anforderungen an den Raum gerecht würde 
noch seine ökologischen Funktionen gewährleisten 
könnte.

Grundlegende Entscheidungen bezüglich der nach-
haltigen Raumentwicklung erfolgen mit der raum-
ordnerischen Aufteilung des Raumes in „Siedlungs-
raum“ und „Freiraum“. Dabei ist die gewachsene 
Raumstruktur mit den Unterschieden von Verdich-
tungsgebieten und überwiegend ländlich strukturier-
ten Gebieten zugrunde zu legen.

Die mit der nachhaltigen Raumentwicklung verbun-
dene Umweltvorsorge und Sicherung von Ressourcen 
verlangt im dicht besiedelten und stark industriali-
sierten Nordrhein-Westfalen gleichermaßen einen 
verantwortungsbewussten Umgang mit dem Sied-
lungsraum und dem Freiraum. Angesichts der Sied-
lungsdynamik, die erst in den letzten Jahren eine 
 Abschwächung erfahren hat, bleibt die Sicherung 
unverbauten und unversiegelten Raumes als Voraus-
setzung für die Erhaltung und Regeneration der na-
türlichen Lebensgrundlagen eine zentrale raumpla-
nerische Aufgabe. Die Schaffung und Sicherstellung 
gesunder Umweltbedingungen ist ebenfalls eine Vor-
aussetzung der Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse.

Die Siedlungsentwicklung der Gemeinden hat sich 
innerhalb des Siedlungsraumes bedarfsgerecht, 
nachhaltig und umweltverträglich zu vollziehen. Der 
Freiraum ist grundsätzlich zu erhalten und seiner 
ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Bedeu-
tung entsprechend zu sichern und funktionsgerecht 
zu entwickeln. Den textlichen Festlegungen des LEP 
zur Weiterentwicklung von Siedlungsraum und Frei-
raum liegt die landesweit vorliegende regionalplane-

rische Abgrenzung von Siedlungsraum und Freiraum 
zugrunde. Deren Fortschreibung oder einzelfallbezo-
gene Änderung – unter Beachtung relevanter Festle-
gungen des LEP – ist wiederum Aufgabe der Regio-
nalplanung.

Der im Ziel verwandte Begriff „Siedlungsentwick-
lung“ umfasst insbesondere die bauleitplanerische 
Ausweisung von Baufl ächen und Baugebieten. Die so 
defi nierte Siedlungsentwicklung muss zielkonform in 
den regionalplanerisch festgelegten Siedlungsberei-
chen und – in begrenztem Umfang – in kleineren, 
dem regionalplanerisch festgelegten Freiraum zuge-
ordneten Ortsteilen erfolgen.

Den regionalplanerisch festgelegten Allgemeinen 
Siedlungsbereichen liegt i. d. R. eine vorhandene oder 
geplante Mindestgröße von etwa 2000 Einwohnern 
zugrunde; unterhalb dieser Größe können i. d. R. 
keine zentralörtlich bedeutsamen Versorgungsfunkti-
onen ausgebildet werden. 

Eine ausnahmslose Ausrichtung der Siedlungsent-
wicklung auf regionalplanerisch festgelegte Sied-
lungsbereiche würde aber den Belangen vorhandener 
kleinerer Ortsteile nicht gerecht. Die festgelegte 
Konzentration der Siedlungsentwicklung auf regio-
nalplanerisch festgelegte Siedlungsbereiche betrifft 
insofern u. a. die wachstumsorientierte Allokation 
von Siedlungsfl ächen für Zuwanderung und Be-
triebsverlagerungen bzw. –neuansiedlungen.

Siedlungserweiterungen im Siedlungsraum und in 
den im regionalplanerischen Freiraum gelegenen 
Ortsteilen müssen in der Summe dem Siedlungsfl ä-
chenbedarf (vgl. Ziel 6.1-1) entsprechen und deshalb 
überörtlich abgestimmt werden. 

Im Außenbereich zulässige Vorhaben bleiben von die-
ser Festlegung unberührt. Insofern können Gemein-
den auch für im Außenbereich zulässige Vorhaben 
feinsteuernde Bauleitplanung betreiben. Damit ist 
auch eine Entwicklung von Betrieben im Rahmen 
von § 35 Abs. 2 BauGB und nach § 35 Abs. 4 Nr. 6 
BauGB möglich. In diesem Zusammenhang ist auf 
§  35 Abs.  4 Nr.  6 BauGB und die dazu ergangene 
höchstrichterliche Rechtsprechung zu verweisen.

Mit dem ersten Spiegelstrich der Ausnahme wird 
klargestellt, dass Baufl ächen und -gebiete ausnahms-
weise auch dann dargestellt und festgesetzt werden, 
wenn sie zwar nicht innerhalb des regionalplane-
risch festgelegten Siedlungsraums liegen, sondern 
nur an diesen angrenzen.

Bei der Beurteilung, ob eine kommunale Bauleitpla-
nung unmittelbar an den Siedlungsraum anschließt, 
ist auf die räumliche Nähe der vorgesehenen Pla-
nung zum festgelegten Siedlungsraum abzustellen.

Eine „deutlich erkennbare Grenze“ kann dabei so-
wohl planerisch als auch faktisch festgelegt sein und 
sich aus natürlichen Gegebenheiten wie z. B. einem 
Flusslauf ergeben, sich aber auch an einer bereits 
vorhandenen Infrastruktur oder an einer geografi -
schen Grenze orientieren. Hat der Plangeber dagegen 
eine bewusste und sinnvolle Abgrenzung zwischen 
Siedlungsraum und Freiraum vorgenommen, z. B. er-
gibt sich die Gebietsgrenze erkennbar an natürlichen 
Gegebenheiten wie einem Flusslauf, an bereits vor-
handener Infrastruktur oder an einer geografi schen 
Grenze, so ist die Ausnahme nicht anwendbar. Ent-
sprechende Hinweise können sich nicht nur aus der 
zeichnerischen Darstellung, sondern auch aus der 
Planerläuterung oder Aufstellungsunterlagen erge-
ben (so z. B. OVG NRW, Urteil vom 30.09.2014 – 8 A 
460/13 -, BRS 82 Nr. 111).

Mit dem zweiten Spiegelstrich wird es den Kommu-
nen ermöglicht, angemessene Erweiterungen und 
Nachfolgenutzungen vorhandener Betriebsstandorte 
über eine Bauleitplanung zu sichern.

In Anlehnung an die Regelung in §  35 Abs.  4  S.  1 
Nr. 6 BauGB soll die Erweiterung im Verhältnis zum 
vorhandenen Betriebsstandort angemessen sein. Es 
ist eine Einzelfallentscheidung vorzunehmen. 

Maßstab für die Beurteilung der Angemessenheit ist 
der Vergleich zwischen dem vorhandenen und dem 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 15 vom 23. Juli 2019352

durch die Planung erweiterten Standort. Die bau-
lich-räumliche Erweiterung muss im Verhältnis zum 
Standort angemessen sein und den betrieblichen Er-
fordernissen entsprechen. Dabei ist ein funktionaler 
Zusammenhang zwischen dem vorhandenen Be-
triebsstandort und der beabsichtigten Erweiterung 
vorauszusetzen und in der Regel von der bisherigen 
Struktur und Größenordnung des Betriebsstandortes 
als Maßstab auszugehen.

Vergrößerungen um mehr als die Hälfte des Vorhan-
denen gelten dabei in der Regel als nicht mehr ange-
messen. Als nicht mehr angemessen gelten auch 
mehrmalige Erweiterungen, die zusammengenom-
men nicht angemessen wären.

Eine Änderung der bisherigen Zweckbestimmung 
des Betriebsstandortes oder seine Erweiterung für 
einen neuen Zweck ist von der Ausnahme grundsätz-
lich nicht gedeckt. Bei Standorten landwirtschaftli-
cher Betriebe kann eine angemessene Erweiterung 
aber funktional zugeordnete vorhandene oder neue 
Nutzungen beinhalten, die bei alleiniger Betrachtung 
nicht der landwirtschaftlichen Produktion zuzurech-
nen sind, für die aber ein betrieblicher Zusammen-
hang mit der landwirtschaftlichen Betätigung be-
gründet werden kann. Die Bauleitplanung muss da-
bei aber weiterhin durch einen landwirtschaftlichen 
Betrieb geprägt sein (Hauptzweck). Bauleitplane-
risch kommt daher regelmäßig nur die Planung eines 
Sondergebietes für den gesamten Betriebsstandort in 
Frage. Die funktional zugeordneten nichtlandwirt-
schaftlichen Nutzungen müssen sich zudem dem 
landwirtschaftlichen Betrieb quantitativ und quali-
tativ deutlich unterordnen (Nebenzweck). Dies setzt 
auch räumlich eine unmittelbare Nähe zur Hofstelle 
sowie eine fl ächenmäßige wie bauliche Unterord-
nung voraus.

Eine angemessene Nachfolgenutzung wiederum liegt 
dann vor, wenn die vorhandene Infrastruktur aus-
reicht, um die geplante Nachfolgenutzung durchzu-
führen. Die Nachfolgenutzung ist jedoch nicht mehr 
angemessen, wenn die bisherige Nutzung des vor-
handenen Betriebsstandortes erheblich verändert 
wird. Dies ist z. B. der Fall, wenn vorhandene Be-
triebsstandorte von Forstwirtschaft und Landwirt-
schaft einschließlich des Gartenbaus und der Fische-
rei gewerblich nachgenutzt werden sollen. 

Benachbart sind Ortsteile in der Regel dann, wenn 
sie über das örtliche Straßennetz unmittelbar mitei-
nander verbunden sind. Die „Nachbarschaft“ endet 
dabei nicht an einer Verwaltungsgrenze, sondern 
auch solche Ortsteile können als benachbart gelten, 
die unterschiedlichen Gemeinden angehören.

Bauleitplanung für Kultur-, Erholungs-, Sport-, Frei-
zeit- und Tourismuseinrichtungen richtet sich nach 
dem 3. bzw. 4. Spiegelstrich der Ausnahmen in Ziel 
2-3 sowie – bei Erholungs-, Sport-, Freizeit- und 
Tourismuseinrichtungen – nach Ziel 6.6-2.

Mit dem zweiten Spiegelstrich wird darüber hinaus 
auch eine Bauleitplanung für die Verlagerung von 
Gewerbebetrieben zwischen benachbarten Ortstei-
len, d. h. von einem Ortsteil in den anderen Ortsteil, 
ermöglicht. Dies kann beispielsweise zur Optimie-
rung der eigenen Betriebsabläufe erforderlich sein 
oder weil kleinräumig agierende Gewerbebetriebe 
wie z. B. kleine Handwerksbetriebe auf Kunden, Lie-
feranten und Mitarbeiter aus der nahen Umgebung 
angewiesen sind. Zum Schutz landwirtschaftlicher 
Flächen ist unter dieser Ausnahme nicht die Verlage-
rung von Betrieben aus dem Siedlungsraum in die im 
regionalplanerisch festgelegten Freiraum gelegenen 
Ortsteile subsumiert. Dieses würde einer konzent-
rierten Siedlungsentwicklung und der damit verbun-
denen effizienten Auslastung von Infrastrukturen so-
wie der sparsamen Inanspruchnahme von Flächen 
zuwiderlaufen.

Mit der Ausnahme im dritten Spiegelstrich sollen die 
in Nordrhein-Westfalen bereits bestehenden Struk-
turen für Erholung, Sport, Freizeit und Tourismus ef-
fi zienter weiter genutzt und den dafür vorhandenen 
Standorten für diese Zwecke wirtschaftlich eine Per-
spektive eingeräumt werden. Mit der Ausnahme 

kann an den isoliert im Freiraum bereits vorhande-
nen Standorten überwiegend durch bauliche Anla-
gen geprägter Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tou-
rismuseinrichtungen einschließlich der Ferien- und 
Wochenendhausgebiete Bauleitplanung betrieben 
werden. Zu den vorhandenen Standorten im Sinne 
der Ausnahme gehören die faktisch bestehenden Vor-
haben, die nach den §§ 30 ff. BauGB genehmigt oder 
genehmigungsfähig sind.

Die „Weiterentwicklung“ im Sinne des dritten Spie-
gelstriches umfasst zusätzlich zur Möglichkeit der 
Erweiterung dieser Standorte auch Nutzungsanpas-
sungen und -änderungen für Erholung, Sport, Frei-
zeit und Tourismus. Nutzungsanpassungen und -än-
derungen sind dann als angemessen zu betrachten, 
wenn sie im sachlich-funktionalen Zusammenhang 
mit der bisherigen Standortnutzung stehen und den 
Charakter der bisherigen Standortnutzung im We-
sentlichen erhalten.

Die Umwandlung bislang der Erholung dienender 
Sondergebiete in Gebiete mit dauerhafter Wohnnut-
zung wird von der Ausnahme nicht umfasst. Denn 
damit würde die bisherige Standortnutzung für Er-
holung, Sport, Freizeit und Tourismus ersetzt und 
nicht für diesen Zweck weiterentwickelt.

Mit dem vierten Spiegelstrich wird der kommunalen 
Bauleitplanung die Möglichkeit eröffnet, über das 
nach §  35 Abs.  4 BauGB zulässige Maß hinaus Er-
weiterungen durch Bauleitplanung vorzusehen. An-
gemessene Folgenutzung bedeutet hierbei, dass die 
Erweiterungen für den Erhalt der genannten Ge-
bäude / Anlagen erforderlich sind und nur mit gerin-
gen zusätzlichen Umweltauswirkungen verbunden 
sind.

Die Regelung richtet sich an die Bauleitplanung und 
macht keine Vorgaben für die Vorhabenzulässigkeit 
nach § 35 Abs. 4 BauGB. 

Mit dieser Festlegung soll dem drohenden Verfall von 
Baudenkmälern und anderen kulturell bedeutsamen 
Bauwerken mit einer entsprechenden Beziehung zum 
Außenbereich vorgebeugt werden. Das Vorhaben 
muss dabei der Erhaltung des Gestaltswerts dienen.

Die Ausnahme im fünften Spiegelstrich gilt für Bau-
leitplanungen für die Tierhaltungsanlagen, die nicht 
der Privilegierung gemäß §  35 Abs.  1 Nr.  4 BauGB 
unterliegen.

Bauliche Anlagen im Sinne des sechsten Spiegel-
strichs sind insbesondere Justizvollzugsanstalten 
und forensische Kliniken. Mit der Erweiterung des 
Ausnahmetatbestandes auf die Kommunen soll si-
chergestellt werden, dass die Kommunen ihre durch 
gesetzlichen Auftrag zugewiesenen Aufgaben im 
Brand- und Katastrophenschutz (z. B. durch den Bau 
notwendiger Feuerwehr – und Rettungswachen) im 
Einzelfall erfüllen können, s. auch §  3 des Gesetzes 
über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Ka-
tastrophenschutz vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. 
2015  S.  886), das durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) geändert worden ist. 
Die Kommunen müssen gewährleisten, dass inner-
halb eines bestimmten Zeitraumes Feuerwehren und 
Rettungsdienste vor Ort sind. Dazu kann es im Ein-
zelfall erforderlich werden, auch im Freiraum gele-
gene Standorte in Anspruch zu nehmen.

Soweit der LEP Festlegungen zu sonstigen Vorhaben 
trifft, wie z. B. die Festlegungen des Kap. 6.5 zu Vor-
haben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO, Vorhaben gemäß 
6.6-2 (Standortanforderungen für bestimmte Ein-
richtungen für Erholung, Sport, Freizeit und Touris-
mus), 8.3-2 (Standorte von Abfallbehandlungsanla-
gen) und 10.2-5 (Solarenergienutzung) bleiben diese 
unberührt.“

8.   Nach den Erläuterungen zu Ziel 2-3 werden folgende 
Erläuterungen zu Ziel 2-4 eingefügt:

„Zu 2-4 Entwicklung der Ortsteile im Freiraum

Auch Ortsteile, die im regionalplanerisch festgeleg-
ten Freiraum liegen, haben eine Entwicklungspers-
pektive. Die bedarfsgerechte Entwicklung dieser 
Ortsteile (i. d. R. gemäß §  35 Abs.  5 LPlG-DVO 
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Wohnplätze mit einer Aufnahmefähigkeit von weni-
ger als 2 000 Einwohnerinnen und Einwohnern) ist 
im Rahmen der Tragfähigkeit der vorhandenen Inf-
rastruktur möglich.

Bedarfsgerecht bedeutet hierbei zum einen bezogen 
auf den Ortsteil regelmäßig, dass der natürlichen Be-
völkerungsentwicklung im Ortsteil, abnehmenden 
Belegungsdichten von Wohnungen, steigenden Wohn-
fl ächenansprüchen der Einwohner oder Sanierungs- 
oder Umstrukturierungsmaßnahmen im Baubestand 
z. B. zur Beseitigung städtebaulicher Missstände 
durch die Ausweisung zusätzlicher Wohnbaufl ächen 
Rechnung getragen werden kann. Hierzu sind auch 
Angebotsplanungen von Baufl ächen und Baugebie-
ten für einen mittel- bis langfristigen Planungshori-
zont möglich. Darüber hinaus ist in diesen Ortsteilen 
eine städtebauliche Abrundung oder Ergänzung von 
Wohnbaufl ächen im Rahmen der Tragfähigkeit der 
vorhandenen Infrastruktur möglich.

Neben der im Ziel 2-3 genannten Ausnahmeregelung 
für vorhandene Betriebe oder Betriebsverlagerungen 
gelten für die in kleinen Ortsteilen ansässigen Be-
triebe, z. B. der Land- und Forstwirtschaft, des Hand-
werks sowie für Gewerbe, dass Erweiterungen am 
Standort oder Betriebsverlagerungen innerhalb des 
Ortsteils, z. B. aus der Ortsmitte an den Ortsrand, re-
gelmäßig möglich sind. Dies gilt auch für die bauleit-
planerische Sicherung betriebsgebundener Flächen-
reserven für die Betriebe im Ortsteil.

Bedarfsgerecht bedeutet zum anderen, dass die im 
Siedlungsraum und in den Ortsteilen ermöglichte 
Siedlungsentwicklung durch den bestehenden Sied-
lungsfl ächenbedarf (vgl. Ziel 6.1-1) abgedeckt sein 
muss. Darüber hinaus dürfen derartige Siedlungs-
entwicklungen in den Ortsteilen der grundsätzlich 
angestrebten Ausrichtung der Siedlungsentwicklung 
auf den Siedlungsraum nicht zuwiderlaufen.

Für die gemeindliche Steuerung und zur schlüssigen 
Begründung der oben beschriebenen Ortsteilent-
wicklungen kann ein gesamtgemeindliches Konzept 
mit einer Analyse der in den Ortsteilen vorhandenen 
Infrastruktur, den noch freien Kapazitäten und den 
sich daraus unter Berücksichtigung des bestehenden 
Siedlungsfl ächenbedarfs ergebenden städtebaulichen 
Entwicklungspotenziale sinnvoll sein.

Ortsteile, in denen weniger als 2 000 Menschen le-
ben, verfügen i. d. R. nicht über ein räumlich gebün-
deltes Angebot an öffentlichen und privaten Dienst-
leistungs- und Versorgungseinrichtungen. Ein kleiner 
Ortsteil kann unter den Voraussetzungen gemäß Ab-
satz 2 jedoch auch zu einem Allgemeinen Siedlungs-
bereich entwickelt werden.

Für eine mögliche Weiterentwicklung zu einem All-
gemeinen Siedlungsbereich kommen Ortsteile in 
Frage, die entweder bereits über ein hinreichend 
vielfältiges Infrastrukturangebot zur Grundversor-
gung verfügen oder in denen dieses zukünftig sicher-
gestellt wird. Eine solche Grundversorgung umfasst 
beispielsweise eine Kita, ein Gemeindehaus, ein Bür-
gerzentrum, eine Grundschule, eine Kirche, Arztpra-
xen, einen Supermarkt bzw. einen Discounter. Zu-
künftig können gegebenenfalls Teile einer solchen 
Grundversorgung bei Vorhandensein entsprechender 
Voraussetzungen (insbesondere Internetzugang und 
z. B. Lieferlogistik) auch durch digitale Angebote wie 
z. B. Onlinesupermärkte oder E-Health-Angebote 
abgedeckt werden. In großen, dünnbesiedelten Flä-
chengemeinden beispielsweise in der Eifel oder im 
Sauerland können einige solcher Ortsteile z. B. auch 
Versorgungsfunktionen für andere, noch kleinere 
Ortsteile übernehmen. Für die Neufestlegung eines 
kleineren Ortsteils als Allgemeinen Siedlungsbereich 
kann darüber hinaus auch eine regelmäßige 
ÖPNV-Anbindung sprechen. 

Für die Weiterentwicklung von kleinen Ortsteilen zu 
einem Allgemeinen Siedlungsbereich ist ein nach-
vollziehbares gesamtgemeindliches Konzept zur an-
gestrebten Siedlungsentwicklung erforderlich.“

9.   Nach Grundsatz 5-3 wird folgender Grundsatz 5-4 
eingefügt:

„5-4 Grundsatz Strukturwandel in Kohleregionen

Um Strukturbrüche zu vermeiden, soll der Struktur-
wandel in den Kohleregionen in regionaler Zusam-
menarbeit gestaltet werden. Dafür sollen regionale 
Konzepte zur Unterstützung des laufenden Struk-
turwandels durch Ausweisung und konzeptionelle 
Entwicklung geeigneter Gewerbe- und Industriefl ä-
chen sowie von Wohngebieten nachhaltig raumpla-
nerisch unterstützt und mit geeigneten Infrastruk-
turmaßnahmen gefördert werden.“

10.   Nach den Erläuterungen zu Grundsatz 5-3 werden 
folgende Erläuterungen zu Grundsatz 5-4 eingefügt:

„Zu 5-4 Strukturwandel in Kohleregionen

Ende 2018 endete der staatlich subventionierte 
Steinkohleabbau in Nordrhein-Westfalen. Im Rheini-
schen Braunkohlenrevier werden Braunkohleabbau 
und Verstromung kontinuierlich zurückgehen. 

Der nun anstehende Strukturwandel ist in den Regi-
onen ohne Strukturbrüche zu gestalten. Erforderlich 
ist eine regional stark aufgestellte Zusammenarbeit, 
die die verschiedenen Planungsprozesse zusammen-
führt. Ziel ist es, die Nachfolgenutzungen und -kon-
zepte für die ehemals bergbaulich genutzten Flächen 
erfolgreich umzusetzen. Dies gilt auch für Konzepte 
zur Nachfolgenutzung von ehemaligen Kraftwerk-
standorten. Gleichzeitig sind neue Zukunftsimpulse 
für Wirtschaft und Gesellschaft zu entwickeln. Die 
Landesregierung wird diesen Prozess für die Regio-
nen begleiten und mit Fördermitteln unterstützen.

Aufgabe der Regionalräte und ihrer Gremien wird es 
sein, ihre Planungsinstrumente zu nutzen, um diesen 
Strukturwandel ohne Strukturbrüche zu fl ankieren. 
Die Landesregierung wird die Regionalräte Köln und 
Düsseldorf dabei unterstützen, den Kommunen des 
Rheinischen Reviers eine Sonderstellung bei der 
Ausweisung zusätzlicher Industrie- und Gewerbe-
gebiete ohne Auswirkungen in anderen Regionen zu 
ermöglichen. Weiterhin  wirken wir auch am Struk-
turwandel der vom Ende des Steinkohleabbaus be-
troffenen Bereiche des Münsterlandes und des Ruhr-
gebietes mit. 

Ziel sind räumlich ausgewogene Voraussetzungen für 
eine Stärkung der regionalen Wachstums- und Inno-
vationspotenziale. Dabei sind die Menschen in den 
Regionen, die Entscheidungsträger der verschiede-
nen Ebenen, die Bergbau treibenden Unternehmen, 
die Hochschulen und die Kammern einzubinden.“

11.  Grundsatz 6.1-2 wird gestrichen.

12.   Die Erläuterungen zu Grundsatz 6.1-2 werden ge-
strichen.

13.   Die Erläuterungen zu Ziel 6.3-3 werden wie folgt ge-
fasst:

„Zu 6.3-3 Neue Bereiche für gewerbliche und indus-
trielle Nutzungen

Die Planung neuer GIB (einschließlich der Erweite-
rungen bestehender GIB) erfolgt bedarfsgerecht und 
fl ächensparend (vgl. auch Ziel 6.3-1 bzw. Ziel 6.1-1 
sowie Grundsatz 6.1-2 einschließlich der jeweiligen 
Erläuterungen).

Dem Freiraumschutz und der kosteneffizienten Nut-
zung vorhandener technischer Infrastrukturen sowie 
der angesichts des demographischen Wandels not-
wendigen Konzentration der Siedlungsentwicklung 
wird am besten durch die Festlegung neuer GIB un-
mittelbar anschließend an die vorhandenen Allge-
meinen Siedlungsbereiche oder Bereiche für gewerb-
liche und industrielle Nutzungen Rechnung getra-
gen. Dabei stehen Bandinfrastrukturen und andere 
linienhafte Regionalplanfestlegungen (wie z. B. Ge-
wässer) dem „unmittelbaren Anschluss“ im Sinne 
dieser Festlegung in der Regel nicht entgegen.

Die Festlegung eines isoliert im Freiraum liegenden 
GIB leistet der Zersiedlung der Landschaft Vorschub 
und steht dem Anliegen des LEP entgegen, die wei-
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tere Siedlungsentwicklung u. a. an den vorhandenen 
Infrastrukturen auszurichten.

Vor diesem Hintergrund ist in den Grundsätzen 6.1-2 
und 6.1-8 auch festgehalten, dass isoliert im Frei-
raum liegende Brachfl ächen (Defi nition Brachfl ächen 
s. Erläuterung zu 6.1-1) einer Freiraumnutzung zuge-
führt werden sollen. Unter bestimmten Vorausset-
zungen kann es allerdings sinnvoll sein, auch isoliert 
im Frei raum liegende Brachfl ächen einer gewerbli-
chen / industriellen Nachfolgenutzung zuzuführen. 
Diesem Um stand trägt Absatz bzw. Satz  2 von Ziel 
6.3-3 Rechnung: unter den dort genannten Vorausset-
zungen wird der gewerblichen / industriellen Nach-
nutzung isoliert im Freiraum liegender Brach(teil)
fl ächen der Vorrang vor einer Nachfolgenutzung der 
gesamten Brachfl äche als Freiraum eingeräumt. Da-
bei ist die im Ziel ge nannte „Nachnutzung bereits 
versiegelter Flächen einschließlich vorhandener Inf-
rastruktur“ nicht so zu ver stehen, dass dort nicht 
Anpassungen an aktuelle Anforderungen der Wirt-
schaft (wie z. B. Breitbandausbau, Ertüchtigung von 
Verkehrsverbindungen) durchgeführt werden kön-
nen. Der Begriff „versiegelte Flächen“ umfasst dabei 
sowohl vollversiegelte als auch teilversiegelte Flä-
chen; sonstige zwischen diesen versiegelten Flächen 
liegende, nicht naturschutzwürdige Teilfl ächen von 
untergeordneter Größenordnung (im Verhältnis zu 
der gesamten Fläche, die für bauliche Nutzungen 
überplant werden soll) sind von der über diesen Ab-
satz von Ziel 6.3-3 begründeten Nachnutzungsmög-
lichkeit ebenfalls umfasst. Das „Erweiterungsver-
bot“ betrifft die abschnittsweise Entwicklung versie-
gelter Flächen eines Konversionsstan dortes und 
deren Überplanung durch mehrere, zeitlich aufein-
ander folgende Regionalplan-Änderungsver fahren 
nicht. 

Ebenso ist eine Anbindung neuer GIB an solche GIB 
mit Zweckbindung oder textlichem Ziel gemäß Ab-
satz 1 von Ziel 6.3-3 möglich.

Weiterhin darf eine Festlegung eines isoliert im Frei-
raum liegenden GIB ausnahmsweise erfolgen, wenn 
die Gemeinde gegenüber der Regionalplanung nach-
weist, dass der Festlegung eines neuen GIB unmittel-
bar anschließend an die vorhandenen Allgemeinen 
Siedlungsbereiche oder Bereiche für gewerbliche 
und industrielle Nutzungen die in Absatz 3 des Ziels 
genannten Gründe entgegenstehen – selbstverständ-
lich nur insoweit, als dieser Festlegung keine ande-
ren raumordnerischen Festlegungen entgegenstehen. 
Bei der Festlegung des GIB sind dann vorrangig die 
im Ziel genannten Flächenpotenziale zu nutzen. Ge-
eignet im Sinne dieser Festlegung ist eine Brachfl ä-
che dann, wenn eine gewerbliche / industrielle Nach-
folgenutzung möglich ist.

Bezüglich des in diesem Ziel verwendeten Begriffs 
„kurzwegig“ wird auf den ersten Absatz der Erläu-
terungen zu Grundsatz 6.3-5 verwiesen.

Die Bauleitplanung unterstützt dieses Ziel – insbe-
sondere die vorrangige Verstandortung neuer Berei-
che für gewerbliche und industrielle Nutzungen un-
mittelbar anschließend an den vorhandenen Sied-
lungsraum – dadurch, dass sie mögliche Konfl ikte 
mit benachbarten Nutzungen durch eine geeignete 
Zonierung der aneinander angrenzenden Allgemei-
nen Siedlungsbereiche / Bereiche für gewerbliche 
und industrielle Nutzungen löst. Außerdem wirkt sie 
auf eine nachhaltige Entwicklung von Gewerbe- und 
Industriegebieten, die den Schutz von Klima und 
Umwelt sowie des ressourcenschonenden Wirtschaf-
tens berücksichtigt, hin.“ 

14.  Ziel 6.4-2 wird wie folgt gefasst:

„6.4-2 Ziel Inanspruchnahme von Standorten für 
landesbedeutsame fl ächenintensive Großvorhaben 

Die landesbedeutsamen Standorte für fl ächeninten-
sive Großvorhaben sind für raumbedeutsame Vorha-
ben mit besonderer Bedeutung für die wirtschaftli-
che Entwicklung des Landes Nordrhein-Westfalen 
vorbehalten, die industriell geprägt sind und einen 
Flächenbedarf von mindestens 50 ha haben. Diese 
Größenordnung bezieht sich auf die geplante End-

ausbaustufe eines einzelnen Großvorhabens oder ei-
nes Vorhabensverbundes.

Ausnahmsweise kann für Vorhabenverbünde mehre-
rer Betriebe ein Standort in Anspruch genommen 
werden, wenn sichergestellt ist, dass:

die einzelnen Vorhaben funktionell miteinander ver-
bunden sind und 

die erste Ansiedlung eines Vorhabenverbundes durch 
ein Produktionsunternehmen mit einem Flächenbe-
darf von mindestens 10 ha erfolgt.“

15.   Die Erläuterungen zu Ziel 6.4-2 werden wie folgt ge-
fasst:

„Zu 6.4-2 Inanspruchnahme von Standorten für lan-
desbedeutsame fl ächenintensive Großvorhaben

Standorte für landesbedeutsame fl ächenintensive 
Großvorhaben sind der Ansiedlung von Vorhaben mit 
besonderer Bedeutung für die wirtschaftliche Ent-
wicklung des Landes Nordrhein-Westfalen vorbehal-
ten. Für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
besonders bedeutsam sind Vorhaben, die

maßgeblich zur Schaffung und Sicherung von Ar-
beitsplätzen beitragen (arbeitsintensive Betriebe),

für die im Land vorhandene zuliefernde und weiter-
verarbeitende Industrie von Bedeutung sind (wichti-
ges Glied in einer Wertschöpfungskette) oder 

zur Stärkung der Innovationskraft des Landes bei-
tragen (Betriebe oder Betriebsverbünde mit neuen, 
zukunftsweisenden Produkten oder Produktionsver-
fahren). 

Die Inanspruchnahme der Standorte durch Vorha-
ben, die weder landesbedeutsam noch fl ächeninten-
siv sind, wie z. B. reine Unternehmensverlagerungen, 
wird grundsätzlich ausgeschlossen. Folgende Aus-
nahmen sind jedoch möglich:

Verlagerungen, bei denen Betriebserweiterungen am 
bisherigen Betriebsstandort nicht mehr möglich sind;

Entstehen eines zusätzlichen neuen Unternehmens-
standortes, wobei der bisherige erhalten bleibt;

Entwicklung neuer Geschäftsfelder eines Unterneh-
mens.

Die Standorte sind überwiegend für Nutzungen vor-
gesehen, die industriell geprägt oder für die Indust-
rie von besonderer Bedeutung sind. Dazu zählen bei-
spielsweise Unternehmen des Automobil-, Maschi-
nen- und Anlagenbaus, der pharmazeutischen, 
chemischen und Kunststoffindustrie, der Energie- 
und Regelungstechnik oder arbeitsintensive Verede-
lungsbetriebe des Logistikgewerbes.

Die Standorte dienen nicht der regionalen Versor-
gung mit Flächen für emittierende Gewerbe- und In-
dustriebetriebe und gehen daher auch nicht in die 
Ermittlung des regionalen Gewerbefl ächenbedarfs 
ein (s. Kap.  6.3). Die Ansiedlung von großfl ächigen 
Einzelhandels-, Freizeit-, Sport- oder Erholungsein-
richtungen kommt nicht in Betracht (s. Kap. 6.5 und 
6.6). 

Der Mindestfl ächenbedarf für Großvorhaben wird 
entsprechend der Praxis der Wirtschaftsförderung 
auf 50 ha festgelegt. Eine Untersuchung im Auftrag 
von NRW.Invest zeigt z. B., dass von den 75 in 
Deutschland und in sechs weiteren europäischen 
Nachbarländern seit 2009 vorgefundenen Investiti-
onsvorhaben > 12 ha die ganz überwiegende Mehr-
heit einen Flächenbedarf < 50 ha aufwies. Dies zeigt, 
dass durch die Vorgabe des Mindestfl ächenbedarfs 
von 50 ha (und die Vorgabe des Mindestfl ächenbe-
darfs von 10 ha für die erste Ansiedlung eines Vorha-
benverbundes) eine wirksame Abgrenzung der vier 
Standorte für landesbedeutsame fl ächenintensive 
Großvorhaben gegenüber kommunalen und regional-
bedeutsamen Gewerbegebieten gegeben ist. In den 
Regionen, in denen es schon über einen längeren 
Zeitraum ein Siedlungsfl ächenmonitoring gibt, zeigt 
sich darüber hinaus, dass die meisten Flächeninan-
spruchnahmen in Gewerbe- bzw. Industriegebieten 
deutlich unter 10 ha liegen. Gewerbe- und Industrie-
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gebiete bzw. die entsprechenden im Regionalplan ge-
sicherten Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen wiederum bieten in aller Regel keine zu-
sammenhängenden Flächen größer 50 ha an.

Als „fl ächenintensives Großvorhaben“ kann in einem 
begründeten Einzelfall ein Vorhabenverbund mehre-
rer Betriebe unter den im Ziel genannten und im Fol-
genden weiter ausgeführten Voraussetzungen aner-
kannt werden. Bei einem solchen Vorhabenverbund 
hat zwar jedes einzelne Vorhaben für sich genommen 
einen geringeren Flächenbedarf als 50 ha, die Vorha-
ben sind aber funktionell so miteinander verbunden, 
dass sie in ihrer Gesamtheit in der Endausbaustufe 
einen Raumanspruch von mindestens 50 ha aufwei-
sen. Auch hier bezieht sich die Größenordnung von 
50 ha auf die geplante Endausbaustufe eines Vorha-
benverbundes.

Die erste Ansiedlung eines Vorhabenverbundes hat 
durch ein Unternehmen mit einem Flächenbedarf 
von mindestens 10 ha zu erfolgen.

Entscheidend ist der aus der funktionellen Verbin-
dung resultierende besondere Raumbedarf der Vor-
haben in ihrer Gesamtheit. Im Gegensatz zu einer 
 lediglich organisatorischen oder rechtlichen Ver-
bindung besteht ein funktioneller Verbund beispiels-
weise im Verhältnis Zulieferbetrieb/technischer End-
fertigung oder bei Herstellern eines Produktes aus 
mehreren chemischen Rohstoffen oder zwischen Be-
trieben, die Teil eines Innovations- und Wertschöp-
fungsnetzwerkes sind. Als funktionell verbundene 
Vorhaben in diesem Sinne wären etwa integrierte 
chemische Anlagen nach 4. BImSchV bzw. UVPG zu 
werten (also etwa ein Verbund zur Herstellung von 
Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische Um-
wandlung im industriellen Umfang, bei dem sich 
mehrere Einheiten nebeneinander befi nden und in 
funktioneller Hinsicht miteinander verbunden sind). 
Die gemeinsame Platzierung funktionell verbunde-
ner Vorhaben an einem einzigen Standort vermeidet 
ein Verkehrsaufkommen zwischen den Einzelvorha-
ben bzw. ermöglicht überhaupt erst derartige aufein-
ander angewiesene Nutzungen. 

Ein raumordnerischer Vertrag, der auch private Vor-
habenträger bindet, ist insbesondere bei Inanspruch-
nahme des Standortes durch einen funktionellen Vor-
habenverbund zu empfehlen.“

16.  Ziel 6.6-2 wird wie folgt gefasst:

„6.6-2 Ziel Anforderungen für neue Standorte

Neue Standorte für raumbedeutsame, überwiegend 
durch bauliche Anlagen geprägte Erholungs-, Sport-, 
Freizeit- und Tourismuseinrichtungen einschließlich 
neuer Ferien- und Wochenendhausgebiete sind um-
welt-, sozial- und zentrenverträglich festzulegen.

Neue Ferien- und Wochenendhausgebiete bzw. -be-
reiche sind dabei unmittelbar anschließend an Allge-
meinen Siedlungsbereichen festzulegen. 

Andere neue raumbedeutsame, überwiegend durch 
bauliche Anlagen geprägte Erholungs-, Sport-, Frei-
zeit- und Tourismuseinrichtungen sind in der Regel 
innerhalb von beziehungsweise unmittelbar an-
schließend an Allgemeine Siedlungsbereiche oder 
Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen 
festzulegen. 

Ausnahmsweise können für neue Standorte für an-
dere neue raumbedeutsame, überwiegend durch bau-
liche Anlagen geprägte Erholungs-, Sport-, Freizeit- 
und Tourismuseinrichtungen auch andere im Frei-
raum liegende Flächenpotenziale in Frage kommen, 
wenn:

es sich um Brachfl ächen (z. B. militärische Konversi-
onsfl ächen) – sofern sie sich für eine solche bauliche 
Nachfolgenutzung eignen – oder um geeignete Orts-
teile handelt und 

vorrangige Freiraumfunktionen beachtet werden und

Belange des Naturschutzes und der Landschafts-
pfl ege, des Boden- und Grundwasserschutzes, des 
Immissionsschutzes, des Denkmalschutzes und die 
natürliche Eigenart der Landschaft einschließlich 

des Orts- und Landschaftsbildes sowie ihr Erho-
lungswert berücksichtigt werden und 

eine leistungsfähige, kurzwegige Anbindung an das 
überörtliche Straßenverkehrsnetz und an Verkehrs-
träger mit hoher Transportkapazität (insbesondere 
Bahn, Schiff, Öffentlicher Personennahverkehr) vor-
handen oder geplant ist.“

17.   Die Erläuterungen zu Ziel 6.6-2 werden wie folgt ge-
fasst:

„Zu 6.6-2 Anforderungen für neue Standorte

Sowohl private als auch öffentliche Einrichtungen 
für Erholung, Sport, Freizeit und Tourismus stellen 
wachsende Ansprüche an den Raum im dicht besie-
delten Nordrhein-Westfalen. So hat allein die Zahl 
der Freizeitgroßeinrichtungen von 197 im Jahr 1997 
um rund 57 % auf 309 Einrichtungen im Jahr 2006 
zugenommen; von diesen 309 liegen alleine 131 in 
Gebieten mit überwiegend ländlicher Raumstruktur 
(Quelle: ILS-Forschung 2/09 „Moderne Freizeitein-
richtungen in Nordrhein-Westfalen“, Mai 2009).

Nach § 2 (2) Nr. 2 und 3 ROG ist die Siedlungstätig-
keit räumlich zu konzentrieren, die Flächeninan-
spruchnahme im Freiraum zu begrenzen und Raum-
strukturen sind so zu gestalten, dass die Verkehrsbe-
lastung verringert und zusätzlicher Verkehr 
vermieden wird. Die Grundsätze 6.1-8 und 7.1-7 sind 
zu berücksichtigen.

In Nordrhein-Westfalen gibt es etwa 300 Ferien-/ 
Wochenendhausgebiete in sehr unterschiedlicher 
Größenordnung. In der Vergangenheit hat es immer 
wieder Fehlentwicklungen hin zu einer Dauerwohn-
nutzung dieser Gebiete gegeben, verbunden mit einer 
langfristigen funktionalen Änderung der entspre-
chenden Unterkünfte und der Anforderungen an die 
Infrastruktur dieser Gebiete. Vor diesem Hintergrund 
sind neue Ferienhaus- und Wochenendhausgebiete 
zukünftig unmittelbar anschließend an Allgemeinen 
Siedlungsbereichen zu entwickeln, um den Freiraum 
vor Zersiedlung zu schützen. Die Entwicklung von 
Wochenend- und Ferienhausgebieten soll die regio-
nalen Eigenheiten nutzen und die landschaftliche 
Attraktivität als Voraussetzung für den Tourismus 
nachhaltig sichern.

Auch neue Standorte für andere raumbedeutsame, 
überwiegend durch bauliche Anlagen geprägte Erho-
lungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen 
sind in der Regel unmittelbar anschließend an Allge-
meinen Siedlungsbereichen oder Bereiche für ge-
werbliche und industrielle Nutzungen zu entwickeln. 
Letztere kommen in Einzelfällen in Betracht, z. B. 
aus Immissionsschutzgründen. Mit Blick auf in die-
sen Bereichen ansässige gewerbliche und industrielle 
Nutzungen sowie Störfallbetriebe haben Regional- 
und Bauleitplanung auch hier den Grundsatz 6.3-2 
(Umgebungsschutz) zu berücksichtigen. Die Voraus-
setzungen für eine Ausnahme sind im Ziel genannt; 
bei den geeigneten Ortsteilen handelt es sich dabei 
um Ortsteile, die aufgrund ihrer Größe zwar regio-
nalplanerisch als Freiraum dargestellt sind, aber zu-
mindest über ein Basisangebot an öffentlichen und 
privaten Einrichtungen der Versorgung und medizi-
nischen Betreuung verfügen.

In Abgrenzung zur Ausnahme in Ziel 2-3, 3. Spiegel-
strich, für vorhandene Standorte von überwiegend 
durch bauliche Anlagen geprägte Freizeit-, Erho-
lungs-, Sport- und Tourismuseinrichtungen ist ein 
Standort dann als neu zu bewerten, wenn dort bis-
lang weder regional- oder bauleitplanerisch noch 
faktisch eine Freizeit-, Erholungs-, Sport- und Tou-
rismuseinrichtung einschl. Ferien- und Wochenend-
hausgebieten bzw. -bereichen vorhanden ist.

Raumbedeutsame, überwiegend durch bauliche An-
lagen geprägte Erholungs-, Sport-, Freizeit- und 
Tourismuseinrichtungen sind als Allgemeiner Sied-
lungsbereich für zweckgebundene Nutzungen festzu-
legen. Die Festsetzung von Sondergebieten für Vor-
haben i. S. des § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung 
in raumbedeutsamen, überwiegend durch bauliche 
Anlagen geprägten Erholungs-, Sport-, Freizeit- und 
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Tourismuseinrichtungen richtet sich nach Kapitel 
6.5.

Um das touristische Potenzial einer Region zu nut-
zen und zu entwickeln und um die Tragfähigkeit gro-
ßer Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tourismusein-
richtungen mit weitreichendem Einzugsbereich zu 
sichern, sind regionale Betrachtungen und Koopera-
tionen sinnvoll. Hieraus resultierende informelle 
Konzepte sollen in der Regionalplanung berücksich-
tigt werden.“

18.   Die Erläuterungen zu Grundsatz 7.1-7 werden wie 
folgt gefasst:

„Zu 7.1-1 Nutzung von militärischen Konversionsfl ä-
chen

Aufgrund der Besonderheiten der militärischen Nut-
zung haben militärische Konversionsfl ächen oft 
beson dere Bedeutung für den Biotop- und Arten-
schutz. Dies gilt insbesondere für Truppenübungs-
plätze, die häu fi g in Gegenden mit von Natur aus 
nährstoffarmen Böden angelegt wurden und wäh-
rend ihrer militärischen Nutzung auch nur extensiv 
genutzt wurden. Die im Freiraum liegenden überwie-
gend landschaftlich gepräg ten militärischen Konver-
sionsfl ächen sollen deshalb künftig vorrangig Zwe-
cken des Natur- und Landschafts schutzes dienen. 

Bei größeren militärischen Konversionsfl ächen kann 
dies auch in einer gemeinsamen Nutzung mit Anla-
gen zur Gewinnung erneuerbarer Energie sinnvoll 
sein; diese sollen die Naturschutzzwecke jedoch 
nicht beeinträchtigen. 

Im Einzelfall können auch andere Nutzungen in Be-
tracht kommen. Dabei sollen bisher nicht überbaute 
oder versiegelte Flächen auch weiterhin für Frei-
raumfunktionen erhalten bleiben. Bei Überlegungen 
zur Nutzung von ehemals baulich geprägten Berei-
chen für eine bauliche Folgenutzung sind der Grund-
satz 6.1-8 zu berücksichtigen und Ziel 6-3-3 zu be-
achten.“

19.  Ziel 7.2-2 wird wie folgt gefasst:

„7.2-2 Ziel Gebiete für den Schutz der Natur

Die im LEP zeichnerisch festgelegten Gebiete für 
den Schutz der Natur sind für den landesweiten Bio-
topverbund zu sichern und in den Regionalplänen 
über die Festlegung von Bereichen zum Schutz der 
Natur zu konkretisieren. Die Bereiche zum Schutz 
der Natur sind durch Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspfl ege zu erhalten und zu entwi-
ckeln.

Das im LEP zeichnerisch festgelegte Gebiet für den 
Schutz der Natur, welches das Gebiet des bestehen-
den Nationalparks Eifel überlagert, ist durch Festle-
gungen der Regionalplanung in seiner Einzigartig-
keit und naturräumlichen Funktionsvielfalt zu er-
halten und zu entwickeln. 

Das im LEP zeichnerisch festgelegte Gebiet für den 
Schutz der Natur, welches das Gebiet des derzeitigen 
Truppenübungsplatzes Senne überlagert, das sich im 
Eigentum des Bundes befi ndet, ist durch Festlegun-
gen der Regionalplanung in seiner Einzigartigkeit 
und naturräumlichen Funktionsvielfalt als einer der 
bedeutendsten zusammenhängenden Biotopkom-
plexe in Nordrhein-Westfalen zu erhalten.“

20.   Die Erläuterungen zu Ziel 7.2-2 werden wie folgt ge-
fasst:

„Zu 7.2-2 Gebiete für den Schutz der Natur

In den im LEP festgelegten Gebieten für den Schutz 
der Natur haben die Ziele des Naturschutzes Vorrang 
vor anderen raumbedeutsamen Nutzungsansprü-
chen. Diese Gebiete sind als Grundgerüst des landes-
weiten Biotopverbundes zu erhalten oder zu entwi-
ckeln. 

Die zeichnerische Festlegung der Gebiete zum 
Schutz der Natur erfasst die FFH-Gebiete, Kernfl ä-
chen der Vogelschutzgebiete, den Nationalpark Eifel, 
die ausgewiesenen Naturschutzgebiete sowie weitere 
naturschutzfachlich wertvolle Gebiete, die für den 

Aufbau eines landesweiten Biotopverbundes beson-
dere Bedeutung haben. 

Die Darstellungsschwelle für diese Gebiete liegt 
maßstabsbedingt im LEP bei 150 ha, weshalb der 
LEP nur das Grundgerüst des landesweiten Biotop-
verbundes zeichnerisch festlegen kann. Die Gebiete 
zum Schutz der Natur sind deshalb in den Regional-
plänen über die Festlegung von Bereichen zum 
Schutz der Natur (BSN) zu konkretisieren und auf 
der Basis eines naturschutzfachlichen Fachbeitrages 
um weitere für den regionalen Biotopverbund be-
deutsame Bereiche zu ergänzen.

Auf der Grundlage der Verpfl ichtung zum Aufbau ei-
nes europäischen Schutzgebietsnetzes „Natura 2000“ 
hat Nordrhein-Westfalen insgesamt 518 FFH-Ge-
biete und 28 Vogelschutzgebiete (Stand 2011), die ca. 
8,4   % der Landesfl äche einnehmen, an die EU ge-
meldet. Die FFH-Gebiete sind weitgehend als Natur-
schutzgebiete ausgewiesen. 

Der Schutz der Vogelschutzgebiete ist bereits über 
LNatSchG und BNatschG geregelt und bedarf keiner 
weiteren Festsetzung als Naturschutzgebiet, sofern 
nicht in Teilbereichen andere Schutzgründe dafür 
sprechen.

Neben dem Nationalpark Eifel sowie den bereits 
rechtskräftig festgesetzten Naturschutzgebieten (ab 
150 ha) werden weitere für den Naturschutz und den 
landesweiten Biotopverbund wertvolle Gebiete, die 
in den Regionalplänen mit Planungsstand vom 
31. Dezember 2014 als Bereiche zum Schutz der Na-
tur festgelegt sind in die Kulisse der Gebiete zum 
Schutz der Natur einbezogen.

Die Festlegung der Gebiete für den Schutz der Natur 
beruht auf fachlichen Einschätzungen des LANUV 
und ist auf der Planungsebene des LEPs mit anderen 
Nutzungsansprüchen abgewogen worden. Andere 
Raumansprüche werden weiterhin auf nachgeordne-
ten Planungsebenen im Rahmen der Konkretisierun-
gen von Schutzgebietsausweisungen oder Maßnah-
men des Natur- und Landschaftsschutzes unter Ein-
schluss des Vertragsnaturschutzes berücksichtigt.

Über die Ausweisung von Schutzgebieten für Natur 
und Landschaft wird nicht im LEP, sondern auf der 
nachgeordneten Planungsebene im Rahmen der 
Landschaftsplanung oder durch die für Naturschutz 
zuständigen Behörden entschieden. 

Dazu gehört auch zu prüfen, ob und inwieweit die 
Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der 
Landschaftspfl ege auch durch vertragliche Vereinba-
rungen (Vertragsnaturschutz) zu erreichen sind. 

Die Festlegung von Gebieten für den Schutz der Na-
tur erstreckt sich auch auf die naturschutzwürdigen 
Teile von militärisch genutzten Gebieten. Bei Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pfl ege ist auf Flächen, die ausschließlich oder über-
wiegend Zwecken der Verteidigung, einschließlich 
der Erfüllung internationaler Verpfl ichtungen und 
des Schutzes der Zivilbevölkerung dienen oder in ei-
nem verbindlichen Plan für die genannten Zwecke 
ausgewiesen sind, die bestimmungsgemäße Nutzung 
zu gewährleisten. Die Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspfl ege sind hier zu berücksichtigen 
(vgl. §  4 BNatSchG). Unberührt bleiben insoweit 
Maß nahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspfl ege aufgrund einvernehmlicher Regelung 
zwischen den Verwaltungen des Militärs und des Na-
turschutzes.

Soweit Gebiete zum Schutz der Natur an GIB mit 
Betriebsbereichen nach Störfallverordnung angren-
zen, ist bei der Ausweisung von naturschutzfachli-
chen Entwicklungsmaßnahmen dem Umgebungs-
schutz entsprechend Grundsatz 6.3-2 Rechnung zu 
tragen.“

21.  Ziel 7.3-1 wird wie folgt gefasst:

„7.3-1 Ziel Walderhaltung und Waldinanspruchnahme

Wald ist insbesondere mit seiner Bedeutung für die 
nachhaltige Holzproduktion, den Arten- und Biotop-
schutz, die Kulturlandschaft, die landschaftsorien-
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tierte Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzung, den 
Klimaschutz und wegen seiner wichtigen Regulati-
onsfunktionen im Landschafts- und Naturhaushalt 
zu erhalten, vor nachteiligen Entwicklungen zu be-
wahren und weiterzuentwickeln. Dazu werden in 
den Regionalplänen entsprechende Waldbereiche 
festgelegt, die in der Regel eine Inanspruchnahme 
durch entgegenstehende Nutzungen ausschließen.

Ausnahmsweise dürfen Waldbereiche für entgegen-
stehende Planungen und Maßnahmen nur dann in 
Anspruch genommen werden, wenn für die ange-
strebten Nutzungen ein Bedarf nachgewiesen ist, 
dieser nicht außerhalb von Waldbereichen realisier-
bar ist und die Waldumwandlung auf das unbedingt 
erforderliche Maß beschränkt wird.“

22.   Die Erläuterungen zu Ziel 7.3-1 werden wie folgt ge-
fasst:

„Zu 7.3-1 Walderhaltung und Waldinanspruchnahme

In Nordrhein-Westfalen sind 27 % der Landesfl äche 
von Wald bedeckt; davon sind etwa 48 % Nadelwald 
und 52 % Laubwald (Stand 2009). Wälder, insbeson-
dere reife Waldökosysteme, die für ihre Entwicklung 
mehr als hundert Jahre erfordern, erfüllen vielfältige 
Funktionen. Über die Holzproduktion hat Wald eine 
große wirtschaftliche Bedeutung in vielen Produkti-
ons- und Anwendungsbereichen von Industrie und 
Handwerk sowie auch für die Energiegewinnung. 

Wälder zeichnen sich durch natürliche Böden mit 
entsprechenden Bodenfunktionen aus, schützen vor 
Erosion und wirken ausgleichend auf Wasserhaus-
halt und Klima. Naturnahe Wälder dienen auch der 
Erhaltung naturnaher Biotope und der Sicherung 
der Artenvielfalt.

Darüber hinaus haben Wälder im Kohlenstoffkreis-
lauf eine wichtige Bedeutung bei der CO2-Speiche-
rung.

Wald ist bedeutender Bestandteil unserer Kultur-
landschaften, der das Landschaftsbild prägt, und hat 
auch für die landschaftsorientierte Erholungs-, 
Sport- und Freizeitnutzung sowie für die Umweltbil-
dung wichtige Aufgaben. Dabei kommen auf jede 
Einwohnerin und jeden Einwohner in Nord-
rhein-Westfalen durchschnittlich nur rd. 532 m2 Wald 
(das entspricht der Pro-Kopf-Waldfl äche von Berlin; 
zum Vergleich: Deutschland 1.400 m2 pro Kopf).

Wegen dieser vielfältigen Nutz- und Schutzfunktio-
nen ist der Wald in Nordrhein-Westfalen zu erhalten 
und vor Beeinträchtigungen und nachteiligen Ent-
wicklungen zu schützen. In den Regionalplänen wer-
den entsprechende Waldbereiche unter Berücksichti-
gung der forstlichen Fachbeiträge festgelegt. Weiter-
hin soll er in seinen Strukturen weiter entwickelt 
und in waldarmen Gebieten vermehrt werden.

In Deutschland ist Nordrhein-Westfalen das Land 
mit dem höchsten Anteil privaten Waldbesitzes (65 % 
Privatwald). Die Erhaltung des Waldes als Raum für 
Erholung, Sport und Freizeit und als Bestandteil der 
Kulturlandschaft mit wichtigen ökologischen und 
wirtschaftlichen Funktionen wird als wichtige ge-
sellschaftliche Aufgabe daher in hohem Maße auch 
von den privaten Waldbesitzern geleistet. 

Wald ist wegen seines wirtschaftlichen Nutzens und 
seiner Bedeutung für die Umwelt, insbesondere für 
die dauerhafte Leistungsfähigkeit des Naturhaushal-
tes, das Klima, den Wasserhaushalt, die Reinhaltung 
der Luft, die Bodenfruchtbarkeit, das Landschafts-
bild und die Erholung der Bevölkerung, zu erhalten, 
erforderlichenfalls zu mehren und seine ordnungsge-
mäße Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern (vgl. § 1 
Bundeswaldgesetz). 

Die Genehmigung einer Waldumwandlung soll ge-
mäß den Regelungen des Bundeswaldgesetzes und 
des Landesforstgesetzes beispielsweise dann versagt 
werden, wenn die Erhaltung des Waldes im überwie-
genden öffentlichen Interesse liegt, insbesondere 
wenn der Wald in der Gemeinde einen geringen Flä-
chenanteil hat oder für die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, den Schutz natürlicher Boden-
funktionen im Sinne des Bundes-Bodenschutzgeset-

zes, die forstwirtschaftliche Erzeugung, das Land-
schaftsbild oder die Erholung der Bevölkerung von 
wesentlicher Bedeutung ist oder dem Schutz gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes dient und die nachteili-
gen Wirkungen der Umwandlungen nicht durch Ne-
benbestimmungen, insbesondere durch die Verpfl ich-
tung, Ersatzaufforstungen durch Saat oder Pfl anzung 
vorzunehmen, ganz oder zum wesentlichen Teil abge-
wendet werden können. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass erst reife Wald-
ökosysteme ihre Funktionen, insbesondere in Bezug 
auf den Arten- und Biotopschutz, in vollem Umfang 
erfüllen können und Ersatzaufforstungen für in An-
spruch genommenen Wald deren verlorengegangene 
Funktionen nur bedingt ausgleichen können. 

Aus diesem Grund dürfen regionalplanerisch festge-
legte Waldbereiche für andere Nutzungen nur dann 
in Anspruch genommen werden, wenn für die ange-
strebten Nutzungen ein Bedarf nachgewiesen ist, 
dieser nicht außerhalb von Waldbereichen realisier-
bar ist und die Waldumwandlung auf das unbedingt 
erforderliche Maß beschränkt wird.

Eine angestrebte Nutzung darf nicht innerhalb eines 
regionalplanerisch festgelegten Waldbereichs reali-
siert werden, wenn für den mit der Planung oder der 
Maßnahme verfolgten Zweck außerhalb von Waldbe-
reichen eine zumutbare Alternative besteht.

Der Begriff der zumutbaren Alternative setzt voraus, 
dass der Mehraufwand in einem vertretbaren Ver-
hältnis zur konkreten Beeinträchtigung des Waldes 
steht. Das Vorhandensein einer zumutbaren Alterna-
tive schließt die Inanspruchnahme von Waldberei-
chen aus. Unter dem Gesichtspunkt der Zumutbar-
keit kommen auch solche alternativen Planungen 
und Maßnahmen in Betracht, die den damit ange-
strebten Zweck in zeitlicher, räumlicher und funkti-
onell-sachlicher Hinsicht nur mit Abstrichen am 
Zweckerfüllungsgrad erfüllen.

Eine Alternative außerhalb von Waldbereichen kann 
deshalb auch zumutbar sein, wenn sie mit höheren 
Kosten, z.  B. für den Grunderwerb und für die Er-
schließung, oder einem höheren Aufwand aufgrund 
geänderter Betriebsabläufe verbunden ist. 

Soweit entsprechende Alternativen außerhalb von 
Waldbereichen nicht zur Verfügung stehen, bleibt die 
Umsetzung von Planungen und Maßnahmen, unter 
anderem die Errichtung von Windkraftanlagen, in-
nerhalb von Waldbereichen möglich. Im Rahmen der 
geforderten Beschränkung auf das unbedingt erfor-
derliche Maß einer Waldinanspruchnahme kommen 
hierfür insbesondere solche Flächen innerhalb von 
Waldbereichen in Betracht, die neben ihrer wirt-
schaftlichen Ertragsfunktion keine wesentlichen an-
deren Waldfunktionen erfüllen.“

23.  Ziel 8.1-6 wird wie folgt gefasst:

„8.1-6 Ziel Landesbedeutsame Flughäfen in Nord-
rhein-Westfalen

Im Rahmen der dezentralen Flughafeninfrastruktur 
in Nordrhein-Westfalen sind die Flughäfen Düssel-
dorf (DUS), Köln/Bonn (CGN), Münster/Osnabrück 
(FMO), Dortmund (DTM), Paderborn/Lippstadt 
(PAD) und Weeze/Niederrhein (NRN) landesbedeut-
sam. 

Sie sind einschließlich der Flächen für die Flugha-
feninfrastruktur sowie für fl ughafenaffines Gewerbe 
bedarfsgerecht zu entwickeln, um das Land Nord-
rhein-Westfalen in den internationalen und nationa-
len Flugverkehr einzubinden.“

24.  Ziel 8.1-7 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 Satz  2 werden die Wörter „landes- 
und regionalbedeutsamen“ durch das Wort „lan-
desbedeutsamen“ ersetzt und nach dem Wort 
„Flughäfen“ die Wörter „nach Ziel 8.1-6“ einge-
fügt.

 b)   In Absatz  4 wird das Wort „Regionalfl ughäfen“ 
durch das Wort „Flughäfen“ ersetzt.
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25.   Die Erläuterungen zu Ziel 8.1-6 werden wie folgt ge-
fasst:

„Zu 8.1-6 Landesbedeutsame Flughäfen in Nord-
rhein-Westfalen

Verkehrssysteme bilden die notwendige Grundlage 
für die Funktionsfähigkeit einer modernen Gesell-
schaft und Wirtschaft. In Zeiten wachsender Globali-
sierung kommt dabei dem Luftverkehr eine hohe Be-
deutung zu. Er gewährleistet den schnellstmöglichen 
Transport von Menschen und Gütern über weite Ent-
fernungen.

In Nordrhein-Westfalen bilden die Flughäfen Düs-
seldorf, Köln/Bonn, Münster/Osnabrück, Dortmund, 
Paderborn/Lippstadt und Weeze/Niederrhein mit re-
gelmäßigem Linien- und Charterverkehr das Rück-
grat einer dezentralen Flughafeninfrastruktur.

Die landesbedeutsamen Flughäfen werden in den 
zeichnerischen Darstellungen des LEP mit dem Sym-
bol „Landesbedeutsame Flughäfen“ als Vorrangge-
biet festgelegt.

Ein Bedarf an Neubau von Flughäfen besteht im 
Planungszeitraum nicht. Vielmehr gilt es, die beste-
henden landesbedeutsamen Flughäfen bedarfsge-
recht zu entwickeln bzw. zu sichern. Ziel 8.1-6 be-
zieht sich nur auf die mögliche planerische Flächen-
sicherung im Bedarfsfall.

Für den Flughafen Düsseldorf ist der Angerlandver-
gleich zu beachten.

Die Flughäfen übernehmen auch zunehmend eine 
Rolle im Frachtverkehr. Die Gewerbeentwicklung an 
den Flughäfen soll sich auf fl ughafenaffines Gewerbe 
konzentrieren, d. h. auf die Ansiedlung von Unter-
nehmen, die einen direkten Bezug zum Flugverkehr 
benötigen. Damit wird eine Konkurrenzsituation mit 
städtebaulich integrierten regionalen und kommuna-
len Wirtschaftsstandorten vermieden.“

26.   In den Erläuterungen zu Ziel 8.1-9 wird nach Ab-
satz 3 folgender Absatz eingefügt: 

„Die Regionalplanung sollte dort, wo es erforderlich 
ist, auch weitere Häfen – seien es die weiteren im 
Hafenkonzept erwähnten öffentlichen Häfen, sons-
tige für den Güterverkehr bedeutsame öffentlich zu-
gängliche Häfen oder auch die für NRW wichtigen 
Industriehäfen – vor heranrückenden Nutzungen 
schützen (s. dazu auch Grundsatz 6.3-2). Dieser 
Grundsatz richtet sich im Übrigen auch an die kom-
munale Bauleitplanung.“

27.   Nach Grundsatz 8.2-6 wird folgender Grundsatz 
8.2-7 eingefügt:

„8.2-7 Grundsatz Energiewende und Netzausbau 

Die Regionalpläne sollen den Erfordernissen der 
Energiewende und des dazu erforderlichen Ausbaus 
der Energienetze Rechnung tragen und die raumord-
nerische Durchführbarkeit der benötigten Leitungs-
vorhaben einschließlich der für ihren Betrieb not-
wendigen Anlagen fördern.“

28.   In den Erläuterungen zu Grundsatz 8.2-3 wird in der 
Überschrift das Wort „Grundsatz“ gestrichen.

29.   In den Erläuterungen zu Ziel 8.2-4 wird in der Über-
schrift das Wort „Ziel“ gestrichen.

30.   Nach den Erläuterungen zu Grundsatz 8.2-6 werden 
folgende Erläuterungen zu Grundsatz 8.2-7 einge-
fügt:

„Zu 8.2-7 Energiewende und Netzausbau

Die bundesweite Energiewende erfordert u. a. die 
Optimierung und den Ausbau der Übertragungsnetze 
zur Einbindung von Elektrizität aus erneuerbaren 
Energiequellen sowie zur Vermeidung struktureller 
Engpässe im Übertragungsnetz. Die zukunftssichere 
Gestaltung der Stromnetze ist dabei für das Energie-
land Nordrhein-Westfalen von größter Bedeutung. 
Hierfür sind neben der Anpassung bestehender sowie 
dem Bau neuer Höchstspannungsleitungen weitere 
Vorhaben, wie z. B. Stromumrichter-Anlagen (Kon-
verter) erforderlich. Dem ist bei der Erarbeitung von 
Regionalplänen und Regionalplanänderungen Rech-

nung zu tragen. Aufgrund der vielfältigen Nutzungs-
ansprüche an den Raum in NRW ist in diesem Kon-
text für eine zügige Umsetzung der Energiewende 
eine verstärkte Abstimmung der betroffenen Regio-
nal- und Fachplanungsträger zur Förderung der 
raumordnerischen Durchführbarkeit notwendig.“

31.  Ziel 9.2-1 wird wie folgt gefasst:

„9.2-1 Ziel Räumliche Festlegungen für oberfl ächen-
nahe nichtenergetische Rohstoffe

Für die Rohstoffsicherung sind in den Regionalplä-
nen Bereiche für die Sicherung und den Abbau ober-
fl ächennaher Bodenschätze für nichtenergetische 
Rohstoffe als Vorranggebiete oder als Vorranggebiete 
mit der Wirkung von Eignungsgebieten festzulegen.“

32.   In Ziel 9.2-2 wird die Angabe „20“ durch die Angabe 
„25“ ersetzt.

33.   In Ziel 9.2-3 Satz 1 wird die Angabe „10“ durch die 
Angabe „15“ ersetzt. 

34.   Nach Ziel 9.2-3 wird folgender Grundsatz 9.2-4 ein-
gefügt:

„9.2-4 Grundsatz Reservegebiete

Für die langfristige Rohstoffversorgung sollen Reser-
vegebiete in die Erläuterungen zum Regionalplan 
aufgenommen werden.“

35.  Ziel 9.2-4 wird Ziel 9.2-5.

36.  Grundsatz 9.2-5 wird Grundsatz 9.2.6.

37.   Die Erläuterungen zu Ziel 9.2-1 werden wie folgt ge-
fasst:

„Zu 9.2-1 Räumliche Festlegungen für oberfl ächen-
nahe nichtenergetische Rohstoffe 

Zu den nichtenergetischen Rohstoffen zählen neben 
den hier näher behandelten oberfl ächennahen Lo-
cker- und Festgesteinen wie z. B. Sand und Kies, Ton, 
Lehm, Kalkstein, Tonstein, Basalt oder Sandstein 
auch die in der Regel im Tiefbau zu gewinnenden 
Rohstoffe wie z. B. Salze, Erze, Schwerspat oder 
Dachschiefer. Für letztere erfolgt in der Regel keine 
Festlegung in den Regionalplänen.

Die planerische Sicherung der heimischen oberfl ä-
chennahen Bodenschätze erfolgt in Regionalplänen 
durch textliche und zeichnerische Festlegungen von 
Bereichen für die Sicherung und den Abbau oberfl ä-
chennaher Bodenschätze (BSAB) als Vorranggebiete.

Die planerische Erforderlichkeit für die Festlegung 
von Vorranggebieten mit Eignungswirkung kann sich 
insbesondere durch den Bedarf für räumliche Kon-
zentration der Abgrabung und hohe Nutzungskon-
fl ikte ergeben. 

Entsprechend der regionalen Besonderheiten kann 
dies bei einzelnen oder mehreren Rohstoffgruppen 
im gesamten Planungsgebiet oder in Teilräumen vor-
kommen. Die planerische Erforderlichkeit kann ins-
besondere vorliegen

bei großfl ächig verbreiteten Rohstoffvorkommen und 
hohem Abgrabungsdruck; dabei bedarf es zur Bün-
delung des Abgrabungsgeschehens einer besonderen 
raumordnerischen Steuerung (z. B. in konfl iktarme 
Standorte),

bei regional konzentrierten, bedeutenden Rohstoff-
vorkommen mit hoher räumlicher Nutzungskonkur-
renz; in diesen Fällen bedarf es für den Ausgleich 
verschiedener kleinräumiger Nutzungsansprüche ei-
ner besonderen raumordnerischen Steuerung (z. B. 
hinsichtlich des Naturschutzes).

Dabei ist nach überörtlichen Maßstäben vorzugehen. 
Das heißt, wenn im überwiegenden Teil der Pla-
nungsregion oder in Teilräumen entsprechende pla-
nerische Fragestellungen bestehen (z. B. hinsichtlich 
des Abbaus von Kies), ist in der Regel von einer pla-
nerischen Erforderlichkeit im Sinne des Ziels auszu-
gehen. Somit können dann in der Regel auch für die 
Gesamtregion Vorranggebiete mit der Wirkung von 
Eignungsgebieten festgelegt werden.
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Für eine angemessene planerische Sicherung ist die 
Kenntnis der heimischen Rohstoffpotenziale uner-
lässlich. Dem dienen die vorhandenen geologischen 
Kartenwerke und Datensammlungen sowie insbe-
sondere die Landesrohstoffkarte der für Geologie zu-
ständigen Fachbehörde als wesentliche Planungs-
grundlage. Die Landesrohstoffkarte vermittelt die 
notwendigen Informationen, um bedeutsame Lager-
stätten zu identifi zieren, damit sie in allen planeri-
schen Abwägungsprozessen berücksichtigt werden 
können. Die Festlegung von BSAB für die Rohstoffsi-
cherung soll fl ächensparend möglichst in den Gebie-
ten vorgenommen werden, die in der Landesrohstoff-
karte mit vergleichsweise höheren Rohstoffmächtig-
keiten ausgewiesen sind. Gleichfalls sollen die 
Qualitäten berücksichtigt werden.

Für die Versorgung von Wirtschaft und Bevölkerung 
mit nichtenergetischen Rohstoffen erfolgt die regio-
nalplanerische Sicherung durch die Festlegung von 
BSAB als Vorranggebiete unter Berücksichtigung der 
rohstoffgeologischen Empfehlungen der für Geologie 
zuständigen Fachbehörde. Dabei sollen betriebliche 
Entwicklungsvorstellungen und die Anwendung be-
sonderer Umwelttechniken sowie konkurrierende 
Nutzungsvorstellungen pauschaliert oder typisiert 
berücksichtigt werden.

Die zeichnerische Festlegung von BSAB als Vorrang-
gebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten erfor-
dert ein schlüssiges, den gesamten Planungsraum 
umfassendes Planungskonzept. Die zeichnerische 
Festlegung von BSAB muss erwarten lassen, dass die 
Flächen in der Regel für Abgrabungen genutzt wer-
den können und sich diese Nutzungsmöglichkeit bei 
Entscheidungen auf nachfolgenden planerischen 
Ebenen durchsetzt.

Änderungen der Festlegungen der Vorranggebiete mit 
Eignungswirkung (z. B. aus übergeordnetem Inter-
esse) sind möglich, wenn sie dem zugrundeliegenden 
gesamträumlichen Konzept weiterhin entsprechen 
oder dieses fortschreiben.

Abgrabungsvorhaben haben sich bei Vorranggebieten 
mit der Wirkung von Eignungsgebieten in den BSAB 
zu vollziehen. Die Regionalpläne können darüber hi-
naus bei räumlicher Steuerung begründete Ausnah-
men textlich festlegen.

Die planerischen Festlegungen richten sich gleicher-
maßen an den Abbau von Bodenschätzen nach den 
jeweiligen Vorschriften des Abgrabungsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen, des Bundesberggesetzes, des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes und des Wasser-
haushaltsgesetzes. Sowohl wegen der gesamtwirt-
schaftlichen Bedeutung der Rohstoffe, als auch we-
gen der Nutzungskonfl ikte, die deren Gewinnung 
oftmals auslöst, ist ihre langfristig angelegte, vorsor-
gende Sicherung in Raumordnungsplänen erforder-
lich; sie gehen fachrechtlichen Genehmigungen vo-
ran.“

38.   Die Erläuterungen zu Ziel 9.2-2 werden wie folgt ge-
fasst:

„Zu 9.2-2 Versorgungszeiträume

Mit der zeichnerischen Festlegung von BSAB ist, be-
zogen auf die im jeweiligen regionalen Planungsge-
biet verfügbaren Rohstoffarten, ein bedarfsgerechter 
Versorgungszeitraum zu gewährleisten. Dazu sind 
die Vorranggebiete ohne die Wirkung von Eignungs-
gebieten oder Vorranggebiete mit der Wirkung von 
Eignungsgebieten so zu bemessen, dass ihr Lager-
stätteninhalt den voraussichtlichen Bedarf für min-
destens 25 Jahre für Lockergesteine und für mindes-
tens 35 Jahre für Festgesteine deckt. 

25 Jahre für Lockergestein und 35 Jahre für Festge-
stein sind der Regelfall. Bereits regionalplanerisch 
gesicherte längere Versorgungszeiträume können ent-
sprechende Abweichungen vom Regelfall rechtferti-
gen.

Der Versorgungszeitraum für Festgesteine liegt über 
dem für Lockergesteine, da insbesondere die Kalk-
steingewinnung und Zementproduktion mit hohen 
Investitionskosten verbunden sind und für die be-

triebswirtschaftliche Amortisation eine Planungssi-
cherheit von mindestens 25 Jahren gegeben sein 
muss, da ansonsten weitere Investitionen ausbleiben.

Die Bedarfsermittlung erfolgt auf der Grundlage ei-
nes landeseinheitlichen Abgrabungsmonitorings, bei 
dem der Fortschritt des Rohstoffabbaus nach Fläche 
und Volumen erfasst wird. Bei dem Abgrabungsmo-
nitoring fl ießen als wesentliche Aspekte u. a. die Ver-
sorgung von Wirtschaft und Bevölkerung, Möglich-
keiten der Substitution und der gezielten Nutzung 
von Rohstoffvorkommen mit höheren Mächtigkeiten 
in die Bedarfsermittlung ein. Die noch vorhandenen 
Rohstoffvorräte in genehmigten Abgrabungen außer-
halb von BSAB sind auf die Versorgungsräume anzu-
rechnen. Des Weiteren sind bei der Ermittlung des 
Bedarfs auch Rohstoffmengen aus dem Braunkoh-
lentagebau einzubeziehen, sofern dadurch der ord-
nungsgemäße Betrieb und Abschluss des Braunkoh-
lentagebaus nicht beeinträchtigt wird.“

39.   Die Erläuterungen zu Ziel 9.2-3 werden wie folgt ge-
ändert:

 a)   In Absatz  3 Satz  1 wird die Angabe „10“ durch 
die Angabe „15“ ersetzt.

 b)   In Absatz 4 wird die Angabe „20“ durch die An-
gabe „25“ ersetzt.

40.   Nach den Erläuterungen zu Ziel 9.2-3 werden fol-
gende Erläuterungen zu Grundsatz 9.2-4 eingefügt:

„Zu 9.2-4 Reservegebiete 

Um eine Nutzung von Rohstoffvorkommen auch für 
spätere Generationen offenzuhalten, kann zusätzlich 
zu den im Regionalplan festgelegten BSAB eine 
langfristige Sicherung bedeutender Lagerstätten er-
folgen. Dies wird durch die Aufnahme von Reserve-
gebieten in die Erläuterungen zum Regionalplan er-
reicht. Planerische Vorgaben für diese Gebiete sind 
im Regionalplan festzulegen.“

41.   Die Erläuterungen zu Ziel 9.2-4 werden die Erläute-
rungen zu Ziel 9.2-5.

42.   Die Erläuterungen zu Grundsatz 9.2-5 werden die 
Erläuterungen zu Grundsatz 9.2-6.

43.  Ziel 10.1-4 wird wie folgt geändert:

 a)   In der Überschrift wird das Wort „Ziel“ durch das 
Wort „Grundsatz“ ersetzt.

 b)   In der Festlegung wird das Wort „sind“ durch das 
Wort „sollen“ und die Wörter „zu nutzen“ durch 
die Wörter „genutzt werden“ ersetzt.

44.   Die Erläuterungen zu „10.1-4“ werden wie folgt ge-
fasst:

„Zu 10.1-4 Kraft-Wärme-Kopplung

Die Energieeffizienz kann durch die Nutzung der 
Kraft-Wärme-Kopplung gesteigert und damit ein 
Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden. Die 
Wärme kann wirtschaftlich nur über begrenzte Ent-
fernungen ohne große Wärmeverluste transportiert 
werden. Daher sollen für die Auskopplung von 
Wärme zur Nah- und Fernwärmeversorgung Anbie-
ter und Abnehmer soweit möglich einander räumlich 
zugeordnet werden. Als Anbieter kommen Anlagen 
zur Energieerzeugung sowohl aus konventionellen 
als auch erneuerbaren Energieträgern in Frage 
ebenso wie z. B. produzierende Industrie- und Ge-
werbebetriebe oder Kläranlagen. Wärmenutzer kön-
nen z. B. Gewerbe- und Industriebetriebe sein. Denk-
bar ist auch der Einsatz der Wärme im Unterglasan-
bau oder in privaten Haushalten. 

Für eine nachhaltige Energieversorgung soll daher in 
der Regional- und Bauleitplanung die Bereitstellung 
von Flächen für Projekte der Kraft-Wärme-Kopp-
lung geprüft werden. Dabei sind auch die Möglich-
keiten des weiteren Ausbaus von Nah- und Fernwär-
menetzen zu berücksichtigen (s. Kapitel 8.2 Trans-
port in Leitungen).“

45.  Ziel 10.2-1 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift wird das Wort „Ziel“ durch das 
Wort „Grundsatz“ ersetzt.
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 b)  In Absatz 1 wird das Wort „sind“ durch das Wort 
„sollen“ und werden die Wörter „zu sichern“ 
durch die Wörter „gesichert werden“ ersetzt.

46.  Ziel 10.2-2 wird wie folgt gefasst:

„10.2-2 Grundsatz Vorranggebiete für die Windener-
gienutzung 

In den Planungsregionen können Gebiete für die 
Nutzung der Windenergie als Vorranggebiete in den 
Regionalplänen festgelegt werden.“

47.  Grundsatz 10.2-3 wird wie folgt gefasst:

„10.2-3 Grundsatz Abstand von Bereichen/Flächen 
für Windenergieanlagen

Bei der planerischen Steuerung von Windenergiean-
lagen in Regionalplänen und in kommunalen Flä-
chennutzungsplänen soll zu Allgemeinen Siedlungs-
bereichen und zu Wohnbaufl ächen den örtlichen Ver-
hältnissen angemessen ein planerischer 
Vorsorgeabstand eingehalten werden; hierbei ist ein 
Abstand von 1500 Metern zu allgemeinen und reinen 
Wohngebieten vorzusehen. Dies gilt nicht für den Er-
satz von Altanlagen (Repowering).“

48.  Ziel 10.2-5 wird wie folgt gefasst:

„10.2-5 Ziel Solarenergienutzung

Die Inanspruchnahme von Flächen für die raumbe-
deutsame Nutzung der Solarenergie ist möglich, 
wenn der Standort mit der Schutz- und Nutzfunk-
tion der jeweiligen Festlegung im Regionalplan ver-
einbar ist und es sich um 

die Wiedernutzung von gewerblichen, bergbaulichen, 
verkehrlichen oder wohnungsbaulichen Brachfl ächen 
oder baulich geprägten militärischen Konversions-
fl ächen, 

Aufschüttungen oder 

Standorte entlang von Bundesfernstraßen oder 
Schienenwegen mit überregionaler Bedeutung han-
delt.“ 

49.   Die Erläuterungen zu Grundsatz 10.2-2 werden wie 
folgt gefasst:

„ Zu 10.2-2 Vorranggebiete für die Windenergienut-
zung 

Bis zum Jahr 2050 soll der Anteil der erneuerbaren 
Energien an der Stromversorgung in Deutschland 
auf 80 % erhöht werden. Dabei wird die Windener-
gienutzung – auch in Nordrhein-Westfalen – weiter-
hin eine wichtige Rolle spielen. Neben der Errich-
tung zusätzlicher Windenergieanlagen wird das Re-
powering von Windenergieanlagen an Bedeutung 
gewinnen. Auch wenn Standorte älterer Windener-
gieanlagen nicht immer für neue moderne Windener-
gieanlagen geeignet sein werden (Notwendigkeit grö-
ßerer Abstandsfl ächen), ist doch zu erwarten, dass 
die Zuwächse der Windenergie an der Stromversor-
gung nicht mehr vollständig über die Inanspruch-
nahme zusätzlicher Flächen für die Errichtung neuer 
Windenergieanlagen gedeckt werden müssen. 

Die Potenziale für die Windenergienutzung sind in 
Nordrhein-Westfalen in Abhängigkeit von u. a. Topo-
graphie, Siedlungsstruktur, schutzbedürftigen ande-
ren Nutzungen unterschiedlich ausgeprägt; folglich 
können nicht alle Planungsgebiete den gleichen Bei-
trag zum Ausbau der Windenergie leisten. 

In den Regionalplänen können Vorranggebiete für 
die Windenergienutzung festgelegt werden. 

Durch die Festlegung von Vorranggebieten in den Re-
gionalplänen wird der Ausbau der Windenergienut-
zung gefördert, in dem besonders geeignete Stand-
orte raumordnerisch gesichert und von entgegenste-
henden Nutzungen freigehalten werden. Durch eine 
möglichst effiziente Nutzung der Vorranggebiete 
kann die am Standort verfügbare Windenergie opti-
mal genutzt und gleichzeitig die Inanspruchnahme 
von Flächen u. a. für den Wege- und Leitungsbau – 
im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Flächen – 
minimiert werden. Im Zusammenwirken mit der 
Darstellung von Konzentrationszonen für die Wind-

energienutzung in der Bauleitplanung können zudem 
andere Räume mit sensibleren Nutzungen von raum-
bedeutsamen Windenergieanlagen freigehalten wer-
den.

Im Interesse der Minimierung von Nutzungskonfl ik-
ten zwischen Standorten für Windenergieanlagen 
und anderen Nutzungen sind bei der Festlegung ge-
eigneter Standorte für die Windenergienutzung u. a. 
folgende Aspekte zu prüfen:

–  Windhöffigkeit,

–  Nähe zu Infrastrukturtrassen (Bundesfernstraßen, 
Schienenwege mit überregionaler Bedeutung oder 
Hochspannungsfreileitungen),

–  Abstände zu Siedlungsfl ächen, Kulturgütern und 
Fremdenverkehrseinrichtungen,

–  Wirkung auf kulturlandschaftlich bedeutsame Ele-
mente wie z. B. Ortsbild, Stadtsilhouette, großräu-
mige Sichtachsen, Landschaftsbild und Erholungs-
funktion, 

–  Abstände zu Naturschutzgebieten,

–  Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen und dem 
Schutzzweck von Natura 2000-Gebieten,

–  Vorschriften zum gesetzlichen Artenschutz,

–  Luftverkehrssicherheit.

Im Rahmen des Gegenstromprinzips prüfen die Regi-
onalplanungsbehörden die bauleitplanerisch darge-
stellten Konzentrationszonen im Hinblick auf ihre 
Eignung für die regionalplanerische Festlegung von 
Vorranggebieten für die Windenergienutzung.

In Abhängigkeit vom zu betrachtenden Planungsge-
biet und den dem Standortsuchprozess zugrunde lie-
genden Kriterien kann es zu Abweichungen zwi-
schen den regional- und bauleitplanerischen Festle-
gungen von Standorten für die Windenergienutzung 
kommen. Daher erfolgen die zeichnerischen Festle-
gungen in den Regionalplänen als Vorranggebiete 
ohne die Wirkung von Eignungsgebieten. Dies er-
möglicht den kommunalen Planungsträgern, außer-
halb von regionalplanerisch festgelegten Vorrangge-
bieten weitere Flächen für die Windenergienutzung 
in ihren Bauleitplänen im Interesse des Ausbaus er-
neuerbarer Energien darzustellen. Es bleibt den Ge-
meinden unbenommen durch Darstellungen im Flä-
chennutzungsplan die Windenergienutzung auf ge-
eignete Standorte zu konzentrieren.

Außerhalb der regionalplanerisch festgelegten Vor-
ranggebiete für die Windenergienutzung ist die be-
absichtigte Darstellung von Gebieten für die Wind-
energienutzung in Bauleitplänen an den textlichen 
und zeichnerischen Festlegungen der landesplaneri-
schen Vorgaben und der Regionalpläne, die für das 
Planungsgebiet bestehen, auszurichten.

Im Interesse der kommunalen Wertschöpfung sollen 
sich die Gemeinden frühzeitig im Verfahren zur Auf-
stellung eines Vorranggebietes/ einer Konzentrati-
onszone für die Windenergienutzung um die Stand-
ortsicherung bemühen. Durch den Abschluss von 
Standortsicherungsverträgen nach Baurecht und die 
Initiierung von Partizipationsmodellen, wie z. B. 
„Bürgerwindparks“, kann die Akzeptanz der Wind-
energienutzung gesteigert und damit die zügige Um-
setzung der Energiewende unterstützt werden. 

Weitere Ausführungen zur Planung und Genehmi-
gung von Windenergieanlagen fi nden sich im Ge-
meinsamen Runderlass des Ministeriums für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, des 
Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz und des Ministeriums für 
Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung 
„Windenergie-Erlass“ vom 8. Mai 2018 (MBl. NRW. 
S. 258) in der jeweils geltenden Fassung.

Der Energieatlas Nordrhein-Westfalen des Landes-
amtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
Nordrhein-Westfalen bietet die aktuelle Übersicht 
über den Bestand an Windenergieanlagen, deren 
Leistung und deren Ertrag und dokumentiert den 
Fortschritt des Ausbaus der Windenergienutzung.“
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50.   Die Erläuterungen zu Grundsatz 10.2-3 werden wie 
folgt gefasst:

„Zu 10.2-3 Abstand von Bereichen/Flächen für 
Windenergieanlagen

Die Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, den 
Ausbau der Windenergie neu zu gestalten und die 
Akzeptanz für die Windenergie als wesentlichen Be-
standteil der Energiewende zu erhalten. Einen Bei-
trag dazu soll die Möglichkeit einer Abstandsrege-
lung zu empfi ndlichen Wohnnutzungen leisten. So-
weit die örtlichen Verhältnisse dies ermöglichen, ist 
ein Abstand von 1500 Metern zu reinen und allge-
meinen Wohngebieten einzuhalten.

Bei Einhaltung eines solchen Vorsorgeabstandes 
kann generell davon ausgegangen werden, dass von 
den Windenergieanlagen bei immer noch zunehmen-
der Anlagenhöhe keine optisch bedrängende Wir-
kung zu Lasten der Wohnnutzung ausgeht und somit 
das Gebot der Rücksichtnahme nicht verletzt wird. 
Die Vorsorge nimmt dabei auf Gesichtspunkte der 
Lärm- und Lichtbeeinträchtigung, der Bedrängungs-
wirkung, der Schattenwirkung und auch der Berück-
sichtigung von räumlichen Entwicklungs- und Ge-
staltungsmöglichkeiten der Kommunen, gerade im 
Hinblick auf potenzielle Siedlungserweiterungen, 
Bezug. 

Die kommunale Bauleitplanung muss im Rahmen 
der Konzentrationszonendarstellung in den Flächen-
nutzungsplänen der Windenergienutzung substanzi-
ell Raum schaffen. Ein pauschalisierter Vorsorgeab-
stand von 1.500 m ist in Abwägungsentscheidungen 
bei der Festlegung von Vorranggebieten in Regional-
plänen und Konzentrationszonen in den Flächennut-
zungsplänen zu berücksichtigen. Weitere Ausführun-
gen zu Vorsorgeabständen bietet der Windenergie- 
Erlass des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Die planerische Steuerung von Windenergieanlagen 
in Regionalplänen und in kommunalen Flächennut-
zungsplänen, die ausschließlich dem Ersatz von Alt-
anlagen dient (Repowering), fällt nicht unter diese 
Regelung. Damit soll dem besonderen Potenzial des 
Repowerings an durch Windkraft geprägten Standor-
ten ebenso wie der Beschränkung der Anzahl neuer 
Anlagen Rechnung getragen werden.“

51.   Die Erläuterungen zu Ziel 10.2-5 werden wie folgt 
gefasst:

„Zu 10.2-5 Solarenergienutzung

Die Nutzung der Solarenergie auf und an vorhande-
nen baulichen Anlagen ist der Errichtung von groß-
fl ächigen Solarenergieanlagen auf Freifl ächen (Frei-
fl ächen-Solarenergieanlagen) vorzuziehen. Im Ge-
bäudebestand steht ein großes Potenzial geeigneter 
Flächen zur Verfügung, das durch eine vorausschau-
ende Stadtplanung noch vergrößert werden kann. 
Hilfreich sind hier auch „Solar-Kataster“.

Daher dürfen Standorte für Freifl ächen-Solarener-
gieanlagen nur ausnahmsweise im Freiraum festge-
legt werden. Die Standortanforderungen tragen den 
Belangen des Freiraumschutzes und des Land-
schaftsbildes Rechnung und leisten einen Beitrag zu 
einer nachhaltigen Flächeninanspruchnahme. 

Darüber hinaus wird die Inanspruchnahme von 
landwirtschaftlichen Nutzfl ächen nicht von der Ziel-
festlegung erfasst.

Dies dient der Vermeidung von Konfl ikten mit ande-
ren Nutz- und Schutzfunktionen und ist im Interesse 
eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. 
Aufgrund ihrer exponierten Lage können sich bei-
spielsweise Bergehalden oder Deponien für die Nut-
zung von Solarenergie eignen. 

Im Gegensatz zu Windenergieanlagen und privile-
gierten energetischen Biomasseanlagen sind Freifl ä-
chen-Solarenergieanlagen nicht bauplanungsrecht-
lich privilegiert. Für eine Freifl ächen-Solarenergie-
anlage, die im Außenbereich als selbständige Anlage 
errichtet werden soll, ist ein Bebauungsplan aufzu-
stellen, der an die textlichen und zeichnerischen 
Festlegungen der landesplanerischen Vorgaben und 

der Regionalpläne, die für das Planungsgebiet beste-
hen, anzupassen ist. 

Hingewiesen wird darauf, dass nicht-raumbedeut-
same Solarenergieanlagen auf Bahndämmen und 
ähnlichen linienhaften Infrastrukturbegleitanlagen 
nicht den Bindungswirkungen der §§  4 und 5 ROG 
unterliegen.“

52.   In Grundsatz 10.3-2 wird der erste Spiegelstrich auf-
gehoben.

53.  Die Erläuterungen zu „10.3-2“ werden wie folgt ge-
fasst:

„Zu 10.3-2 Anforderungen an neue, im Regionalplan 
festzulegende Standorte 

Mit der Orientierung an den Erfordernissen des 
Stromnetzes soll die Integration der Erneuerbaren 
Energien in das elektrische System NRWs durch 
hocheffiziente, fl exible Kraftwerke gewährleistet und 
zur Sicherung der Netzstabilität beigetragen werden. 
Zusätzlicher Netzausbau, Flächen- und Landschafts-
verbrauch soll weitgehend vermieden werden, wo-
durch zugleich den berechtigten Interessen der An-
wohner auf Schutz ihres Wohnumfeldes nachgekom-
men wird.

Die vorgenannten Anforderungen an neu festzule-
gende Kraftwerksstandorte sind mit sonstigen An-
forderungen an die Energieversorgung, wie sie im 
Grundsatz 10.1-1 Nachhaltige Energieversorgung ge-
nannt sind, abzuwägen.“

54.   Das Kapitel 11 „Rechtsgrundlagen und Rechtswir-
kungen“ wird wie folgt gefasst:

„11. Rechtsgrundlagen und Rechtswirkungen

Die Rechtsgrundlagen für den LEP ergeben sich aus 
dem Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel 2 
Absatz  15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl.  I 
S. 2808) geändert worden ist und ergänzend aus dem 
Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG) 
vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Oktober 2016 
(GV. NRW. S 868).

Im Zuge der Föderalismusreform wurden die Gesetz-
gebungskompetenzen von Bund und Ländern durch 
eine Änderung des Grundgesetzes neu geregelt. Der 
Bereich der Raumordnung wurde aus der Rahmenge-
setzgebung in die konkurrierende Gesetzgebung 
überführt (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 31 GG), so dass die 
Vorschriften des ROG nun unmittelbar gelten.

Gemäß §  1 Abs.  1 ROG sind der Gesamtraum der 
Bundesrepublik Deutschland und seine Teilräume 
durch Raumordnungspläne, durch raumordnerische 
Zusammenarbeit und durch Abstimmung raumbe-
deutsamer Planungen und Maßnahmen zu entwi-
ckeln, zu ordnen und zu sichern. Den Raum-
ordnungsplänen kommt damit die Funktion zu, 
 unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufei-
nander abzustimmen, die auf der jeweiligen Pla-
nungsebene auftretenden Konfl ikte auszugleichen 
und Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktio-
nen des Raumes zu treffen.

Ob und zu welchen bindenden Vorgaben die Raum-
ordnung auf Landesebene verfassungsrechtlich be-
rechtigt ist, lässt sich aus den vom BVerfG (vgl. 
BVerfGE 3, 407) entwickelten Grundsätzen herleiten. 
Hiernach ist die Raumordnung „die zusammenfas-
sende, übergeordnete Planung und Ordnung des 
Raumes. Sie ist übergeordnet, weil sie überörtliche 
Planung ist und weil sie vielfältige Fachplanungen 
zusammenfasst und aufeinander abstimmt.“ Dies 
fi ndet sich in §  1 ROG als Aufgabenzuweisung für 
die Raumordnung wieder.

„Raumordnung gibt dabei der gemeindlichen Bau-
leitplanung als Mittlerin gegenüber den privaten In-
vestoren und den Fachplanungen die räumlichen 
Entwicklungslinien vor, in deren Rahmen Grund und 
Boden für Siedlungstätigkeit, wirtschaftliche Ent-
wicklung und Infrastrukturprojekte genutzt und für 
Raumfunktionen gesichert werden soll (vgl. Runkel, 
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§ 1 Randnr. 51 in Spannowsky/Runkel/Goppel Kom-
mentar zum ROG, 2. Aufl . 2018).

Des Weiteren dient die Raumordnung der großräumi-
gen Trennung miteinander nicht verträglicher Nut-
zungen, wie z. B. Flughäfen und die sie umgebenden 
Siedlungen (a.a.O., Randnr. 52).

Weiterer Aufgabenbereich ist die Sicherung von 
Raumfunktionen, die zumeist darin besteht, be-
stimmte, in einem Bereich besonders ausgeprägte 
Funktionen vor ökonomisch attraktiven Raumnut-
zungswünschen zu sichern. Natur und Landschaft, 
Grundwasser und Naherholung sind solche Funktio-
nen, die von der Raumordnung in ihrem räumlichen 
Verbreitungsgebiet gegenüber anderen Nutzungen 
gesichert werden sollen (a.a.O., Randnr. 53).“

In § 2 (Grundsätze der Raumordnung) und § 13 ROG 
(Landesweite Raumordnungspläne, (…)) wird dabei 
ausgeführt, was aus Sicht des Bundesgesetzgebers 
zulässiger Regelungsgegenstand der Raumordnung 
bzw. Inhalt von Raumordnungsplänen sein kann. § 2 
Abs. 1 ROG verlangt dabei, dass die Grundsätze im 
Sinne der Leitvorstellung einer nachhaltigen Raum-
entwicklung anzuwenden und durch Festlegungen in 
Raumordnungsplänen zu konkretisieren sind. Die 
möglichen Inhalte eines Raumordnungsplans werden 
dabei beispielhaft und nicht abschließend in §  13 
Abs. 5 ROG aufgeführt.

Raumordnungsplänen kommt zugleich die Funktion 
eines überörtlichen und fachübergreifenden Planes 
zu. Das Merkmal der Überörtlichkeit dient dabei als 
Abgrenzungsmerkmal zur kommunalen örtlichen 
Planung. Der Begriff der Überörtlichkeit wird dabei 
auch durch den Zweck der Planung bestimmt.

Bereits Art.  78 Abs.  2 LVerf NRW zeigt, dass das 
Recht auf kommunale Selbstverwaltung nicht 
schrankenlos existiert, sondern nur im Rahmen der 
geltenden Gesetze garantiert ist, die ihrerseits ver-
fassungsrechtlichen Beschränkungen unterliegen 
und der Rechtfertigung bedürfen. Somit verstößt die 
Bindung der Gemeinden durch die Festlegungen des 
LEP nicht prinzipiell gegen das kommunale Selbst-
verwaltungsrecht. Dies ist bereits im Jahr 2003 ein-
deutig vom Bundesverwaltungsgericht entschieden 
worden (vergleiche Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom 15. März 2003 – BVerwG 4 CN 9.01) und 
wurde in einem aktuellen Beschluss des Bundesver-
waltungsgerichts erneut bestätigt (vergleiche Be-
schluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 09. April 
2014 – 4 BN 3.14, Randnummer 7).

Das ROG legt fest, dass in Raumordnungsplänen für 
einen bestimmten Planungsraum und einen regelmä-
ßig mittelfristigen Zeitraum Festlegungen als Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung zur Entwicklung, 
Ordnung und Sicherung des Raums, insbesondere zu 
den Nutzungen und Funktionen des Raums, zu tref-
fen sind (§ 7 Abs. 1 ROG). 

Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG ist ein landes-
weiter Raumordnungsplan aufzustellen.

Der LEP besteht als landesweiter Raumordnungs-
plan aus textlichen und zeichnerischen Festlegungen 
mit zugeordneten Erläuterungen. Die textlichen 
Festlegungen als Ziele und Grundsätze sind als sol-
che gekennzeichnet.

Ziele der Raumordnung 

sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorga-
ben in Form von räumlich und sachlich bestimmten 
oder bestimmbaren, vom Träger der Landes- oder 
Regionalplanung abschließend abgewogenen textli-
chen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumord-
nungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Siche-
rung des Raums. Sie sind von den in § 4 Abs. 1 ROG 
aufgeführten Adressaten zu beachten, d. h., es han-
delt sich um Festlegungen, die eine strikte Bindung 
auslösen und nicht durch Abwägung überwindbar 
sind. 

Von Zielen der Raumordnung können gemäß §  6 
Abs. 1 ROG im Raumordnungsplan Ausnahmen fest-
gelegt werden, ohne dass hierdurch die „abschlie-
ßende Abgewogenheit“ und damit der Charakter ei-

nes Ziels der Raumordnung in Frage gestellt wird. 
Sofern der Plangeber sowohl die Regel- als auch die 
Ausnahmevoraussetzungen mit hinreichender tatbe-
standlicher Bestimmtheit bzw. Bestimmbarkeit fest-
legt, stellen nach der Rechtsprechung des BVerwG 
auch Plansätze mit Regel-Ausnahme-Struktur „ver-
bindliche Vorgaben“ i. S. d. § 3 Abs.1 Nr.2 ROG dar. 
Der LEP enthält verschiedene Ziele, die eine solche 
Regel-Ausnahme-Struktur aufweisen, z. B. in Ziel 
6.3-3, Ziel 7.3-1 und Ziel 8.2-4.

Die Bauleitpläne sind gemäß §  1 Abs.  4 Baugesetz-
buch (BauGB) den Zielen der Raumordnung anzu-
passen; insofern besteht für die kommunale Bauleit-
planung eine Handlungspfl icht zur Umsetzung der 
Ziele der Raumordnung.

Grundsätze der Raumordnung

sind Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Siche-
rung des Raums als Vorgaben für nachfolgende Ab-
wägungs- und Ermessensentscheidungen. Sie sind 
gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 ROG zu berücksichtigen. D. 
h., sie sind mit dem ihnen zukommenden Gewicht in 
die Abwägung einzustellen und können bei der Ab-
wägung mit anderen relevanten Belangen überwun-
den werden. 

Die Festlegungen können gemäß § 7 Abs. 3 ROG Vor-
rang-, Vorbehalts- und Eignungsgebiete bezeichnen: 

–  Vorranggebiete sind Gebiete, die für bestimmte 
raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vor-
gesehen sind und andere raumbedeutsame Nutzun-
gen in diesem Gebiet ausschließen, soweit diese mit 
den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht 
vereinbar sind,

–  Vorbehaltsgebiete sind Gebiete, die bestimmten 
raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen 
vorbehalten bleiben sollen, denen bei der Abwä-
gung mit konkurrierenden raumbedeutsamen 
Funktionen oder Nutzungen besonderes Gewicht 
beizumessen ist,

–  Eignungsgebiete sind Gebiete, in denen bestimm-
ten raumbedeutsamen Maßnahmen oder Nutzun-
gen, die städtebaulich nach §  35 des Baugesetz-
buchs zu beurteilen sind, andere raumbedeutsame 
Belange nicht entgegenstehen. Zugleich werden 
diese Maßnahmen oder Nutzungen an anderer 
Stelle im Planungsraum ausgeschlossen.

Bei Vorranggebieten für raumbedeutsame Nutzungen 
kann gemäß §  7 Abs.  3 Satz  3 ROG festgelegt wer-
den, dass sie zugleich die Wirkung von Eignungsge-
bieten haben. 

Die zeichnerischen Gebietsfestlegungen des LEP er-
folgen als Vorranggebiete im Maßstab 1: 300.000 mit 
einer maßstabsbedingten Darstellungsschwelle von 
150 ha. Dadurch haben die der Landesplanung nach-
geordneten Ebenen (Regionalplanung, Bauleitpla-
nung und Fachplanungen) Gestaltungsmöglichkei-
ten, die zeichnerischen Festlegungen des LEP eigen-
verantwortlich zu konkretisieren. Dabei können die 
im LEP zeichnerisch dargestellten Vorranggebiete in 
den Regionalplänen um weitere entsprechende Vor-
ranggebiete ergänzt werden – auch um einzelne zu-
sätzliche Gebiete > 150 ha. 

Die zur Umsetzung des LEP in den Regionalplänen 
zu verwendenden Planzeichen sind in der Durchfüh-
rungsverordnung zum Landesplanungsgesetz festge-
legt und defi niert. 

Als nachrichtliche Darstellung sind in die Plankarte 
des LEP auch Freiraum, Siedlungsraum und Braun-
kohlenabbaugebiete in ihren derzeitigen regionalpla-
nerischen Abgrenzungen aufgenommen worden. 
Diese nachrichtlichen Darstellungen entfalten keine 
eigenen Rechtswirkungen; sie sollen nur veranschau-
lichen, an welchen gegenwärtigen Planungen und 
Raumstrukturen bestimmte textliche Festlegungen 
des LEP insbesondere zur weiteren Entwicklung von 
Siedlungsraum und Freiraum ansetzen.

Abbildung 7 veranschaulicht die Stellung des LEP 
im Planungssystem.“
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55.   In der Legende „Festlegungen“ zu „Landesentwick-
lungsplan NRW (Zeichnerische Festlegungen)“ wird 
die Defi nition zu dem fünften Symbol wie folgt ge-
fasst: „Landesbedeutsame Flughäfen“.

Artikel 2
Aufhebung von Verordnungen

Der Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen vom 
11. Mai 1995 (GV. NRW. S. 532), der durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 934) ge-
ändert worden ist, die Verordnung über den sachlichen 
Teilplan großfl ächiger Einzelhandel zum Landesent-
wicklungsplan Nordrhein-Westfalen vom 11. Juli 2013 
(GV. NRW. S.  420) und   die Bekanntmachung des Lan-
desentwicklungsplanes Schutz vor Fluglärm vom 17. Au-
gust 1998 (GV. NRW. S. 512) werden mit Wirkung vom 8. 
Februar 2017 aufgehoben.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 12. Juli 2019

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Zugleich für den Minister der Justiz

Herbert  R e u l 

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne  G e b a u e r

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister für Verkehr

Hendrik  W ü s t

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

Ursula  H e i n e n - E s s e r

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie Internationales

Dr. Stephan  Ho l t h o f f - P f ö r t n e r

– GV. NRW. 2019 S. 346
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Gesetz
zur Änderung des Teilhabe- und Integrations-
gesetzes und des Gesetzes zur Ausführung des 

Asylbewerberleistungsgesetzes
Vom 12. Juli 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung des Teilhabe- und Integrations-
gesetzes und des Gesetzes zur Ausführung des 

 Asylbewerberleistungsgesetzes

820

Artikel 1
Änderung des Teilhabe- und 

Integrationsgesetzes

Das Teilhabe- und Integrationsgesetz vom 14. Februar 
2012 (GV. NRW. S. 97), das durch Gesetz vom 12. Oktober 
2018 (GV. NRW. S.  573) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 a)   Der Angabe zu § 14 a wird die Angabe „2018“ an-
gefügt.

 b)   Nach der Angabe zu § 14 b wird folgende Angabe 
angefügt:

   „§ 14c  Zuweisungen für Integrationsmaßnahmen 
2019“.

2.   In § 14 a wird der Überschrift die Angabe „2018“ an-
gefügt.

3.  Nach § 14 b wird folgender § 14 c eingefügt:

„§ 14 c
Zuweisungen für Integrationsmaßnahmen 2019

(1) Die Gemeinden erhalten im Jahr 2019 Zuweisun-
gen in Höhe von insgesamt 400 Millionen Euro zur 
Entlastung bei Maßnahmen zur Integration und zum 
kommunalen Inte-grationsmanagement insbesondere 
von Asylbegehrenden, anerkannten Schutzberechtig-
ten und Geduldeten. Zur Unterstützung bei der be-
sonderen Koordinierungsfunktion gegenüber den 
kreisangehörigen Gemeinden, insbesondere im Be-
reich des kommunalen Integrationsmanagements und 
für eigene Integrationsmaßnahmen, erhalten die 
Kreise in 2019 Zuweisungen in Höhe von 32,8 Millio-
nen Euro. Die Festsetzung des jeweiligen Anteils der 
Kreise erfolgt unter Berücksichtigung der sich jeweils 
im Kreisgebiet aufhaltenden gefl üchteten Personen 
entsprechend den nach Absatz 2 zu berücksichtigen-
den Bestandsdaten. § 7 bleibt unberührt.

(2) Die Zuweisungen an die Gemeinden werden im 
Verhältnis der Summe der Personen der nach § 4 Ab-
satz  3 Satz  1, §  3 Absatz  3 Satz  2 und Satz  3 des 
Flüchtlingsaufnahmegesetzes erstellten durchschnitt-
lichen Bestandsstatistik für die Monate Oktober bis 
Dezember 2018 mit einem Anteil von 40 Prozent und 
des nach §  6 Absatz  2 der Ausländer-Wohnsitzrege-
lungsverordnung zum Stichtag 1. Januar 2019 erhobe-
nen Bestandes an Personen unter Berücksichtigung 
von Nachmeldungen bis zum 15. Juli 2019 mit einem 
Anteil von 60 Prozent auf die Gemeinden verteilt. Um 
eine sachgerechte Mindestpartizipation an den Zu-
weisungen für jede Gemeinde sicherzustellen, erhält 
jede Gemeinde dabei mindestens einen Betrag in 
Höhe von 100 000 Euro. Maßgeblich sind die Daten 
der Bestandsstatistik nach dem Flüchtlingsaufnahme-
gesetz nach Satz 1 in der Fassung nach Überprüfung 
gemäß §  6 Absatz  3 Flüchtlingsaufnahmegesetz bis 
zum 15. Juli 2019.

(3) §  14 a Absatz  3 gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, dass die nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 er-
mittelten Zuweisungsbeträge Gegenstand des Erlasses 
sind und diese bis spätestens zum 31. Oktober 2019 
festgesetzt werden.
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(4) §  14 a Absatz  4 gilt entsprechend. Im besonderen 
Interesse des Landes liegen dabei auch Maßnahmen, 
die der Förderung der Werte entsprechend der Vorgaben 
des Grundgesetzes, dem Spracherwerb, der Stärkung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts durch Wirken 
gegen Rassismus und Diskriminierung und der Ent-
wicklung und Umsetzung von lebenslagenbezogenen 
Integrationskonzepten einschließlich der Förderung der 
Einbürgerung nach dem Staatsangehörigkeitsgesetz 
dienen. Abweichend von Satz 1 können die Gemeinden 
ihren Zuweisungsbetrag nach Absatz 2 auch für Kosten 
verwenden, die ihnen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz für in ihrem Gemeindegebiet ab dem vier-
ten Monat nach Eintritt der vollziehbaren Ausreise-
pfl icht tatsächlich sich aufhaltenden, nach §  60 a des 
Aufenthaltsgesetzes geduldeten Personen entstehen. 
Dabei ist sicherzustellen, dass der Zuweisungsbetrag 
überwiegend für Integrationsmaßnahmen nach den 
Sätzen 1 und 2 sowie Absatz 1 einzusetzen ist.

(5) Die Gemeinden und die Gemeindeverbände setzen 
die Zuweisungen nach den Absätzen 1 bis 4 für den 
Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis spätestens zum 30. 
November 2020 ein. Es muss sich dabei nicht um neue 
Maßnahmen handeln. Zu ihrer Unterstützung können 
sie Dritte mit der Wahrnehmung von Aufgaben beauf-
tragen. Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben 
der Bezirksregierung Arnsberg – Kompetenzzentrum 
für Integration – bis zum 31. März 2021 über die Ver-
wendung der Mittel zu berichten und ein Testat durch 
den zuständigen Hauptverwaltungsbeamten oder 
Kämmerer vorzulegen. Die Verwendung der Zuwei-
sungen für Integrationsausgaben, die bereits durch 
Mittel der Europäischen Union, des Bundes, des Lan-
des Nordrhein-Westfalen oder weiterer Dritter abge-
deckt sind, ist nicht zulässig. Einzelheiten zu den Sät-
zen 1 bis 4 regelt das für Integration zuständige Mi-
nisterium im Einvernehmen mit dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium durch Erlass.“ 
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Artikel 2
Änderung des Gesetzes zur 

Ausführung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes

Das Gesetz zur Ausführung des Asylbewerberleistungs-
gesetzes vom 29. November 1994 (GV. NRW. S. 1087), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2015 (GV. NRW. S.  901) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1.  § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

   „Für die Unterbringungseinrichtungen des Landes 
für Asylbewerberinnen und Asylbewerber ist die 
Bezirksregierung zuständig, in deren Bezirk die 
Einrichtung liegt.“

 b)   In Satz  3 wird die Angabe „6“ durch die Angabe 
„9“ ersetzt.

2.   In §  3 wird die Angabe „27. März 1984 (GV. NW. 
S.  214)“ durch die Angabe „28. Februar 2003 (GV. 
NRW. S. 93)“ ersetzt.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 12. Juli 2019

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L.S)  Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration

Dr. Joachim  S t a m p 

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

– GV. NRW. 2019 S. 363
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Fünftes Gesetz
zur Änderung des Justizgesetzes 

Nordrhein-Westfalen
Vom 12. Juli 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Fünftes Gesetz
zur Änderung des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen

Artikel 1

Das Justizgesetz Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 
2010 (GV. NRW. S. 30), das zuletzt durch Gesetz vom 18. 
Dezember 2018 (GV. NRW. S.  770) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1.   In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 17 
folgende Angabe eingefügt:

 „§ 17 a Zuständigkeitskonzentration“.

2.   In §  1 Absatz  2 Satz  1 werden die Wörter „im Ge-
richtsverfassungsgesetz und in anderen Bundesgeset-
zen enthaltenen Ermächtigungen der Landesregie-
rung“ durch die Wörter „Ermächtigungen der Lan-
desregierung im Gerichtsverfassungsgesetz und in 
anderen Bundesgesetzen“ ersetzt.

3.  Nach § 17 wird folgender § 17 a eingefügt:

 „§ 17 a
 Zuständigkeitskonzentration

  Für Klagen gegen Verwaltungsakte, mit denen eine 
vom Land Nordrhein-Westfalen beauftragte zentrale 
Behörde über die Vergabe eines Medizinstudienplatzes 
entschieden hat, ist ausschließlich das Verwaltungsge-
richt Gelsenkirchen örtlich zuständig. Dies gilt auch 
bei Verpfl ichtungsklagen.“ 

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 12. Juli 2019

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L.S)  Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration

Dr. Joachim  S t a m p



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 15 vom 23. Juli 2019 365

Der Minister des Innern

Zugleich für den Minister der Justiz

Herbert  R e u l

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2019 S. 364

46

Zweites Gesetz zur Änderung des 
Abschiebungshaftvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
Vom 12. Juli 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Zweites Gesetz zur Änderung des 
Abschiebungshaftvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Artikel 1

Das Abschiebungshaftvollzugsgesetz Nordrhein-Westfa-
len vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 901), das zuletzt 
durch Gesetz vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 770) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 4 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz  2 wird nach der Angabe „4“ die Angabe 
„und 5“ eingefügt.

 b)  Satz 4 wird aufgehoben.

2.   In § 7 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Betreuungsor-
ganisationen“ durch die Wörter „Betreuerinnen und 
Betreuer“ ersetzt. 

3.   In § 8 Absatz 6 wird nach dem Wort „oder“ das Wort 
„und“ gestrichen.

4.  § 19 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden das Wort „ihm“ durch das 
Wort „ihr“ und das Wort „ihn“ durch das Wort 
„sie“ ersetzt.

  bb)   In Satz  2 werden die Wörter „den unterge-
brachten Personen“ durch die Wörter „die un-
tergebrachte Person“ ersetzt.

 b)   In Absatz  2 Nummer  2 wird das Wort „sowie“ 
durch das Wort „oder“ ersetzt.

5.  § 20 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort „eine“ durch 
die Wörter „ein Vorfall“ ersetzt.

 b)   In Absatz 3 werden vor dem Wort „Besucher“ die 
Wörter „Besucherinnen und“ eingefügt.

6.  § 24 wird wie folgt gefasst:

„§ 24
Fesselung, Fixierung

(1) Die Leitung einer Einrichtung kann die Fesselung 
oder die Fixierung in einem besonders gesicherten 
Raum oder eine Fesselung während eines Transports 
in eigener Zuständigkeit unter den Voraussetzungen 
des § 23 Absatz 1 Satz 1 und der nachstehenden Ab-
sätze 2 bis 12 anordnen.

(2) Bei einer Ausführung, Vorführung oder beim 
Transport ist die Fesselung auch dann zulässig, wenn 
Anhaltspunkte vorliegen, dass die Beaufsichtigung 
nicht ausreicht, um ein Entweichen zu verhindern.

(3) Fesseln dürfen in der Regel nur an Händen oder 
Füßen angelegt werden. Bei Art und Umfang der Fes-
selung sind die Untergebrachten zu schonen. Die Fes-
selung ist unverzüglich zu lockern oder zu entfernen, 
sobald die Gefahr nicht mehr fortbesteht oder durch 
mildere Mittel abgewendet werden kann.

(4) Fixierungen dürfen nur angeordnet werden, wenn 
dies zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen 
Selbstgefährdung oder einer von den Untergebrach-
ten ausgehenden erheblichen Gefährdung von Leib 
und Leben anderer unerlässlich ist und nach dem Ver-
halten der Untergebrachten oder auf Grund ihres see-
lischen Zustands andere, weniger einschneidende 
Maßnahmen zur Abwendung der Gefahr nicht ausrei-
chen. Bei Art und Umfang der Fixierung sind die Un-
tergebrachten zu schonen. Die Fixierung ist unverzüg-
lich zu lockern oder zu entfernen, sobald die Gefahr 
nicht mehr fortbesteht oder durch mildere Mittel ab-
gewendet werden kann.

(5) Fixierungen, durch die die Bewegungsfreiheit der 
Untergebrachten nicht nur kurzfristig aufgehoben 
wird, bedürfen der vorherigen ärztlichen Stellung-
nahme und richterlichen Anordnung. Bei Gefahr im 
Verzug darf die Leitung der Einrichtung die Anord-
nung vorläufi g treffen. § 26 bleibt unberührt. Die rich-
terliche Entscheidung und die ärztliche Stellung-
nahme sind unverzüglich nachzuholen. Einer Antrag-
stellung bei Gericht bedarf es nur dann nicht, wenn 
bereits zu Beginn der Maßnahme absehbar ist, dass 
die Entscheidung erst nach Wegfall des Grundes der 
Maßnahme ergehen wird oder die Maßnahme vor Her-
beiführung der Entscheidung tatsächlich beendet und 
auch keine Wiederholung zu erwarten ist. Das Gericht 
ist unverzüglich zu unterrichten, wenn die Fixierung 
nach Antragstellung bei Gericht, aber vor einer ge-
richtlichen Entscheidung nicht mehr erforderlich ist.

(6) Während der Fixierung sind die Untergebrachten 
in besonderem Maße zu betreuen. Sie sind ständig 
und in unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten.

(7) Fixierungen werden medizinisch überwacht. Die 
Durchführung der Fixierung sowie der Untersu-
chungs- und Behandlungsverlauf sind unabhängig 
von den Dokumentationspfl ichten nach Absatz  9 
durch den medizinischen Dienst zu dokumentieren.

(8) Nach Beendigung einer Fixierung, die nicht rich-
terlich angeordnet worden ist, sind die Untergebrach-
ten über die Möglichkeit zu belehren, die Rechtmäßig-
keit der durchgeführten Maßnahme gerichtlich über-
prüfen zu lassen. 

(9) Die Anordnung, die hierfür maßgeblichen Gründe, 
Entscheidungen zur Fortdauer und die Durchführung 
der Maßnahmen einschließlich der Beteiligung des 
ärztlichen Dienstes, die Dauer der Maßnahme, die Art 
der Überwachung und eine Belehrung nach Absatz 8 
sind zu dokumentieren. 

(10) Über die Fesselung oder Fixierung ist auf Wunsch 
der Betroffenen deren Rechtsbeistand unverzüglich zu 
unterrichten.

(11) Fesselungen und Fixierungen sind der Aufsichts-
behörde unverzüglich mitzuteilen, wenn sie länger als 
24 Stunden aufrechterhalten werden.

(12) Für die Anordnung einer Fixierung nach Absatz 5 
ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk die 
Einrichtung ihren Sitz hat. Das gerichtliche Verfahren 
richtet sich nach dem Gesetz über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 
(BGBl.  I S.  2586, 2587) in der jeweils geltenden Fas-
sung. Die für Unterbringungssachen nach § 312 Num-
mer 4 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit anzuwendenden Bestimmungen gelten 
entsprechend.“

7.   In §  25 Satz  1 wird das Wort „anordnen“ nach dem 
Wort „anordnen“ gestrichen.

8.   In § 49 Satz 2 wird nach dem Wort „wurde,“ das Wort 
„nicht“ eingefügt.
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9.   In § 54 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „54“ durch 
die Angabe „53“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 12. Juli 2019

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L.S)  Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Zugleich für den Minister der Justiz

Herbert  R e u l 

– GV. NRW. 2019 S. 365

7101

Neunte Verordnung
zur Änderung der Gewerberechtsverordnung

Vom 9. Juli 2019

Auf Grund des §  155 Absatz  2 der Gewerbeordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 
(BGBl. I S. 202) in Verbindung mit § 5 Absatz 3 des Lan-
desorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. 
S. 421), der zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. 
Mai 2000 (GV. NRW. S. 462) geändert worden ist, verord-
net die Landesregierung nach Anhörung des fachlich zu-
ständigen Ausschusses des Landtags:

Artikel 1

Die Gewerberechtsverordnung vom 17. November 2009 
(GV. NRW. S.  626), die zuletzt durch Verordnung vom 
9. Oktober 2018 (GV. NRW. S. 579) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.   In § 2 Absatz 4 wird die Angabe „h und i“ durch die 
Angabe „h bis j“ ersetzt.

2.   In Abschnitt III der Anlage wird in den Nummern 1.21 
bis 1.24 jeweils die Angabe „1.19“ durch die Angabe 
„1.20“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 9. Juli 2019

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L.S)  Armin  L a s c h e t

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

– GV. NRW. 2019 S. 366

7122

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über die Versorgung 
der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten Buch-

prüfer und zur Änderung weiterer Gesetze

Vom 12. Juli 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über die Versorgung 

der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten Buchprüfer 
und zur Änderung weiterer Gesetze

Artikel 1
Änderung des Gesetzes über die Versorgung der 

 Wirtschaftsprüfer und der vereidigten Buchprüfer

Das Gesetz über die Versorgung der Wirtschaftsprüfer 
und der vereidigten Buchprüfer vom 6. Juli 1993 (GV. 
NRW. S.  418), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2007 (GV. NRW. 2008 S. 41) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Gesetz über die Versorgung der Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfer und vereidigten 

Buchprüferinnen  und Buchprüfer (WPVG NRW)“.

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Mitglieder des Versorgungswerks sind

  1.  Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer 
sowie vereidigte Buchprüferinnen und Buch-
prüfer, die eine berufl iche Niederlassung oder 
Zweigniederlassung im Land Nordrhein-West-
falen haben und

  2.  Mitglieder des Vorstands, nach dem Partner-
schaftsgesellschaftsgesetz verbundene Perso-
nen, Geschäftsführerinnen, Geschäftsführer 
und persönlich haftende Gesellschafterinnen 
und Gesellschafter von Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaften oder Buchprüfungsgesellschaften 
mit Hauptniederlassung oder Zweigniederlas-
sung im Land Nordrhein-Westfalen, die nicht 
Wirtschaftsprüferinnen oder Wirtschaftsprüfer 
oder vereidigte Buchprüferinnen oder Buch-
prüfer sind.“

 b)  In Absatz 5 werden die Wörter „Gemäß § 2 Abs. 3 
Satz 2 StBVG NW“ durch die Wörter „Nach den 
Vorschriften des Gesetzes über die Versorgung der 
Steuerberaterinnen und Steuerberater vom 10. 
November 1998 (GV. NRW. S.  661) in der jeweils 
geltenden Fassung“ ersetzt.

3.  § 3 wird wie folgt geändert:

a)  Der Wortlaut wird Absatz  1 und wie folgt geän-
dert:

 aa)  In Nummer  2 wird das Semikolon am Ende 
durch das Wort „und“ ersetzt.

 bb)  In Nummer 3 werden die Wörter „der Präsi-
dent;“ durch die Wörter „die Geschäftsfüh-
rung.“ ersetzt.

 cc) Nummer 4 wird aufgehoben.

b) Folgende Absätze 2 und 3 werden angefügt:

  „(2) Nach Ablauf der Amtszeit führen die Organ-
mitglieder ihre Geschäfte grundsätzlich bis zum 
Amtsantritt ihrer Nachfolge fort. Das Nähere re-
gelt die Satzung.

  (3) Die Mitglieder der Vertreterversammlung und 
des Vorstands üben ihr Amt ehrenamtlich aus. In 
der Satzung können Regelungen über Kostener-
stattungen und Aufwandsentschädigungen vorge-
sehen werden.“
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4.  § 4 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „des Wahl-
verfahrens werden“ durch die Wörter „zur Wahl-
berechtigung, Wählbarkeit und zum Wahlverfah-
ren werden in der Satzung oder“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  Nach Nummer  2 wird folgende Nummer  3 
eingefügt:

    „3. Wahl der Abschlussprüferin oder des Ab-
schlussprüfers auf Vorschlag des Vorstands;“ 

 bb)  Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die 
Nummern 4 und 5.

c)  In Absatz  3 Satz  3 werden nach dem Wort „im“ 
die Wörter „elektronischen oder“ eingefügt.

5.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 wird nach dem Wort „aus“ das Wort 
„fünf“ durch die Wörter „drei bis neun“ er-
setzt.“

  bb)  In Satz  2 werden die Wörter „Mindestens 
drei“ durch das Wort „Die“ ersetzt und nach 
dem Wort „müssen“ das Wort „mehrheitlich“ 
eingefügt.

  cc)  Folgender Satz wird angefügt:

    „Das Nähere regelt die Satzung.“

 b)  Absatz 2 wird durch folgende Absätze 2 und 3 er-
setzt:

   „(2) Der Vorstand wählt nach näherer Bestim-
mung in der Satzung aus seiner Mitte eine Präsi-
dentin oder einen Präsidenten als Vorsitz und eine 
Vizepräsidentin oder einen Vizepräsidenten als 
Stellvertretung, die dem Versorgungswerk ange-
hören müssen.

   (3) Der Vorstand überwacht die Geschäftsführung 
des Versorgungswerks und bestimmt die Grund-
sätze der Geschäftspolitik. Das Nähere über die 
Aufgaben, den Geschäftsgang und die Rechtsver-
hältnisse des Vorstands regelt die Satzung. In der 
Satzung können dem Vorstand ausdrücklich be-
stimmte Geschäftsführungsaufgaben übertragen 
werden.“

6.  Die §§ 6 und 7 werden wie folgt gefasst: 

„§ 6
Geschäftsführung

(1) Die Mitglieder der Geschäftsführung werden 
vom Vorstand bestellt. Die Geschäftsführung besteht 
aus mindestens zwei Personen. Das Nähere regelt die 
Satzung.

(2) Die Geschäftsführung führt die Geschäfte des 
Versorgungswerks, soweit Aufgaben der Geschäfts-
führung nicht gemäß § 5 Absatz 3 dem Vorstand zu-
gewiesen sind.

(3) Die Geschäftsführung vertritt das Versorgungs-
werk gerichtlich und außergerichtlich. Dabei wird 
das Versorgungswerk durch zwei Mitglieder der Ge-
schäftsführung gemeinschaftlich vertreten. Die Sat-
zung kann auch bestimmen, dass ein einzelnes Mit-
glied der Geschäftsführung in Gemeinschaft mit ei-
ner beim Versorgungswerk beschäftigten Person, die 
durch Beschluss des Vorstands mit Zeichnungsbefug-
nis ausgestattet wurde, zur Vertretung des Versor-
gungswerks befugt ist.

§ 7
Verarbeitung personenbezogener 

Daten, Auskünfte

(1) Das Versorgungswerk ist berechtigt, personenbe-
zogene Daten seiner Mitglieder und sonstiger Leis-
tungsberechtigten zu verarbeiten, soweit die Verar-
beitung zur Erfüllung der Aufgaben des Versorgungs-
werks erforderlich ist, insbesondere für die 
Feststellung der Mitgliedschaft sowie von Art und 
Umfang der Beitragspfl icht oder der Versorgungsleis-

tungen. Dies gilt auch für die Verarbeitung der be-
sonderen Kategorien personenbezogener Daten im 
Sinne von Artikel 9 Absatz  1 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S.  1, L 314 vom 
22.11.2016, S. 72, L 127 vom 23.5.2018, S. 2) von Mit-
gliedern und sonstigen Leistungsberechtigten, insbe-
sondere von Gesundheitsdaten. §  15 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai 
2018 (GV. NRW. S. 244, ber. S. 278 und S. 404) in der 
jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend. Die 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an öf-
fentliche Stellen ist zulässig, wenn sie zur Erfüllung 
der Aufgaben des Versorgungswerks oder der öffent-
lichen Stelle, an die die Daten übermittelt werden, 
erforderlich ist. 

(2) Das Versorgungswerk kann von Mitgliedern und 
sonstigen Leistungsberechtigten die Auskünfte und 
Nachweise verlangen, die für die Feststellung der 
Mitgliedschaft sowie von Art und Umfang der Bei-
tragspfl icht oder der Versorgungsleistungen erforder-
lich sind.

(3) Verwaltungsentscheidungen, insbesondere Ver-
waltungsakte, können automatisiert erlassen werden, 
sofern weder ein Ermessen noch ein Beurteilungs-
spielraum besteht.“

7.  § 8 wird aufgehoben.

8.  § 9 wird § 8 und Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Nummer 5 wird das Semikolon am Ende durch 
das Wort „und“ ersetzt.

b)  In Nummer 6 werden die Wörter „für hinterblie-
bene Ehegatten oder eingetragene Lebenspartne-
rin oder Lebenspartner bei Erlöschen des Renten-
anspruchs durch Wiederverheiratung;“ durch ei-
nen Punkt ersetzt.

c) Nummer 7 wird aufgehoben.

9.  Die §§ 10 und 11 werden die §§ 9 und 10.

10.   § 12 wird § 11 und in Satz 2 Nummer 4 werden die 
Wörter „den §§  8 und 13 zu erheben den und zu 
übermittelnden“ durch die Wörter „§ 7 Absatz 1 und 
2 zu verarbeitenden“ ersetzt.

11.  Die §§ 13, 15 und 16 werden aufgehoben.

12.  § 17 wird § 12 und wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die An-
gabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

 bb)  In Nummer  1 werden nach dem Wort „Ver-
sorgungswerks;“ die Wörter „sie oder“ einge-
fügt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

  „(3) Der am 24. Juli 2019 bestellte Geschäftsfüh-
rer bildet die Geschäftsführung. Abweichend von 
§  6 Absatz  3 ist er zur Alleinvertretung befugt. 
Seine Stellung endet mit der Bestellung der Mit-
glieder der Geschäftsführung gemäß § 6 Absatz 1 
Satz  1. Erfolgt die Bestellung neuer Mitglieder 
der Geschäftsführung nicht innerhalb von zwei 
Monaten ab dem 24. Juli 2019 kann das für Fi-
nanzen zuständige Ministerium den Geschäfts-
führer abberufen und zwei Mitglieder der Ge-
schäftsführung selbst bestellen.“

13.  § 18 wird § 13.

Artikel 2
Änderung des Gesetzes über die Versorgung 
der Steuerberaterinnen und Steuerberater

Das Gesetz über die Versorgung der Steuerberaterinnen 
und Steuerberater vom 10. November 1998 (GV. NRW. 
S. 661), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. 
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Dezember 2007 (GV. NRW. 2008 S. 41) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

    aaa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

       “1. alle Mitglieder einer der Aufsicht 
des Landes Nordrhein-Westfalen un-
terstehenden Steuerberaterkammer, 
soweit sie natürliche Personen sind, 
und“

    bbb) Nummer 2 wird aufgehoben.

    ccc)  Nummer  3 wird Nummer  2 und die 
Angabe „oder 2“ wird gestrichen.

  bb)  In Satz  2 wird das Wort „daß“ durch das 
Wort „dass“ und die Wörter „der Ziffern 1 
und 2“ durch die Wörter „der Nummer 1“ er-
setzt.

 b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  4 wird das Wort „schriftlich“ durch 
die Wörter „in Textform“ ersetzt.

  bb)  In Satz  5 wird das Wort „daß“ durch das 
Wort „dass“ ersetzt.

2.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Der Überschrift wird das Wort „, Ehrenamtlich-
keit“ angefügt.

b)  Der Wortlaut wird Absatz  1 und wie folgt geän-
dert:

 aa)  In Nummer 2 wird das Semikolon durch das 
Wort „und“ ersetzt.

 bb)  In Nummer 3 wird das Semikolon durch ei-
nen Punkt ersetzt.

 cc) Nummer 4 wird aufgehoben.

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

  „(2) Die Tätigkeit als Mitglied der Vertreterver-
sammlung und des Vorstands sowie die Tätigkeit 
als Präsidentin oder Präsident wird ehrenamtlich 
ausgeübt. Gleiches gilt für die Tätigkeit als Mit-
glied eines Ausschusses des Versorgungswerks. In 
der Satzung können Regelungen über Kostener-
stattungen und Aufwandsentschädigungen vorge-
sehen werden.“

3.  § 4 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „5“ durch das 
Wort „fünf“ ersetzt.

b)  In Absatz  2 Nummer  1 wird das Wort „Erlaß“ 
durch das Wort „Erlass“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 aa)  In Satz  1 wird das Wort „beschlußfähig“ 
durch das Wort „beschlussfähig“ ersetzt.

 bb)  In Satz  2 wird das Wort „faßt“ durch das 
Wort „fasst“ und werden die Wörter „Falle 
der Ziffern 1 und 2 des Absatzes 2“ durch die 
Wörter “Fall von Absatz 2 Nummer 1 und 2“ 
ersetzt.

4.  § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 wird die Angabe „5“ jeweils durch das 
Wort „fünf“ ersetzt.

b)  In Satz  3 wird die Angabe „3“ durch das Wort 
„drei“ ersetzt.

5.  § 6 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort 
„Absatz“ ersetzt.

b)  In Satz  2 werden die Wörter „Geschäftsführerin 
oder den Geschäftsführer“ durch das Wort „Ge-
schäftsführung“ ersetzt.

6.  § 7 wird wie folgt geändert:

a)  In der Überschrift werden die Wörter „Geschäfts-
führerin oder Geschäftsführer“ durch das Wort 
„Geschäftsführung“ ersetzt.

b)  In Absatz 1 werden die Wörter „Geschäftsführerin 
oder der Geschäftsführer“ durch das Wort „Ge-
schäftsführung“ ersetzt.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In Satz  1 werden die Wörter „Geschäftsfüh-
rerin oder der Geschäftsführer“ durch das 
Wort „Geschäftsführung“ ersetzt.

 bb)  In Satz 2 werden die Wörter „oder er“ gestri-
chen.

7.  § 8 wird wie folgt geändert:

a)  In der Überschrift wird das Wort „, Auskunfts-
pfl icht“ gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa) Satz 2 wird aufgehoben.

 bb)  Im neuen Satz  2 werden die Wörter „Der 
Säumniszuschlag und die Zinsen“ durch die 
Wörter „Die Säumniszuschläge“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird aufgehoben.

d) Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt geändert:

 aa)  In Satz 1 wird nach dem Wort „Beiträge“ das 
Komma durch das Wort „und“ ersetzt und 
werden die Wörter „und Zinsen,“ gestrichen.

 bb) Satz 2 wird aufgehoben.

 cc)  Im neuen Satz 2 wird das Wort „, Zinsen“ ge-
strichen.

8.   In §  9 Satz  1 Nummer  2 wird die Angabe „Abs.“ 
durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

9.   In § 10 Absatz 1 Nummer 6 wird das Wort „Lebens-
partnerin“ durch das Wort „Lebenspartnerinnen“ er-
setzt.

10.   In § 13 Satz 2 Nummer 4 werden die Wörter „den § 8 
und 14 dieses Gesetzes zu erhebenden oder zu ermit-
telnden“ durch die Wörter „§  14 Absatz  1 und 2 zu 
verarbeitenden“ ersetzt.

11.  § 14 wird wie folgt gefasst:

„§ 14
Verarbeitung personenbezogener 

Daten, Auskünfte

(1) Das Versorgungswerk ist berechtigt, personenbe-
zogene Daten seiner Mitglieder und sonstiger Leis-
tungsberechtigten zu verarbeiten, soweit die Ver-
arbeitung zur Erfüllung der Aufgaben des Versor-
gungswerks erforderlich ist, insbesondere für die 
Feststellung der Mitgliedschaft sowie von Art und 
Umfang der Beitragspfl icht oder der Versorgungsleis-
tungen. Dies gilt auch für die Verarbeitung der be-
sonderen Kategorien personenbezogener Daten im 
Sinne von Artikel 9 Absatz  1 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S.  1, L 314 vom 
22.11.2016, S. 72, L 127 vom 23.5.2018, S. 2) von Mit-
gliedern und sonstigen Leistungsberechtigten, insbe-
sondere von Gesundheitsdaten. §  15 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai 
2018 (GV. NRW. S. 244, ber. S. 278 und S. 404) in der 
jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend. Die 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an öf-
fentliche Stellen ist zulässig, wenn sie zur Erfüllung 
der Aufgaben des Versorgungswerks oder der öffent-
lichen Stelle, an die die Daten übermittelt werden, 
erforderlich ist. 

(2) Das Versorgungswerk kann von Mitgliedern und 
sonstigen Leistungsberechtigten sowie von den Steu-
erberaterkammern die zur Erfüllung seiner Aufga-
ben erforderlichen Auskünfte und Nachweise verlan-
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gen. Es kann insbesondere Auskünfte zu Ein- und 
Austritt der Mitglieder der Steuerberaterkammern 
des Landes Nordrhein-Westfalen einholen.

(3) Verwaltungsentscheidungen, insbesondere Ver-
waltungsakte, können automatisiert erlassen werden, 
sofern weder ein Ermessen noch ein Beurteilungs-
spielraum besteht.“

12. § 16 wird aufgehoben.

13.  § 17 wird § 15 und nach dem Wort „die“ werden die 
Wörter „Amtsträgerinnen und“ und werden die Wör-
ter „des Nachfolgers“ durch die Wörter „ihrer Nach-
folge“ ersetzt.

14. § 18 wird § 16 und wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die An-
gabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

  bb)   In Nummer  1 werden die Wörter „Versor-
gungswerks. Er“ durch die Wörter „Versor-
gungswerks, sie oder er“ ersetzt.

 b) Absatz 3 wird aufgehoben.

Artikel 3
Änderung des Gesetzes 

über das Notarversorgungswerk Köln

Das Gesetz über das Notarversorgungswerk Köln vom 
4. November 1986 (GV. NRW. S. 680, ber. S. 744), das zu-
letzt durch Artikel 21 (Erster Teil) des Gesetzes vom 3. 
Mai 2005 (GV. NRW. S.  498) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.   In § 2 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „als“ 
die Wörter „Notarin oder“ und nach dem Wort „ste-
henden“ die Wörter „Notarassessorinnen und“ einge-
fügt.

2.   In § 3 Nummer 1 werden dem Wort „der“ die Wörter 
„die Präsidentin oder“ vorangestellt.

3.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift wird dem Wort „Präsident“ das 
Wort „Präsidentin,“ vorangestellt.

 b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „Der Präsident 
und der Vizepräsident werden vom Präsiden-
ten“ durch die Wörter „Die Präsidentin oder 
der Präsident und die Vizepräsidentin oder 
der Vizepräsident werden von der Präsiden-
tin oder dem Präsidenten“ ersetzt.

  bb)  In Satz 2 werden nach dem Wort „ebenfalls“ 
die Wörter „der Präsidentin oder“ eingefügt.

 c) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Die Präsidentin oder der Präsident und die Vize-
präsidentin oder der Vizepräsident müssen min-
destens fünf Jahre das Amt einer oder eines zur 
hauptberufl ichen Amtsausübung auf Lebenszeit 
bestellten Notarin oder Notars der Rheinischen 
Notarkammer innegehabt haben und Mitglied des 
Versorgungswerks sein.“

 d) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 wird das Wort „Der“ durch die 
Wörter „Die Präsidentin oder der“ ersetzt.

  bb)  In Satz 2 wird das Wort „Er“ durch die Wör-
ter „Sie oder er“ ersetzt.

 e)  In Absatz 4 werden jeweils vor den Wörtern „des 
Präsidenten“ die Wörter „der Präsidentin oder“ 
und nach dem Wort „nimmt“ die Wörter „die Vi-
zepräsidentin oder“ eingefügt.

4.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „zur hauptberuf-
lichen Amtsausübung auf Lebenszeit bestell-
ten Notare der Rheinischen Notarkammer“ 
durch die Wörter „Mitglieder des Versor-
gungswerks“ ersetzt.

  bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

     „Die Satzung kann weitere Berufungsvor-
aussetzungen vorsehen.“

 b)  In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „wer-
den“ die Wörter „von der Präsidentin oder“ einge-
fügt.

 c)  In Absatz  3 Nummer  2 werden nach dem Wort 
„Entlastung“ die Wörter „der Präsidentin oder“ 
eingefügt.

 d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden nach dem Wort „wird“ die 
Wörter „von der Präsidentin oder“ eingefügt.

  bb)  In Satz 3 werden nach dem Wort „schriftlich“ 
die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt.

5.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 werden die Wörter „dem Präsidenten, 
dem Vizepräsidenten“ durch die Wörter „der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten, der Vizepräsiden-
tin oder dem Vizepräsidenten“ ersetzt.

 b)  In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „wird“ 
die Wörter „von der Präsidentin oder“ eingefügt.

6.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 7
  Beitragspfl icht“.

 b) Absatz 3 wird aufgehoben.

7.  § 8 wird wie folgt geändert:

 a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:

   „Leistungen nach Satz  1 Nummer  1 setzen ein 
Ausscheiden aus dem Notaramt voraus. Leistun-
gen nach Satz  1 Nummer  2 setzen ein Ausschei-
den aus dem Notaramt oder aus dem notariellen 
Anwärterdienst voraus.“

 b)  In Absatz  2 Nummer  3 wird das Wort „Lebens-
partnerin“ durch das Wort „Lebenspartnerinnen“ 
ersetzt.

 c)  In Absatz  3 werden die Wörter „67 des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag“ durch die Wörter 
„86 des Versicherungsvertragsgesetzes vom 23. 
November 2007 (BGBl.  I S.  2631), das zuletzt 
durch Artikel 15 des Gesetzes vom 17. August 
2017 (BGBl.  I S.  3214) geändert worden ist,“ er-
setzt.

8.  § 11 wird wie folgt gefasst:

 „§ 11
 Vollstreckungsbehörde

  Das Versorgungswerk nimmt die Aufgaben der Voll-
streckungsbehörden gemäß Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetz NRW in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 2003 (GV. NRW. S.  156, ber. 
2005 S. 818, geändert durch Ergänzung vom 12. Sep-
tember 2003 (GV. NRW. S. 570)) in der jeweils gelten-
den Fassung wahr.“

9.   In §  12 Satz  2 Nummer  5 werden die Wörter „§  7 
Abs. 2 und § 13 zu erhebenden und zu übermitteln-
den“ durch die Wörter „§ 13 Absatz 2 und 3 zu verar-
beitenden“ ersetzt.

10.  § 13 wird wie folgt gefasst:

 „§ 13
 Verarbeitung personenbezogener 
 Daten, Auskünfte

  (1) Das Versorgungswerk ist berechtigt, personenbe-
zogene Daten seiner Mitglieder und sonstiger Leis-
tungsberechtigten zu verarbeiten, soweit die Verar-
beitung zur Erfüllung der Aufgaben des Versorgungs-
werks erforderlich ist, insbesondere für die 
Feststellung der Mitgliedschaft sowie von Art und 
Umfang der Beitragspfl icht oder der Versorgungsleis-
tungen. Dies gilt auch für die Verarbeitung der be-
sonderen Kategorien personenbezogener Daten im 
Sinne von Artikel 9 Absatz  1 der Verordnung (EU) 
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2016/679 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S.  1, L 314 vom 
22.11.2016, S. 72, L 127 vom 23.5.2018, S. 2) von Mit-
gliedern und sonstigen Leistungsberechtigten, insbe-
sondere von Gesundheitsdaten. §  15 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai 
2018 (GV. NRW. S. 244, ber. S. 278 und S. 404) in der 
jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend. Die 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an öf-
fentliche Stellen ist zulässig, wenn sie zur Erfüllung 
der Aufgaben des Versorgungswerks oder der öffent-
lichen Stelle, an die die Daten übermittelt werden, 
erforderlich ist. 

  (2) Das Versorgungswerk kann von Mitgliedern und 
sonstigen Leistungsberechtigten sowie von den Be-
hörden der Justizverwaltung und der Rheinischen 
Notarkammer die zur Erfüllung seiner Aufgaben er-
forderlichen Auskünfte und Nachweise verlangen, 
insbesondere für die Feststellung der Mitgliedschaft 
sowie von Art und Umfang der Beitragspfl icht oder 
der Versorgungsleistungen.

  (3) Verwaltungsentscheidungen, insbesondere Ver-
waltungsakte, können automatisiert erlassen werden, 
sofern weder ein Ermessen noch ein Beurteilungs-
spielraum besteht.“

11.   § 16 wird § 14, die Absatzbezeichnung „(1)“ wird ge-
strichen, dem Wortlaut werden die Wörter „Amtsträ-
gerinnen und“ vorangestellt und die Wörter „des 
Nachfolgers“ werden durch die Wörter „ihrer Nach-
folge“ ersetzt.

12.  § 17 wird § 15 und wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

  bb)   In dem Satzteil vor Nummer  1 werden die 
Wörter „Ein Notar oder Notarassessor, der“ 
durch das Wort „Wer“ und die Angabe „Abs.“ 
durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

  cc)   In Nummer  1 werden nach dem Wort „Ver-
sorgungswerks;“ die Wörter „sie oder“ einge-
fügt.

 b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.

13.  § 18 wird § 16.

 Artikel 4
 Änderung des Gesetzes 
 über die Rechtsanwaltsversorgung

Das Gesetz über die Rechtsanwaltsversorgung vom 6. 
November 1984 (GV. NRW. S. 684), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (GV. NRW. 
2008 S. 41) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 2 wird wie folgt geändert: 

 a)  In Absatz  1 werden nach dem Wort „Rechtsan-
waltskammer“ die Wörter „, soweit sie natürliche 
Personen sind“ eingefügt.

 b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort 
„daß“ durch das Wort „dass“ ersetzt.

  bb) Nummer 2 wird wie folgt neu gefasst:

    „2.  Mitglieder bis zum Ablauf von fünf vollen 
Kalenderjahren 

    a)  nach ihrer erstmaligen Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft, 

    b)  nach erstmaliger Aufnahme in eine 
Rechtsanwaltskammer im Sinne des Ab-
satzes 1 gemäß § 206 der Bundesrechtsan-
waltsordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 303-8, 
veröffentlichten bereinigten Fassung in 
der jeweils geltenden Fassung oder

    c)  nach erstmaliger Erteilung der Erlaubnis 
im Sinne von §  209 Satz  1 der Bundes-
rechtsanwaltsordnung; 

     längstens bis zur Vollendung des 45. Lebens-
jahres teilweise von der Beitragspfl icht be-
freit werden und“

2.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift wird nach dem Wort „Organe“ 
das Wort „, Ehrenamtlichkeit“ eingefügt.

 b)  Der Wortlaut wird Absatz  1 und wie folgt geän-
dert:

  aa)  In Nummer  3 werden dem Wort „der“ die 
Wörter „die Präsidentin oder“ vorangestellt 
und das Semikolon am Ende durch das Wort 
„und“ ersetzt.

  bb)  In Nummer  4 werden dem Wort „der“ die 
Wörter „die Geschäftsführerin oder“ voran-
gestellt.

 c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

    „(2) Die Tätigkeit als Mitglied der Vertreterver-
sammlung und des Vorstands sowie die Tätig-
keit als Präsidentin oder Präsident wird ehren-
amtlich ausgeübt. Gleiches gilt für die Tätig-
keit als Mitglied eines Ausschusses des 
Versorgungswerks. Es wird eine angemessene 
Entschädigung für den mit der Tätigkeit ver-
bundenen Aufwand sowie eine Reisekostener-
stattung gewährt.“

3.   In § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird das Wort „Er-
laß“ durch das Wort „Erlass“ ersetzt.

4.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „den Präsi-
denten und den Vizepräsidenten“ durch die Wör-
ter „die Präsidentin oder den Präsidenten und die 
Vizepräsidentin oder den Vizepräsidenten“ er-
setzt.

 b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Die Präsidentin oder der Präsident leitet den 
Vorstand und vertritt, vorbehaltlich des §  6, das 
Versorgungswerk gerichtlich und außergericht-
lich. Sie oder er führt die Aufsicht über die Ge-
schäftsführerin oder den Geschäftsführer. Die Vi-
zepräsidentin oder der Vizepräsident vertritt die 
Präsidentin oder den Präsidenten.“ 

5.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift werden vor dem Wort „Ge-
schäftsführer“ die Wörter „Geschäftsführerin 
oder“ eingefügt.

 b)  In Satz  1 wird das Wort „Der“ durch die Wörter 
„Die Geschäftsführerin oder der“ ersetzt.

 c)  In Satz  2 wird das Wort „Er“ durch die Wörter 
„Sie oder er“ ersetzt.

 d) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

   „Sie oder er wird auf Beschluss des Vorstands von 
der Präsidentin oder vom Präsidenten bestellt.“

6.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 7
  Beitragspfl icht“.

 b) Absatz 3 wird aufgehoben.

7.  § 7 a wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 1 werden vor dem Wort „dem“ die Wörter 
„von der Geschäftsführerin oder“ eingefügt.

 b)  In Satz 3 werden die Wörter „Abs. 2 der Zivilpro-
zeßordnung“ durch die Wörter „Absatz 2 der Zi-
vilprozessordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 
2006 I S. 431; 2007 I S. 1781) in der jeweils gel-
tenden Fassung“ ersetzt.
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8.   In § 8 Absatz 1 Nummer 6 wird das Wort „Lebens-
partnerin“ durch das Wort „Lebenspartnerinnen“ er-
setzt.

9.  § 11 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

  „5. die Bestimmung der nach § 12 Absatz 1 und 2 zu 
verarbeitenden Daten.“

10.  § 12 wird wie folgt gefasst:

„§ 12
Verarbeitung personenbezogener Daten, Auskünfte

(1) Das Versorgungswerk ist berechtigt, personenbe-
zogene Daten seiner Mitglieder und sonstiger Leis-
tungsberechtigten zu verarbeiten, soweit die Ver-
arbeitung zur Erfüllung der Aufgaben des Versor-
gungswerks erforderlich ist, insbesondere für die 
Feststellung der Mitgliedschaft sowie von Art und 
Umfang der Beitragspfl icht oder der Versorgungsleis-
tungen. Dies gilt auch für die Verarbeitung der be-
sonderen Kategorien personenbezogener Daten im 
Sinne von Artikel 9 Absatz  1 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S.  1, L 314 vom 
22.11.2016, S. 72, L 127 vom 23.5.2018, S. 2) von Mit-
gliedern und sonstigen Leistungsberechtigten, insbe-
sondere von Gesundheitsdaten. §  15 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai 
2018 (GV. NRW. S. 244, ber. S. 278 und S. 404) in der 
jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend. Die 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an öf-
fentliche Stellen ist zulässig, soweit sie zur Erfüllung 
der Aufgaben des Versorgungswerks oder der öffent-
lichen Stelle, an die die Daten übermittelt werden, 
erforderlich ist.

(2) Das Versorgungswerk kann von Mitgliedern und 
sonstigen Leistungsberechtigten sowie von den Be-
hörden der Justizverwaltung und den Rechtsanwalts-
kammern die zur Erfüllung seiner Aufgaben erfor-
derlichen Auskünfte und Nachweise verlangen.

(3) Verwaltungsentscheidungen, insbesondere Ver-
waltungsakte, können automatisiert erlassen werden, 
sofern weder ein Ermessen noch ein Beurteilungs-
spielraum besteht.“

11.   §  15 wird §  13, dem Wortlaut werden die Wörter 
„Amtsträgerinnen und“ vorangestellt und die Wörter 
„des Nachfolgers“ werden durch die Wörter „ihrer 
Nachfolge“ ersetzt.

12.  § 16 wird § 14 und wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In den Satzteil vor Nummer  1 werden die 
Wörter „Ein Rechtsanwalt oder Rechtsbei-
stand, der“ durch das Wort „Wer“ ersetzt.

  bb)  In Nummer  1 werden nach dem Wort „Ver-
sorgungswerks;“ die Wörter „sie oder“ einge-
fügt.

 b) Absatz 3 wird aufgehoben.

13.  § 17 wird § 15.

Artikel 5
Änderung des Landesversicherungs-

aufsichtsgesetzes

Das Landesversicherungsaufsichtsgesetz vom 20. April 
1999 (GV. NRW. S. 154), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 696) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.   In § 1 wird das Wort „Finanzministerium“ durch die 
Wörter „für Finanzen zuständige Ministerium“ und 
die Wörter „des Bundesaufsichtsamts für das Versi-
cherungswesen“ durch die Wörter „der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht“ ersetzt.

2.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Finanzministe-
rium“ durch die Wörter „für Finanzen zuständige 
Ministerium“ ersetzt.

 b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  2 wird das Wort „daß“ jeweils durch 
das Wort „dass“ ersetzt.

  bb) Satz 3 wird wie folgt geändert:

    aaa)  In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das 
Wort „Finanzministerium“ durch die 
Wörter „für Finanzen zuständige Minis-
terium“ ersetzt.

    bbb)  In Nummer 5 wird das Wort „Jahresab-
schlußprüfung,“ durch das Wort „Jahres-
abschlussprüfung und“ ersetzt.

3.   In §  2 Absatz  2 und §  4 Satz  2 wird das Wort 
 „Finanzministerium“ jeweils durch die Wörter „für 
Finanzen zuständige Ministerium“ ersetzt.

Artikel 6
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 12. Juli 2019

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L.S.) Armin  L a s c h e t

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Für den Minister der Justiz

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

– GV. NRW. 2019 S. 366
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Verordnung
über die Schiedsstelle nach dem Elften Buch 

Sozialgesetzbuch 
(SGB-XI-Schiedsstellenverordnung – 

SGBXISchVO)
Vom 9. Juli 2019

Auf Grund des § 76 Absatz 5 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch – Soziale Pfl egeversicherung – (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl.  I S.  1014, 1015) ver-
ordnet die Landesregierung: 

§ 1
Errichtung einer Schiedsstelle, Geschäftsstelle

(1) Im Land Nordrhein-Westfalen wird eine Schieds-
stelle gebildet. 

(2) Die Geschäfte der Schiedsstelle werden abwechselnd 
für jeweils eine Amtsperiode nach § 4 von den Organisa-
tionen der Kostenträger nach § 3 Absatz 2 und den Or-
ganisationen der Träger von Pfl egeeinrichtungen nach 
§  3 Absatz  3 geführt, soweit diese Parteien nicht etwas 
anderes vereinbaren. Die abgebende Organisation stellt 
einen nahtlosen Übergang der Tätigkeit der Geschäfts-
stelle sicher. 

(3) Die jeweils für die Führung der Geschäfte zuständi-
gen Organisationen legen den Sitz der Geschäftsstelle 
bis spätestens sechs Monate vor Beginn der folgenden 
Amtsperiode nach § 4 einvernehmlich fest. Kommt eine 
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Einigung über den Sitz der Geschäftsstelle nicht zu-
stande, wird innerhalb eines Kalendermonats nach Ab-
lauf der Frist nach Satz  1 eine Entscheidung durch ein 
Losverfahren herbeigeführt. Das Losverfahren wird von 
der zuständigen Behörde nach § 17 durchgeführt. 

§ 2
Zusammensetzung

(1) Die Schiedsstelle besteht aus einer oder einem un-
parteiischen Vorsitzenden (Vorsitz), zwei weiteren unpar-
teiischen Mitgliedern sowie je vier Vertretungen der Kos-
tenträger und der Träger von Pfl egeeinrichtungen.

(2) Für jede Vertretung der Kostenträger und der Träger 
der Pfl egeeinrichtungen ist jeweils mindestens eine Stell-
vertretung zu bestellen. Für den Vorsitz und die unpartei-
ischen Mitglieder können Stellvertretungen bestellt wer-
den. 

(3) Die unparteiischen Mitglieder sowie deren Stellver-
tretungen dürfen weder haupt- noch nebenberufl ich im 
Bereich der Pfl egekassen oder der Träger von Pfl egeein-
richtungen tätig sein. Sie dürfen darüber hinaus nicht 
Angehörige der zuständigen Behörde nach § 17 sein. Der 
Vorsitz muss die Befähigung zum Richteramt oder zum 
höheren allgemeinen Verwaltungsdienst besitzen.

§ 3
Bestellung

(1) Die beteiligten Organisationen bestellen die Mitglie-
der der Schiedsstelle durch schriftliche Benennung ge-
genüber der Geschäftsstelle.

(2) Beteiligte Organisationen für die Kostenträger sind:

1.  die Landesverbände der gesetzlichen Pfl egekassen,

2.   der Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. 
und

3.  die überörtlichen Träger der Sozialhilfe.

Die Organisationen gemäß Satz  1 Nummer  1 bestellen 
gemeinsam zwei Mitglieder und deren Stellvertretungen. 
Die Organisation gemäß Satz  1 Nummer  2 bestellt ein 
Mitglied und dessen Stellvertretungen. Die Organisatio-
nen gemäß Satz 1 Nummer 3 bestellen ein Mitglied und 
dessen Stellvertretungen. 

(3) Beteiligte Organisationen für die Träger von Pfl ege-
einrichtungen sind:

1.   die Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtspfl ege des Landes NRW,

2.   die Vereinigungen der privatgewerblichen Alten- und 
Pfl egeheime und Pfl egedienste in Nordrhein-Westfa-
len und

3.   der Verband der kommunalen Senioren- und Behin-
derteneinrichtungen in NRW e.V.

Die Organisationen gemäß Satz  1 bestellen gemeinsam 
insgesamt vier Mitglieder und deren Stellvertretungen. 

(4) Der Vorsitz und die weiteren unparteiischen Mitglie-
der der Schiedsstelle sowie deren Stellvertretungen wer-
den von den beteiligten Organisationen nach Absatz  2 
und 3 gemeinsam bestellt. Ihre Bestellung wird wirksam, 
sobald sie sich gegenüber der zuständigen Behörde nach 
§ 16 schriftlich zur Amtsübernahme bereit erklärt haben.

(5) Werden bis spätestens sechs Wochen nach Beginn 
einer Amtsperiode von den beteiligten Organisationen 
keine Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder be-
nannt oder kommt eine Einigung über die Person für den 
Vorsitz und die weiteren unparteiischen Mitglieder oder 
die Stellvertretung nicht zustande und wird auch nie-
mand für das Losverfahren nach §  76 Absatz  2 Satz  5 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pfl egever-
sicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, 
BGBl.  I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 6. Mai 2019 (BGBl. I S. 646) geändert wor-
den ist, benannt, bestellt die zuständige Behörde im Ein-
vernehmen mit dem für die Pfl egeversicherung zuständi-
gen Ministerium auf Antrag einer der beteiligten Organi-
sationen die Mitglieder oder benennt die Personen für 
das Losverfahren.

§ 4
Amtsperiode

(1) Die Amtsperiode der Mitglieder der Schiedsstelle 
sowie ihrer Stellvertretungen beträgt vier Jahre. Die 
Amtsdauer der während einer Amtsperiode neu hinzuge-
tretenen Mitglieder endet mit dem Ablauf der Amtsperi-
ode.

(2) Die Mitglieder bleiben nach Ablauf der Amtsperiode 
bis zu ihrer erneuten Bestellung oder der Bestellung 
ihrer Nachfolge im Amt.

§ 5
Abberufung und Niederlegung

(1) Der Vorsitz und die weiteren unparteiischen Mitglie-
der sowie deren Stellvertretungen können von den betei-
ligten Organisationen nach § 3 Absatz 2 und 3 gemein-
sam abberufen werden. Kommt eine Einigung nicht zu-
stande, kann die zuständige Behörde den Vorsitz und die 
weiteren unparteiischen Mitglieder sowie deren Stellver-
tretungen abberufen, wenn dies eine der beteiligten Or-
ganisationen beantragt.

(2) Die übrigen Mitglieder können von den entsenden-
den Organisationen und im Falle der Benennung nach 
§ 76 Absatz 2 Satz 6 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
durch die zuständige Behörde abberufen werden. Die 
Abberufung ist der Geschäftsstelle unter gleichzeitiger 
Benennung der Person für die Nachfolge schriftlich mit-
zuteilen.

(3) Die Niederlegung des Amtes ist gegenüber der Ge-
schäftsstelle schriftlich zu erklären. Diese hat den Vor-
sitz, die beteiligten Organisationen und die zuständige 
Behörde zu benachrichtigen.

§ 6
Amtsführung, Sitzungsteilnahme

(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle haben im Falle der 
Verhinderung die Geschäftsstelle rechtzeitig zu benach-
richtigen.

(2) Die Mitglieder der Schiedsstelle haben auch nach 
Beendigung ihrer Tätigkeit über die ihnen dabei bekannt 
gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu be-
wahren. Ein Mitglied der Schiedsstelle darf weder bera-
tend noch entscheidend mitwirken, wenn die Entschei-
dung eine Pfl egeeinrichtung des Rechtsträgers betrifft, 
bei dem es tätig ist.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für stellvertretende Mit-
glieder entsprechend.

(4) Vertreterinnen und Vertreter der zuständigen Behörde 
können an der Sitzung teilnehmen.

§ 7
Einleitung des Schiedsverfahrens, Mitwirkungspfl icht

(1) Kommen Vereinbarungen nach dem Elften Buch So-
zialgesetzbuch nicht zustande und ist für diesen Fall eine 
Entscheidung der Schiedsstelle nach § 76 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch vorgesehen, beginnt das Schieds-
verfahren mit dem von einer der Vertragsparteien gestell-
ten Antrag. Der Antrag ist schriftlich an den Vorsitz der 
Schiedsstelle zu richten und hat den Sachverhalt zu er-
läutern, ein zusammenfassendes Ergebnis der vorange-
gangenen Verhandlung darzulegen sowie die Teile aufzu-
führen, über die eine Einigung nicht zustande gekommen 
ist.

(2) Die Geschäftsstelle leitet der anderen Vertragspartei 
oder den anderen Vertragsparteien eine Kopie des An-
trags zu. Die Erwiderung des Antrags erfolgt binnen drei 
Wochen nach Eingang der Antragsunterlagen gemäß 
Satz 1. Liegt eine Erwiderung des Antrags innerhalb der 
in Satz 2 genannten Frist nicht vor, kann der Vorsitz der 
Schiedsstelle festlegen, dass die Schiedsstelle auch ohne 
Gegenäußerung über den Antrag entscheidet oder unter 
Berücksichtigung der Interessen der antragstellenden 
Partei eine angemessene Nachfrist setzen. 

(3) Auf Verlangen haben die Vertragsparteien der 
Schiedsstelle die für die Vorbereitung und Entscheidung 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und weitere not-
wendige Unterlagen vorzulegen.
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§ 8
Verfahren

(1) Der Vorsitz der Schiedsstelle lädt die Mitglieder der 
Schiedsstelle und die Vertragsparteien unverzüglich nach 
Vorliegen der entscheidungsrelevanten Unterlagen 
schriftlich mit einer Frist von mindestens zwei Wochen 
zu den Sitzungen der Schiedsstelle ein und unterrichtet 
die zuständige Behörde nach § 16.

(2) Zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung und 
zur Erörterung der Rechtslage und der Möglichkeiten 
einer einvernehmlichen Lösung kann der Vorsitz Erörte-
rungstermine anberaumen, zu dem die Parteien geladen 
werden und seitens der Schiedsstelle der Vorsitz und eine 
Vertretung der Geschäftsstelle nach § 1 Absatz 2 teilneh-
men.

(3) Die Schiedsstelle entscheidet aufgrund mündlicher 
Verhandlung. Die Verhandlung ist nicht öffentlich und 
fi ndet in Nordrhein-Westfalen statt.

(4) Die Schiedsstelle kann auch ohne mündliche Ver-
handlung entscheiden, wenn die Vertragsparteien auf 
eine mündliche Verhandlung verzichtet haben oder wenn 
sie in der Ladung darauf hingewiesen worden sind, dass 
bei Nichterscheinen auch in ihrer Abwesenheit verhan-
delt werden kann.

(5) Beratung und Beschlussfassung erfolgen in Abwe-
senheit der Vertragsparteien.

(6) Sachverständige und Zeugen können auf Beschluss 
der Schiedsstelle zur Verhandlung hinzugezogen werden, 
wenn die künftigen Vertragsparteien dies beantragen 
oder die Schiedsstelle dies für erforderlich hält.

§ 9
Beschlussfähigkeit

Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, wenn neben dem 
Vorsitz und einem weiteren unparteiischen Mitglied 
mindestens je zwei Vertretungen nach § 3 Absatz 2 und 3 
anwesend sind. Ist die Beschlussfähigkeit nicht gegeben, 
kann der Vorsitz anordnen, dass in der nächsten Sitzung 
über denselben Gegenstand auch dann entschieden wird, 
wenn insgesamt neben dem Vorsitz mindestens sechs 
Mitglieder anwesend sind und die Parität zwischen Kos-
tenträger- und Leistungserbringerseite gewahrt ist. Hier-
auf ist in der Ladung zur nächsten Sitzung hinzuweisen.

§ 10
Entscheidungen der Schiedsstelle

(1) Kommt eine Entscheidung der Schiedsstelle in Ange-
legenheiten der Pfl egesatzverfahren nach § 85 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch innerhalb von sechs Wochen 
nach Ablauf der Frist nach § 7 Absatz 2 nicht zustande, 
kann die antragstellende Partei bei der zuständigen Be-
hörde gemäß §  16 die unverzügliche Anforderung eines 
Berichts der Geschäftsstelle über die Hinderungsgründe 
beantragen, der auch dem für die Pfl egeversicherung zu-
ständigen Ministerium vorzulegen ist. Mit der Vorlage 
des Berichts ist soweit möglich ein konkreter Entschei-
dungstermin zu benennen. 

(2) Die Entscheidung der Schiedsstelle wird nach der 
Beratung mündlich verkündet. Sie ist schriftlich zu be-
gründen und den Vertragsparteien mit Rechtsmittelbe-
lehrung zuzustellen.

(3) Die Schiedsstelle beschließt auch über die Veröffent-
lichung von Entscheidungen. Das Nähere kann in der zu 
erlassenden Geschäftsordnung nach §  15 geregelt wer-
den.

§ 11
Verfahrensgebühr

(1) Für jedes Verfahren wird eine Gebühr zwischen 600 
Euro und 6 000 Euro erhoben.

(2) Die Entscheidung über die Höhe der Gebühr und 
deren Verteilung auf die Vertragsparteien trifft die oder 
der Vorsitzende durch Beschluss. Die Gebühr wird mit 
der Bekanntgabe des Beschlusses fällig.

§ 12
Entschädigung der Mitglieder

(1) Der Vorsitz, die weiteren unparteiischen Mitglieder 
und die Stellvertretungen erhalten Reisekosten nach den 
Vorschriften über die Reisekostenvergütung für Beamte 
des Landes nach dem Landesreisekostengesetz vom 16. 
Dezember 1998 (GV. NRW. S.  738), das zuletzt durch 
 Artikel 32 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 310) geändert worden ist, von der Geschäftsstelle. Sie 
erhalten für notwendige Auslagen und für den Zeitauf-
wand von der Geschäftsstelle einen Pauschalbetrag, des-
sen Höhe die beteiligten Organisationen mit Zustim-
mung der zuständigen Behörde festsetzen. Kommt eine 
Regelung nicht zustande, entscheidet die zuständige Be-
hörde.

(2) Die übrigen Mitglieder und Stellvertretungen haben 
Anspruch auf Erstattung ihrer Reisekosten, notwendigen 
Auslagen und auf eine Entschädigung für ihren Zeitauf-
wand durch die entsendende Organisation.

§ 13
Entschädigung für Zeugen und Sachverständige

Sachverständige und Zeugen, die auf Beschluss der 
Schiedsstelle hinzugezogen worden sind, erhalten eine 
Entschädigung nach dem Justizvergütungs- und -ent-
schädigungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776), 
das zuletzt durch Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes vom 11. 
Oktober 2016 (BGBl. I S. 2222) geändert worden ist.

§ 14
Kostenverteilung

Die in § 3 Absatz 2 und 3 genannten beteiligten Organi-
sationen tragen die Kosten für die von ihnen bestellten 
Mitglieder und Stellvertretungen. Die nach Abzug der 
Verfahrensgebühr verbleibenden Kosten für die unpar-
teiischen Mitglieder und der Stellvertretungen sowie die 
sonstigen Kosten der Schiedsstelle einschließlich der Ge-
schäftsstelle tragen die beteiligten Organisationen antei-
lig entsprechend der Zahl ihrer Mitglieder in der 
Schiedsstelle. Die Geschäftsstelle hat den beteiligten Or-
ganisationen die entstandenen Einnahmen und Ausga-
ben einmal jährlich nachzuweisen.

§ 15
Geschäftsordnung

Die Schiedsstelle gibt sich eine Geschäftsordnung, die 
der Zustimmung des für die Pfl egeversicherung zustän-
digen Ministeriums bedarf. Kommt keine Geschäftsord-
nung zustande, kann sie durch die zuständige Behörde 
mit Zustimmung des für die Pfl egeversicherung zustän-
digen Ministeriums erlassen werden.

§ 16
Zuständige Behörde

Zuständige Behörde im Sinne des § 76 Absatz 2 Satz 6 
und Absatz  4 des Elften Buches Sozialgesetzbuch und 
dieser Verordnung ist die Bezirksregierung Köln.

§ 17 
Berichtspfl ichten

Die Geschäftsstelle der Schiedsstelle teilt der zuständi-
gen Behörde gemäß § 16 sowie dem für die Pfl egeversi-
cherung zuständigen Ministerium jeweils bis zum 31. 
März des Folgejahres die Zahl der durchgeführten Ver-
fahren, die Anrufungsgründe und die Ausgänge der Ver-
fahren mit.

§ 18
Übergangsvorschriften

(1) Die erste Amtsperiode nach Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung beginnt am 1. März 2020 und endet mit Ablauf 
des 31. Dezember 2024. Die Amtsdauer der bis zum In-
krafttreten dieser Verordnung im Amt befi ndlichen 
Schiedsstelle gilt bis zum Beginn der ersten Amtsperiode 
nach Satz 1 fort.  
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(2) Für die erste Amtsperiode nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung werden die Geschäfte der Schiedsstelle bei 
der Geschäftsstelle der Arbeitsgemeinschaft der Spitzen-
verbände der Freien Wohlfahrtspfl ege des Landes NRW 
in Düsseldorf geführt. 

§ 19
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspfl icht

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Schiedsstellenverordnung vom 
21. März 1995 (GV. NRW. S. 285), die zuletzt durch Arti-
kel 178 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306) 
geändert worden ist, außer Kraft.

(3) Für Schiedsstellenverfahren, die vor Beginn der ers-
ten Amtsperiode nach dieser Verordnung eingeleitet wur-
den, gelten die Regelungen der Schiedsstellenverordnung 
gemäß Absatz 2 bis zur Beendigung des Verfahrens fort.

(4) Das für die Pfl egeversicherung zuständige Ministe-
rium berichtet der Landesregierung bis zum 31. Dezem-
ber 2025 über die Auswirkungen dieser Verordnung.

Düsseldorf, den 9. Juli 2019

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Armin  L a s c h e t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

– GV. NRW. 2019 S. 371
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Zweites Gesetz zur Änderung des Alten- und 
 Pfl egegesetzes Nordrhein-Westfalen

Vom 12. Juli 2019

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Zweites Gesetz zur Änderung 
des Alten- und Pfl egegesetzes Nordrhein-Westfalen

Artikel 1 

Das Alten- und Pfl egegesetz Nordrhein Westfalen vom 
2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 625), das zuletzt durch Ar-
tikel 10 des Gesetzes vom 22. März 2018 (GV. NRW. 
S. 172) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)   In der Angabe zu §  5 wird das Wort „und“ nach 
dem Wort „Krankenhäusern“ durch das Wort 
„sowie“ ersetzt.

 b)   In der Angabe zu §  21 wird das Wort „, Daten-
schutz“ gestrichen.

2.   In der Überschrift von §  5 wird nach dem Wort 
„Krankenhäusern“ das Wort „sowie“ eingefügt.

3.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „Diese Einrichtungen können auf Basis der bis 
einschließlich zum 31. Dezember 2019 geltenden 
Bescheide auch für die Jahre 2020 und 2021 ab-
rechnen.“

 b)   Der zweite Absatz  3 und Absatz  4 werden aufge-
hoben.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 12. Juli 2019

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L.S.) Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

– GV. NRW. 2019 S. 374

Genehmigung der 22. Änderung
des Regionalen Flächennutzungsplans

der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr 
für die Stadtgebiete der Städte Bochum, 

Essen, Gelsenkirchen, Herne, 
Mülheim an der Ruhr und Oberhausen, 

im Gebiet der Stadt Mülheim an der Ruhr
Vom 3. Juli 2019

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen haben in 
ihren Sitzungen vom 23. Januar 2019 bis 26. Februar 
2019 die 22. Änderung des Regionalen Flächennutzungs-
plans für die Planungsgemeinschaft der Städteregion 
Ruhr im Gebiet der Stadt Mülheim an der Ruhr (Düssel-
dorfer Straße / Kassenberg) beschlossen. Diese Änderung 
hat mir die Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr 
mit Schreiben vom 20. März 2019 – Aktenzeichen: 61-2-1 
– gemäß §  39 Absatz  2 Landesplanungsgesetzes NRW 
vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S.  430), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Landesplanungsge-
setzes NRW vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. S. 868), zur 
Genehmigung vorgelegt.

Diese Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
habe ich mit Erlass vom 13. Juni 2019 – Aktenzeichen: 
VIII B 3 – 30.18.01.06 – 22 MH – gemäß §  39 Absatz  2 
Landesplanungsgesetz NRW im Einvernehmen mit den 
fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt.

Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach §  14 
Satz  1 Landesplanungsgesetz NRW. Gemäß §  14 Satz  3 
Landesplanungsgesetz NRW wird die Änderung des Re-
gionalen Flächennutzungsplans bei dem Regionalver-
band Ruhr (Regionalplanungsbehörde) sowie den Städ-
ten Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an 
der Ruhr und Oberhausen zur Einsicht für jedermann 
niedergelegt.

Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
wird mit der Bekanntmachung der Genehmigung wirk-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 15 vom 23. Juli 2019 375

sam. Dabei sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 Raumord-
nungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2986), 
das zuletzt durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. 
August 2015 (BGBl.  I S.  1474) geändert worden ist, zu 
beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in § 15 Landesplanungsge-
setz NRW in Verbindung mit §  12 Absatz  5 Raumord-
nungsgesetz genannte Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung bei 
der Erarbeitung und Aufstellung der Änderung des Regi-
onalen Flächennutzungsplans unbeachtlich werden, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung der Änderung des Regionalen Flächennutzungs-
plans gegenüber dem Regionalverband Ruhr (Regional-
planungsbehörde) unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden ist. 

Düsseldorf, den 3. Juli 2019

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Alexandra  R e n z 

– GV. NRW. 2019 S. 374

24. Änderung des Regionalplans Münsterland
auf dem Gebiet der Gemeinde Mettingen 

Vom 8. Juli 2019

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Münster hat in 
seiner Sitzung am 1. April 2019 die 24. Änderung des Re-
gionalplans Münsterland für den Regierungsbezirk 
Münster, Erweiterung eines Allgemeinen Siedlungsberei-
ches (ASB) auf dem Gebiet der Gemeinde Mettingen im 
Rahmen eines Flächentausches, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Münster mit Bericht vom 2. April 2019 – Aktenzeichen: 
32.01.02.24 – gemäß § 19 Absatz 6 des Landesplanungs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 (GV. 
NRW. S.  430), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. S. 868) geändert wor-
den ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Münster (Regionalplanungsbe-
hörde) sowie dem Kreis Steinfurt und der Gemeinde 
Mettingen zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel 2 Ab-
satz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) 
geändert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in §  15 des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 11 Absatz 5 des Raumordnungsgesetzes genannte Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln des Abwägungsvorgangs bei der Erarbeitung 
und Aufstellung der Änderung des Regionalplans unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit Bekanntmachung des Regionalplans gegenüber der 
Bezirksregierung Münster (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 24. Änderung des Regionalplans Münsterland 
kann Klage vor dem Oberverwaltungsgericht für das 

Land Nordrhein-Westfalen erhoben werden. Die Klage 
ist innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung zu er-
heben.

Düsseldorf, den 8. Juli 2019

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

 Dr. Alexandra  R e n z

– GV. NRW. 2019 S. 375
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